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Vorwort. 


Aus Anlaß der Volksabſtimmung im weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebiet hat der 
Deutſche Ausſchuß für Weſtpreußen, der als Zentralſtelle der vereinigten Arbeitsgemein- 
ſchaften der politiſchen Parteien die deutſche Bevölkerung des Abſtimmungsgebiets ver 
körpert, der лікте егіп Kommiſſion eine Denkſchrift überreicht, die hiermit der Offent- 
lichkeit übergeben wird. Die Denkſchrift hat den Zweck, der Interalliierten Kommiſſion 
in Marienwerder und dem Oberſten Nate in Paris, darüber hinaus aber auch der 
breiteren Öffentlichkeit ein klares und ungefärbtes Bild der Verhältniſſe des weſtpreußiſchen 
Abſtimmungsgebiets zu geben. Wir haben es ſchmerzlich empfunden, daß es überhaupt 
möglich geweſen iſt, einen Bezirk, der fo urdeutſch iſt wie der unſrige, den Unbequem- 
lichkeiten und Erregungen einer Volksabſtimmung auszuſetzen. Inzwiſchen dürften ſich 
die Vertreter der Alliierten Mächte ſelbſt davon überzeugt haben, daß die Zweifel am 
deutſchen Charakter des weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebiets jeder Begründung entbehrten. 
Um aber reſtloſe Aufklärung zu verbreiten, wenden wir uns mit dieſer Darſtellung an 
alle, die es angeht, und das ſind in erſter Linie die zur förmlichen Entſcheidung über 
unſer Schickſal berufenen Stellen, in zweiter Linie aber iſt es die öffentliche Meinung 
der Welt. — Unter Gebiet über deſſen Zukunft jetzt die Entſcheidung fallen ſoll, 1) 
räumlich klein und birgt innerhalb ſeiner Grenzen auch nur eine geringe Einwohnerzahl. 
Aber durch die Anordnung der Volksabſtimmung iſt unſer künftiges Schickſal eine öffentliche 
Angelegenheit der ganzen Welt geworden, und wir bauen darauf, daß man überall unſere 
Stimme hören wird, mit der wir laut verkünden: Wir ſind die deutſchen Bewohner 
eines deutſchen Gebiets und wollen niemals polniſch werden, ſondern wir wollen, daß 
unſer in ſich geſchloſſenes, wirtſchaftlich und geographiſch einheitliches Gebiet ganz und 
ungeteilt mit Oſtpreußen und dadurch auch mit unſerer lieben deutſchen Heimat ver. 
einigt bleibt. 


Marienwerder, im Juli 1920. 


Deutſcher Ausſchuß für Weſtpreußen. 
Goerdeler. CLöwel. Dr. Schuffels. Sommer. Weiß. 
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Aberſicht. 


A. Einleitung. 


Der unmittelbare Anlaß zur Abfaſſung der vorliegenden Schrift ergibt fic) aus 
dem Friedensvertrage. Dieſer ſieht vor, daß bei der Feſtſetzung der Grenze auch 
geographiſche und wirtſchaftliche Momente mit herangezogen werden ſollen. Da das 
Urteil über dieſe ſchwankte, weil keines losgelöſt von geſchichtlichen oder wirtſchaftlichen 
Zuſammenhängen betrachtet werden kann, fo ergibt ſich die Notwendigkeit einer Фат, 
ſtellung derjenigen Tatſachen, welche nach Meinung der deutſchen Bevölkerung als ſicher 
begründet berüdfichtigt werden müſſen. Denn die im Friedensvertrag vertretene де 
ſchichtliche Anſchauung entſpricht nicht der Volksmeinung. 

Im einzelnen wird auf die ausführlichen Darlegungen in der Denkſchrift ſelbſt 
und den ihr beigefügten Anlagen verwieſen. 

Die Denkſchrift geht von den im Friedensvertrage von Verſailles enthaltenen 
Vorſchriften und den in der Antwortnote der Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächte 
vom 16. Juni 1919 entwickelten Grundſätzen aus. Nach den feierlichen Erklärungen 
der Antwortnote Tal der Friede ein gerechter und dauerhafter fein und allen klar 
beſtimmten nationalen Beſtrebungen die vollſte Befriedigung zuteil werden lafjen, die 
ihnen gewährt werden kann, ohne neue Gründe der Zwietracht und des Gegenſatzes zu 
schaffen, welche mit der Zeit den Frieden Europas und folglich den der Welt zunichte 
machen könnten (Antwortnote S. 10 und 80). Deshalb ſollte bei der Vornahme 
endgültiger territorialer Regelungen neben der geſchichtlichen Entwickelung namentlich 
die gegenwärtige nationale Zuſammenſetzung der Bevölkerung und nur aus- 
nahmsweiſe die geographiſche und wirtſchaftliche Lage des betreffenden Gebietes ent- 
ſcheiden (Antwortnote S 18 bis 20). Als ſolche Ausnahmen kennt die Antwortnote 
überhaupt nur zwei Fälle, nämlich: 

1. lebenswichtige Intereſſen der berückſichtigten Nationen, namentlich wenn 
es ſich um die Erlangung eines einzigen Zuganges zum Meere für einen 
Binnenſtaat handelt (vgl. S. 21, 22 der Antwortnote wegen der Seehäfen 
Danzig und Memel), und 

2. örtliche Rückſichten, wenn eine der einen Nationalität angehörende Sprach 
inſel durch eine volksfremde Umgebung vom eigenen Nationalftaate getrennt 
iſt und ſich nun wegen ihrer abgeſchnittenen Lage der ſie rings umgebenden 
andersſprachigen Mehrheit fügen muß (vgl. S. 19). Dieſes Schickſal hat 
insbeſondere die Zone von Bromberg betroffen, die nach dem ausdrücklichen 
Zugeſtändnis der Antwort überwiegend von Deutſchen bewohnt iſt, aber 
inmitten einer Region liegt, in deren Geſamtgebiet angeblich die Polen 
überwiegen (Antwortnote S. 19). 

Indem der Friedensvertrag davon abgeſehen hat, über das Abſtimmungsgebiet 

von Marienwerder ſofort eine endgültige Entſcheidung zu treffen und ſtatt deſſen eine 
Volksabſtimmung angeordnet hat, hat er alſo in klarer Weiſe ein lebenswichtiges, 
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geographiſches oder wirtſchaftliches Intereſſe des polniſchen Staates am 
ganzen Abſtimmungsgebiet oder an ſeinen einzelnen Teilen verneint und 
das Schickſal des Gebietes im ganzen in die Hände der Einwohner gelegt. Wir be— 
dauern ſchmerzlich, daß infolge falſcher Informationen von polniſcher Seite die jedem 
Beobachter des Landes ins Auge ſpringende Wahrheit nicht erkannt worden iſt, daß 
das Abſtimmungsgebiet als alter deutſcher Kulturboden ohne jede Abſtimmung beim 
Deutſchen Reich hätte verbleiben müſſen. Aber wir ſtellen gern feſt, daß uns der 
Friedensvertrag eben durch die Anordnung der Volksabſtimmung wenigſtens davor hat 
ſichern wollen, gegen unſeren deutlich kundgegebenen Willen an Polen zu fallen. 

Nach Artikel 97 Abſ. 4 iſt die Grenze zwiſchen Oſtpreußen und Polen unter 
Berückſichtigung ſowohl des durch die Abſtimmung kundgegebenen Willens der Einwohner 
als auch der geographiſchen und wirtſchaftlichen Lage der Ortſchaften in dieſer Gegend 
(des localités) zu ziehen. In erſter Linie und maßgeblich entſcheidet alſo 
das Ergebnis der Volksabſtimmung, und nur örtliche, geographiſche oder wirt— 
ſchaftliche Gründe können zu einer Ausnahme führen, d. h. alſo nur ſolche Ortſchaften, 
die Пф etwa im Gegenſatze zu ihrer Umgebung für die im Geſamtgebiete in der 
Minderheit bleibende Nation (mit anderen Worten: für Polen) entſcheiden ſollten, müſſen 
ſich, wenn ſie geographiſch oder wirtſchaftlich beſonders ungünſtig zu dem von ihnen 

erſtrebten Staate liegen, der fie umgebenden anderssprachigen Mehrheit fügen. Ohne 
Bedeutung für die Entſcheidung über die Gebietshoheit iſt die Beſtimmung des Artikels 97 
Abſ. 4 über die Regulierung und Verbeſſerungsarbeiten an der Weichſel und ihrem 
rechten Ufer; denn infoweit handelt es ſich lediglich um ein rein techniſches Aufſichts— 
recht. Dagegen nötige die Beſtimmung des Abſ. 5 über den Zugang Oſtpreußens 
zur Weichſel dazu, dem Deutſchen Reiche inſoweit auch die Gebietshoheit zu belaſſen, 
da es einen anderen Schutz gegen polniſche Vertragsverletzungen nicht gibt. 

In der Vorausſicht des zweifellos weit überwiegend deutſchen Ergebniſſes der 
Volksabſtimmung erwartet die deutſche Bevölkerung des Abſtimmungsgebietes daher von 
den Alliierten Hauptmächten, daß fie im Einklang mit den »Wünſchen und Sympathien 
der Bevölkerung des Abſtimmungsgebietes ganz und ungeteilt an Oſtpreußen 
geben und uns auf dieſe Weiſe die Gerechtigkeit widerfahren laſſen werden, die uns 
im Friedensvertrage und in der Antwortnote feierlich verſprochen worden iſt (Antwort⸗ 
note S. 80). 


B. Die Verhältniſſe des Abſtimmungsgebietes. 


L Geographiſches. | 

Das Abſtimmungsgebiet gehört ſeinem geologiſchen Charakter nach zur nord. 
deutſchen Tiefebene und bildet innerhalb dieſer eine geographiſche Einheit zuſammen mit 
der Provinz Oſtpreußen. Die Bodengeſtaltung, Verteilung von Waſſer und Land, Klima 
unterſcheidet fic) in nichts von dem übrigen Norddeutſchland. 

Nach zwei Seiten, nämlich nach Weſten und Norden, wird das Gebiet von der 
Weichſel und ihrem rechten Mündungsarm der Nogat begrenzt. Die Südgrenze iſt durch 
adminiſtrative Geſichtspunkte beſtimmt. Es fehlt hier die Berückſichtigung der natürlichen 
geographiſchen Grenzen wie ſie bei der im übrigen mit dem heutigen Abſtimmungsgebiet 
übereinſtimmenden alten Landſchaft Pomeſanien durch die Oſſa gebildet wurde. 

Nach Oſten fehlt jegliche natürliche Begrenzung. Das Abſtimmungsgebiet geht 
hier unmerklich in das oſtpreußiſche Landſchaftsbild über. 10 їн 


П. Geſchichtliches. 


Das Abſtimmungsgebiet hat zur einen Hälfte niemals, zur anderen Hälfte nur 
vorübergehend der polniſchen Oberhoheit unterſtanden, iſt aber niemals rechtmäßig 
ein Teil des Polnischen Staates gewefen. 

Seit den früheſten Zeiten wohnte hier ein germaniſcher Volksſtamm, die Goten, 
die während der Völkerwanderung zum größten Teile das Gebiet verließen. Seit dem 
9. Jahrhundert war das Land von den Pruzzen bewohnt, einem den Litauern verwandten 
Stamme. Weſtlich anſchließend jenſeits der Weichſel wohnte im 11. Jahrhundert ein 
ſlaviſcher Volksſtamm, die Kaſſuben. Die Pruzzen waren ein kriegeriſches Bolk, das 
Bekehrungsverſuchen lange hartnäckig widerſtand. Häufig fielen ſie in die weſtlich und 
ſüdlich angrenzenden Gebiete ein. Da die polniſchen Herzöge nicht imſtande waren, die 
Pruzzen abzuwehren, wandten ſie ſich an den deutſchen Ritterorden, erbaten und erhielten 
{еше Hilfe gegen die Pruzzen. Dafür wurde dem Ritterorden alles Land nördlich der 
Drewenz als Eigentum und Herrſchaftsgebiet feierlich und vertraglich zugeſprochen. Auf 
dieſe Bedingungen hin begann der deutſche Ritterorden 1231 die Eroberung des Pruzzen⸗ 
landes, und es gelang ihm, in 50 Jahren harten Kampfes, zäher Arbeit, dieſen Land⸗ 
ſtrich nicht nur zu erobern, ſondern auch zu folonifieren. ) 

Die Bevölkerung des Landes wurde deutſch, deutſch wurde die Sprache, deutſches 
Recht regelte die Beziehungen der Bevölkerung, deutſche Baukunſt und deutſche Kultur 
drückten dem Lande ihren Stempel auf. Die frühere Wildnis wurde in blühendes 
Kulturland verwandelt. Die Zeugen dieſer deutſchen Vergangenheit des Landes finden 
fic) allerorten in deutſchen Ortsnamen, deutſchen Kirchen, Städten und Schlöſſern. 
Alle Städte, nicht nur des Abſtimmungsgebietes, ſondern des geſamten Preußenlandes 
entſtammen dieſer Zeit, und weil dieſer Staat deutſch war, führte der größte deutſche 
Bundesſtaat nach ihm den Namen Preußen. 

Zunächſt Grenzſtreitigkeiten, dann innere Zwiſtigkeiten, führten zu Beginn des 
15. Jahrhunderts zu Kriegen mit Polen, deren Folge ein Wechſel der Oberhoheit war. 
Gegen Zuſicherung völliger Freiheit, freier Verwaltung und Verfaſſung wurde dem Polen: 
könig die Oberhoheit über den weſtlichen Teil des Landes von dem Ritterorden abgetreten. 
Etwa 100 Jahre lang blieben die Rechte der deutſchen Bevölkerung unangetaſtet. 
Die Beziehungen zwiſchen der polniſchen Krone und dem Preußenſtaate wurde durch 
eine preußiſche Geſandtſchaft am polniſchen Hofe und beim polniſchen Reichstage geregelt. 
Im Jahre 1569 aber vernichtete ein polniſcher König die feierlich verbrieften preußiſchen 
Rechte durch das Dekret von Lublin, indem er den preußiſchen Ständen die Verpflichtung 
auferlegte, in Zukunft keine Geſandten mehr, ſondern Abgeordnete zum Reichstage ¿u 
entſenden. 

Damit erſt wurde der größere Teil des Gebietes der früheren Provinz Weft. 
preußen zu einer Provinz des Polniſchen Staates. Hierzu gehörten vom heutigen 910» 
ſtimmungsgebiet die beiden Kreiſe Stuhm und Marienburg. Während die ſtädtiſche Зе 
völkerung ihren deutſchen Charakter größtenteils behielt, ſetzte auf dem Lande eine {мге 
polniſche Einwanderung ein, deren Reſte ſich noch heute in den polniſchen Teilen des 
Kreiſes Stuhm zeigen. Die Polen konnten ſich jedoch als Einwanderer im allgemeinen 
nur auf leichtem und leicht zu bewirtſchaftendem Boden anſiedeln und bebaupten. Das 
Gebiet der Niederung blieb wie die Städte, ſeloſt zur Zeit der polniſchen Herrſchaft, 
im weſentlichen deutſch. 

Der öſtliche Teil des alten Preußenlandes war infolge des Glaubenswechſels 
des letzten Hochmeiſters des deutſchen Ritterordens, Albrechts von Hohenzollern, jäkula- 
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vifiert worden und 1618 in den Beſitz Brandenburg⸗Preußen gekommen. Dazu де 
hörten auch von dem gegenwärtigen Abſtimmungsgebiet die Kreiſe Marienwerder und 
Roſenberg ſowie das Gebiet von Groß Leiſtenau im Süden des heutigen Abftimmungs- 
gebietes. 

Die Aufteilung Polens im 18. Jahrhundert ermöglichte es, den Zuſammenhang 
mit dieſem öſtlichen Landesteil, der deutſch geblieben war, und der ganzen Provinz 
wieder herzuſtellen, und damit das alte deutſche Ordensland feinem Mutterlande, Deutjch- 
land, im urſprünglichen Umfange zu vereinigen. Somit war die Erwerbung Friedrichs 
des Großen im Jahre 1772 keine Annexion, ſondern eine Desannexion, d. h. eine 
Wiedergutmachung. 

Die hieran anſchließende Epoche der Wiedererneuerung der alten deutſchen Kultur 
in dieſen Gebieten verkörpert eine der gewaltigſten Leiſtungen des preußiſchen Staates 
und der deutſchen Bevölkerung Weſtpreußens. Ihre Erfolge liegen vor allen Augen, und 
es bedarf nur des Überſchreitens der Grenze nach Kongreßpolen, um in den Unterſchieden 
zwiſchen beiden Gebieten zu erkennen, daß das Abſtimmungsgebiet, wie auch der абу 
tvetene Teil Weſtpreußens, in feiner äußeren Erſcheinung und nach feinem inneren Werte 
ein deutſches Land iſt. Das Polentum in ihm beſteht aus Einwanderern, die im Laufe 
des 16. bis 18. Jahrhunderts zugezogen ſind. Ein weſentliches Kulturelement hat die 
polniſche Herrſchaft nicht gebracht; ſtets hat deutſches Recht gegolten. 

Darum gibt ſich die deutſche Bevölkerung der zuverſichtlichen Hoffnung hin, daß 
die interalliierte Kommiſſſon, geleitet von den Grundſätzen des Rechts, ihren Einfluß 
dahin geltend machen wird, daß der nationale Zuſammenhang des Annie 
mit Deutſchland auch пен beſtehenbleibt. 


Ш. Die gegenwärtige Zuſammenſetzung der Bevölkerung. 

Der Beurteilung der gegenwärtigen Zuſammenſetzung der Bevölkerung wird 
zweckmäßigerweiſe das Ergebnis der Volkszählung vom Jahre 1910 zugrunde gelegt, 
der letzten Zählung, welche die Mutterſprache berückſichtigt. 

Das Abſtimmungsgebiet umfaßt rund 2461 qkm mit 160 567 Einwohnern, 
davon waren 85 v. H. Deutſche, 15 v. H. Polen. Im Kreiſe Marienwerder beträgt 
der Prozentſatz der deutſchen Bevölkerung 91 v. H., in Roſenberg 92 v. H., Marienburg 
98 v. H. Der Kreis Stuhm zählt 58 v. H. deutſche und 42 v. H. polniſche Einwohner. 
Die Deutſchen ftellen die Hauptmaſſe der Bevölkerung der Städte dar. Auch in den 
ländlichen Ortſchaften ſtehen die Polen ſowohl als Bewohner wie als Grundbeſitzer 
hinter den Deutſchen beträchtlich zurück. In der Weichſelniederung ift der Grundbeſitz 
ganz in deutſcher Hand. Auch die überwiegende Mehrzahl der ſtädtiſchen Gewerbebe⸗ 
triebe iſt in deutſchem Beſitz. An Zahl, wirtſchaftlicher Bedeutung und kultureller 
Leiſtungsfähigkeit überwiegt das Deutſchtum das Polentum bei weitem. Von polniſcher 
Seite wird zwar immer der Kreis Stuhm als polniſches Land hingeſtellt. In Wirt 
lichkeit befinden ſich auch hier die Polen in der Minderheit (42 v. H.). Außerdem iſt 
ein großer Teil der Bewohner erſt im Laufe der Zeit polonifiert worden. Nicht 
weniger als 27 v. H. der Perſonen mit polniſcher Mutterſprache tragen noch heute 
einen deutſchen Familiennamen. Von den 72 Landgemeinden im Kreiſe Stuhm weiſen 
nur 29 eine polniſche Mehrheit auf, von den 51 Gutsbezirken nur 25. Während in 
den 13 von den 125 ländlichen Ortſchaften gar keine Polen vorhanden find, fehlen die 
Deutſchen völlig nur in 3 Gemeinden. Die Orte mit polniſcher Mehrheit liegen lediglich 
in der Mitte des Kreiſes auf einem eng umgrenzten und durch deutſche Siedlungen 
ſtark beſchränkten Raum. In der Mitte der polniſchen Enklave wiederum liegen größere 
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Orte mit deutſcher Mehrheit. Es ift deshalb nicht möglich, den Kreis Stuhm aus 
dem Zuſammenhang des deutſchen Sprachgebietes herauszureißen, zu dem er nach ſeiner 
geographiſchen Lage und Veſchaffenheit, ſeiner wirtſchaftlichen Tendenz, feiner Bevölkerung 
und Kultur durchaus gehört. Aber auch die Sympathien der polniſch ſprechenden 
Bevölkerung gehören nicht dem neuen polniſchen Staatsweſen. Ihre Anſprüche ans 
Leben, ſei es in Lohn und Behandlung, in ſozialer Fürſorge, in Rechtſprechung und 
öffentlicher Ordnung, find deutſch beſtimmt und Ip Meier Art in Polen völlig unbekannt 
und unverſtändlich. Schon heute zeigt die nur mühſam unterdrückte, durch ſchärfſte 
Kontrolle im Zaum gehaltene Auswanderungsluſt polniſcher Arbeiter aus dem abge- 
tretenen Gebiet, daß der Unterſchied zwiſchen den Bewohnern von Polniſch Preußen und 
dem eigentlichen Polen viel größer iſt als der Unterſchied zwiſchen der deutſchen und 
polniſchen Bevölkerung im ehemaligen Weſtpreußen. 


IV. Wirtſchaſtliches. 
a. Verkehr. 

Gemäß der Einheit der Oberflächengeſtaltung Norddeutſchlands ergeben ſich be- 
ſtimmte, der hiſtoriſchen Entwickelung entſprechende Notwendigkeiten für die Verkehrs. 
politik, die in der Vergangenheit als erfüllt angeſehen werden durften, die aber in der 
Gegenwart als gefährdet erſcheinen. 


Binnenverkehr. 

Im Hinblick auf den Binnenverkehr betrachtet, liegt das weſtpreußiſche Ab- 
ſtimmungsgebiet eingebettet in die größere Einheit der Provinz Oſtpreußen als deren 
Verbindungsglied mit der Weichſel. Beide Landesteile, zwiſchen dem Memelſtrom und 
der Weichſel liegend, bilden ein Ganzes, welches ohne Gefährdung der Lebensfähigkeit 
beider Teile nicht zerriſſen werden darf. Die vorhandenen Verkehrswege bilden ein 
zuſammenhängendes Netz. Die wichtigſten Bahnen der Provinz Oſtpreußen münden in 
Marienburg. Marienburg iſt der Hauptumſchlagplatz für den Eiſenbahnverkehr der 
Provinz Oſtpreußen nach Weſten. Bei Abtretung des weſtpreußiſchen Abſtimmungsge⸗ 
bietes von Oſtpreußen würden der weſtliche Teil Oſtpreußens und der größte Teil des 
Regierungsbezirkes Allenſtein verkehrspolitiſch verkümmern. 

Für den Binnenverkehr gilt das gleiche. Der einzige Binnenwaſſerweg ОЙ» 
preußens, der Oberländiſche Kanal, mündet bei Elbing und beſitzt von hier aus einen 
nach Often und nach Weſten, nach Königsberg wie nach Danzig gleich guten Verkehrs- 
anſchluß über das Friſche Haff, die Nogat und die Kanäle des Großen Werders. Trennt 
man das Abſtimmungsgebiet von Oſtpreußen ab, fo wird auch dieſe Verkehrsader аб» 
geſchnürt. Mehr noch, der Regierungsbezirk Allenſtein und die nördlichen Teile der 
Provinz verlieren mit dem Zuſammenhang mit der Weichſel nicht nur die Verbindung 
mit dem Verkehr innerhalb der Provinz, ſondern gleichzeitig den Zuſammenhang mit 
Deutſchland. Es beſtehen einmal die Bahnverbindungen mit Deutſchland. Dieſe laufen 
konzentriſch auf Marienburg zuſammen, da die ſüdliche Verbindung über Deutſch Eylau- 
Thorn als abgeſchnitten angeſehen werden darf. Von Marienburg aus laufen die 
Schienenſtränge über Danzig⸗Neuſtadt und vor allem über Dirſchau-Schneidemühl nach 
Weſten und ſchaffen ſomit die einzigen Verbindungen mit den deutſchen Induſtriegebieten, 
die auf lange Zeit hinaus infolge der Kriegswirkungen, Entwertung der deutſchen 
Währung, Abgabe der deutſchen Handelsflotte, die Hauptlieferanten von Fabrikaten für 
den Oſten bleiben werden. 
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Andererſeits find dieſe bei Marienburg mündenden, aber über das ganze Ab: 
ſtimmungsgebiet verzweigten Bahnen mit ihren Berührungspunkten mit der Weichſel 
gleichzeitig die Zubringer für den Waſſerverkehr. 

Der Waſſerverkehr des Abſtimmungsgebietes und des dahinterliegenden Teiles der 
Provinz Oſtpreußen iſt aber auf die Weichſel als einzige brauchbare Waſſerſtraße un- 
bedingt angewieſen. Waren, die einen längeren Transport mit der Bahn nicht ver— 
tragen, billig und in Maſſen befördert werden follen, müſſen auf Kaͤhnen über die 
internationaliſierte Weichſel nach Danzig und von dort nach den deutſchen Oſtſeehäfen 
gebracht oder umgekehrt von dort herangeſchafft werden. 


Weltverkehr. 

In ihren Zuſammenhaͤngen weniger deutlich erkennbar, aber nicht außer acht zu 
laſſen find die weltwirtſchaftlichen Beziehungen Oſtpreußens. Die Geſamtheit der nord, 
deutſchen Tiefebene gravitiert verkehrspolitiſch nicht von Norden nach Süden, ſondern 
von Often nach Weſten. Daher ſpielen die Oſt-Weſtkanäle als Parallelen zu den zahl: 
reichen Oſt⸗Weſtbahnen eine fo bedeutende Rolle in der Verkehrspolitik. Dieſe Qu 
fam enhänge mit ihren wirtſchaftlichen Wechſelwirkungen find dur die gegenwärtige 
Weltlage, durch den Zuſtand des ruſſiſchen Reiches ſtark verdunkelt. Sie we den aber 
in der Zukunft wieder fühlbar und wirkſam werden. Das Abſatzgebiet für Oſtpreußen 
und das mit ihm im engen Zuſammenhange ſtehende weſtpreußiſche Abſtimmungsgebiet 
її nicht Warſchau, ſondern der deutſche Weſten. Der zeitweilige Mangel an Nahrungs: 
mitteln in Polen kann über dieſe Tatſache nicht hinwegtäuſchen. 

Da erfahrungsgemäß der Waſſerweg unter allen Umſtänden für Getreidelieferung 
vorteilhafter iſt, ſo muß im Hinblick auf den ungeſtörten Abſatz des oſtpreußiſchen Ge⸗ 
treides die Verbindung mit der Weichſelmündung bleiben, wie anderſeits der Bedarf 
des Oſtens an künſtlichem Dünger, an Schwergütern aller Art nur durch den ungeſtörten 
Waſſertransport aufrechterhalten werden kann. 

Es muß deshalb mit aller Klarheit ausgeſprochen werden: Das weſtpreußiſche 
Abſtimmungsgebiet bildet mit Oſtpreußen eine untrennbare wirtſchaftliche Einheit. 


Eiſenbahnen. 
Die Hauptverkehrsadern ſind die beiden Hauptbahnen Marienburg- Marienwerder 
Garnſee und Marienburg -Rieſenburg-Deutſch⸗Eylau. 
Die erſtgenannte Bahn iſt wegen ihrer ungünſtigen Krümmungs- und Neigungs- 
verhältniſſe nicht für den durchgehenden Verkehr geeignet. Der Wunſch der Polen, ſie 
für den Durchgangsverkehr von Graudenz nach Dirſchau in Beſitz zu bekommen, iſt 
daher unberechtigt, zumal die bereits ausſchließlich auf polniſchem Gebiet liegende zwei⸗ 
gleiſige Bahnlinie Graudenz-Laskowitz-Dirſchau für den Durchgangsverkehr ſehr gut 
geeignet und nur 2,1 km länger als die Strecke Graudenz-Marienwerder-Dirſchau iſt. 
Die zweite Hauptbahn Marienburg Deutſch⸗Eylau eignet fic) zwar für den Durch⸗ 
gangsverkehr, aber dies kann kein Grund ſein, ſie den polniſchen Wünſchen entſprechend 
an Polen zu geben, denn 
1. iſt ſowohl im Frieden wie in jüngſter Zeit der Güteraustauſch mit Rußland 
bzw. Polen über dieſe in deutſchen Händen befindliche Bahn ohne jede 
Schwierigkeit vonſtatten gegangen, 

2. hat Polen in der Bahnlinie von Warſchau über Thorn-Bromberg-Dirſchau 
eine vortreffliche zweigleiſige Durchgangslinie nach Danzig, die ausſchließlich 
durch polniſches Gebiet führt, 
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3. wird Deutſchland, abgeſehen von den Beſtimmungen des Friedensvertrages, 
den Verkehr auf dieſer Linie ſchon deshalb nicht erſchweren, weil der Verkehr 
von Deutschland nach Oſtpreußen durch den polniſchen Korridor führt und 
Polen bei Schwierigkeiten auf der Strecke Marienburg-Deutſch⸗Eylau ſofort 
Gegenmaßregeln im Korridor treffen würde. 

Ein lebenswichtiges Intereſſe Polens an dem Beſitz einer dieſer oder beider 

Bahnen kann deshalb nicht anerkannt werden. 


b. Erzeugung und Verbrauch. 

Die geſchilderten verkehrspolitiſchen Zuſammenhänge des Abſtimmunzsgebietes mit 
dem deuiſchen Weſten beruhen auf der Verteilung der Bodenſchätze in Europa. Der 
Oſten beſitzt keine nennenswerte Induſtrie. Er iſt in ſeinem Bezuge von künſtlichen 
Düngemitteln, Chemikalien, Maſchinen, Stoffen und ſonſtigen induſtriellen Bedarfsmitteln 
auf den deutſchen Weſten angewieſen. Umgekehrt iſt der deutſche Oſten der Hauptlieferant 
für den Weſten an Nahrungsmitteln. Daneben fallen die Beziehungen zum Auslande, 
zumal die Einfuhr engliſcher Gaskohle fortgefallen iſt, nicht erheblich in die Wagſchale. 

Als wirtſchaftspolitiſches Ergebnis ſtellen wir feſt, daß das Abſtimmungsgebiet 
an Oſtpreußen und nicht an Polen anzuſchließen iſt. Für Polen kommt es lediglich 
für den Tranſitverkehr in Frage, der nach unſerer Auffaſſung im Wege des Staats- 
vertrages zu regeln iſt. 


Statiſtik. 
Flächeninhalt des Abſtimmungsgebietes: 248 142 ha. 
Bevölkerung: 165 676 Köpfe. 
Zahl der Ortſchaften: 590, darunter 10 Städte. 


1. Landwirtſchaftlich benutzbare Fläche. 165 271 ha, 
ene ee N etwa 44736 » 
3. Torfmoore (Rojenberg) ................. 5000 ». 
Wert des landwirtſchaftlich benutzbaren Grund und Bodens: 2500 000 000 /. 
Viehzucht: 
EFF 35 000 Stück, 
E TEE EE DEE 308 31415 „ 
CCC 45260 » 
„ e 77295 
Dr с аб ЈАНИНА АНА ЗНАЊЕ ДРАМЕ И e 9623 » 
e A See ы Е РА ы Ы) 382 691 
Verkehr: Eiſenbahnen 288 km. 
Ernteſchätzung: 
T 29 434 t, 
eee 10 883 t, 
// A er 11876 4, 
% E <-> АРАЙ 26 040 t, 
Getreide .... 68233 t, 
ff NER 91717 t, 
a A Каен. etwa 2213 


56 
2 113852 t. 
Zuckerproduktion Kreis Marienburg: 440 000 Zentner. “ 
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у. Weichſel und Nogat. 

Nach Artikel 97 Abſ. 4 des Friedensvertrages werden die Alliierten und 901051 
ierten Hauptmächte die Grenze zwiſchen Oſtpreußen und Polen in dieſer Gegend feſt 
ſetzen. Dabei werden fie Polen zum mindeſten für die geſamte Strecke, auf der die 
Weichſel die Grenze bildet, die volle und uneingeſchränkte Überwachung des Stromes 
einſchließlich ſeines öſtlichen Ufers in der Tiefe überlaſſen, die für die Regulierung und 
Verbeſſerungsarbeiten erforderlich iſt. 

Bei Abfaſſung dieſer Vertragsbeſtimmung ſind die Alliierten und Aſſoziierten 
Mächte offenbar von der Annahme ausgegangen, daß es noch zweifelhaft ſei, ob die 
Mehrheit der Bevölkerung in dem unmittelbar öſtlich der Weichſel liegenden Gebiets. 
ſtreifen für Oſtpreußen oder für Polen ftimmen werde. Für die Frage der Staats 
hoheit ſoll ſelbſtverſtändlich wie im ganzen Abſtimmungsgebiet, jo auch im öſtlichen 
Weichſelſtreifen in jedem dieſer beiden Fälle der Wille der Bevölkerung maßgebend 
ſein. Nur in Hinblick auf die Angelegenheit der Weichſel haben die Alliierten und 
Aſſoziierten Mächte eine verſchiedene Berandlung der beiden Fälle für angezeigt erachtet. 
Sollte nämlich die Bevölkerung im öſtlichen Weichſelſtreifen für Polen ſtimmen — 
was allerdings nicht geſchehen wird —, ſo verbleibt es nach dem Friedensvertrage bei 
dem allgemeinen Grundſatze, daß die Gebietshoheit mit allen aus ihr entſpringenden 
Befugniſſen einſchließlich der Verwaltung und Beaufſichtigung des Stromes dem durch 
die Volksabſtimmung bezeichneten Staate zufällt. Stimmt die Bevölkerung aber — 
was ſie tatſächlich tun wird — für Oſtpreußen, ſo ſoll ſich die dadurch beſtimmte 
Gebietshoheit des Deutſchen Reichs in ihrem anerkannten völkerrechtlichen Umfange 
(öffentliche Verwaltung, Kirchen- und Schulweſen, polizeilicher Schutz uſw.) ebenfalls 
bis zur Weichſel erſtrecken; dem polniſchen Staate iſt aber in dieſem Falle, im prak— 
tiſchen Ergebnis alſo in beiden Fällen (in any case) oder, wie es der Gedanken⸗ 
gang des franzöſiſchen Textes ausdrückt, »zum mindeſten« (au moins) die volle und 
uneingeſchränkte »Uberwachung« des Stromes einſchließlich des rechten Ufers in der 
für die Regulierung und Verbeſſerungsarbeiten erforderlichen Tiefe zu überlaſſen. Die 
Wendung »au moins“ hat alſo keine territoriale Beziehung letwa in dem Sinne: 
vim geringſten Umfange), ſondern fie hat, wie die engliſche Wendung »in any cases, 
lediglich einen alternativen Sinn (d. h. alſo: »im ungünſtigſten Falle«) und will beſagen, 
daß dem polniſchen Staate durch ein für ihn nachteiliges Ergebnis der Volksabſtimmung 
nicht jeglicher Einfluß auf den öſtlichen Teil des Stromes entzogen, ſondern daß 
ihm auch in dieſem Falle ein Aufſichtsrecht geſichert werden ſoll. Mit anderen 
Worten: Das Überwachungsrecht erſcheint in dieſem Zuſammenhang nicht als Ausfluß 
der ſtaatlichen Gebietshoheit, ſondern im Gegenteil als eine ſachliche Einſchränkung 
der an und für ſich an Deutſchland fallenden Gebietshoheit zugunſten Polens. 

Auch das Beſtreben Polens, wenn ſchon nicht die Gebietshoheit, ſo doch wenigſtens 
die Verwaltung der Weichſel und ihres öſtlichen Ufers in der für die Regulierungs⸗ 
und Verbeſſerungsarbeiten erforderlichen Tiefe in die Hand zu bekommen, bedarf der 
ſchärfſten Zurückweiſung. Der Begriff »contröles ſteht, wie in der nachfolgenden aus- 
führlicheren Darſtellung näher dargelegt iſt, im klaren Gegenſatze zur Verwaltung (vgl. 
auch die Vertragsbeſtimmung im Artikel 104 AB. 3). 

Es wird vorgeſchlagen, das Aufſichtsrecht Polens über das öſtliche Ufer der 
Weichſel höchſtens bis zu einer Linie zuzulaſſen, die die Buhnenwurzeln verbindet. 
Der Anfang der Buhnen am Ufer (Buhnenwurzel) iſt auf preußiſchem und bisher 
preußiſchem Gebiete ſtets durch Grenzſteine deutlich markiert. Zweifel und Streitigkeiten 
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find bei dieſer Art der Feſtſetzung unmöglich. Artikel 97 ADT. 5 des Friedensvertrages 
fichert der Provinz Oſtpreußen den Zugang zur Weichſel. Dieſer Zugang und die freie 
Benutzung des Stromes als Schiffahrtsſtraße wird aber nur geſichert, wenn das rechte 
Weichſelufer im weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebiet im Beſitz des Deutſchen Reiches bleibt. 

In dieſem Zuſammenhange iſt die rechtliche Trennung der Beſipverhaͤltniſſe von 
Strombett und Ufer einerſeits und den Deichen anderſeits von Wichtigkeit. Die Deiche 
ſind Privatbeſitz der ſogenannten Deichverbände. Die Deichverbände ſelbſt bilden eine 
Zuſammenfaſſung einer Anzahl von Deich⸗Sozietäten, welche gemeinſam an der Erhaltung 
und dem Ausbau der vorhandenen Deichbauten arbeiten. Der Staat führt hierbei nur 
die Aufſicht und leiſtet Beihilfen. Mit der Regulierung des Stromes oder der Schiff 
fahrt haben die Deiche nichts zu tun; ſie ſind lediglich zum Schutze des Hinterlandes da. 

Dieſe Arbeiten müſſen jedoch nach gemeinſamem Plane unter einheitlicher Ober- 
leitung durchgeführt werden und ſich nach den natürlichen Verhältniſſen richten. Die 
im Friedensvertrage vorgeſehene Begrenzung des Abſtimmungsgebietes nach Süden nimmt 
jedoch auf dieſe Zuſammenhänge nicht die geringſte Rücksicht. Der Marienwerderſche 
Deich verband, welcher bei den Binsbergen beginnt, würde in Zukunft feine Aufgabe 
nicht mehr erfüllen können, wenn gerade die gefährdetſten Deichſtellen im polniſchen 
Gebiete liegen. Es ſind dies die beiden Gemeinden Groß und Klein Wolz. 

Die deutſche Bevölkerung der Niederung erblickt daher in. dieſer Grenzführung 
eine überaus ernſte Gefährdung ihrer Sicherheit und ſchlägt eine Ausdehnung des Ab- 
ſtimmungsgebietes weiter nach Süden vor, und zwar bis zur Mündung der Oſſa in 
die Weichſel. 


VI. Die Oſſalinie. 

Die Frage der Oſſalinie führt auf eines der für die Bevölkerung der Ab- 
ſtimmungsgebiete bedeutſamſten Probleme, nämlich die Frage der Südgrenze. Die 
gegenwärtige Südgrenze entſpricht der alten Kreisgrenze zwiſchen Marienwerder und 
Graudenz und iſt rein adminiſtrativ. Die zwiſchen ihr und der Offa wohnende 
Bevölkerung iſt wirtſchaftspolitiſch auf den Norden angewieſen. Das ergibt ſich nicht 
nur aus den Beziehungen zur ehemaligen Regierungshauptſtadt Marienwerder, ſondern 
mehr noch aus den vorhandenen Verkehrsverbindungen nach Norden. Die Bahn von 
Leſſen nach Garnſee wird gegenwärtig durch die vorläufige Grenzführung in zwei Teil 
zerſchnitten, und die ſüdlich des Abſtimmungsgebietes wohnende Bevölkerung dadurch 
eines ihrer wich igſten Verkehrswege beraubt. 

Die Oſſalinie würde aber vor allen Dingen eine klar beſtimmte natürliche Grenze 
darſtellen, welche die Überwachung des Grenzverkehrs erleichtert, Unklarheiten und Grenz 
zwiſchenfälle ausſchließen würde. 

Weiter nach Oſten müßte alsdann die rein deutſche Gegend von Groß Leiſtenau 
berückſichtigt werden. Sie hat ebenſowenig wie der Kreis Marienwerder jemals zu 
irgendeiner Zeit zu Polen gehört. 

Die deutsche Bevölkerung ſchlägt deshalb vor, die interalliierte Kommiſſion möge 
bei der endgültigen Feſtſetzung der Grenze nach Süden die in der Denkſchrift ausführ- 
lich dargeſtellte Oſſalinie berückſichtigen, und iſt der feſten Überzeugung, daß damit 
nicht uur ihren Intereſſen, ſondern mindeſtens ebenſoſehr den Bedürfniſſen des im 
Süden von ſeinen alten Verbindungen völlig abgeſchnittenen Volksteils entſprochen wird. 
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с. Schlußbetrachtung. 

Auf Grund der dargelegten Tatſachen, Gründe und Beweismittel faſſen wir 
unſere Wünſche nochmals kurz zuſammen: 

Das Abſtimmungsgebiet it feiner geſchichtlichen Vergangenheit nach in feiner 
wirtſchaftlichen Bindung nach Often und Weſten ein rein deutſches Land; deutſch nicht 
nur infolge feiner ſtaatsrechtlichen Angehörigkeit, ſondern mehr noch als deutſcher 
Kulturboden, auf welchem deutſcher Fleiß, deutſche Arbeit und deutſche Ordnung ſeit 
700 Jahren Werte geſchaffen haben, welche bei der Entſcheidung über die Zukunft des 
Landes vor allen Dingen ins Gewicht fallen müſſen. Wir würden es in dem Bewußt ⸗ 
ſein einer großen Vergangenheit, de allen ſichtbar in den ehrwürdigen Baudenkmälern 
des Landes zum Ausdruck kommt, nicht verſtehen, wenn man unſere heiligen Rechte auf 
den Beſitz unſcres Grund und Bodens einer Geſchichtsfälſchung zum Op er brächte. 
In einem ſolchen Vorgehen müßten wir eine unerträgliche Gefährdung der Ruhe und 
des Friedens im deutſchen Oſten erblicken und dürfen dieſe Gelegenheit nicht vorüber⸗ 
gehen laſſen, ohne im Namen der Gerechtigkeit zugleich feierlichen Proteſt gegen die 
Vergewaltigung unſerer Volksgenoſſen in Polen zu erheben, mit denen wir uns eins 
wiſſen als Hüter einer großen, heiligen Überlieferung deutſchen Rechtes, deutſcher Kultur 
und deutſcher Arbeit. 


Deutſcher Ausſchuß für Weſtpreußen. 


Zentralſtelle der Arbeitsgemeinſchaften der politiſchen Parteien 
im weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebiet. 


Ausführliche Darſtellung. 
A. Einleitung. 


Am 11. Juli 1920 werden die Einwohner des Abſtimmungsgebietes Marienwerder 
durch eine gemeindeweiſe Abſtimmung kundzutun haben, ob fie wünſchen, daß die ver 
ſchiedenen in den Kreiſen Stuhm, Roſenberg, Marienburg löſtlich der Nogat) und 
Marienwerder (öſtlich der Weichſel) liegenden Gemeinden zu Polen oder zu Oſtpreußen 
gehören follen. Nach Beendigung der Abſtimmung wird die Interalliierte Kommiſſion 
den Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächten die Anzahl der in jeder Gemeinde аб» 
gegebenen Stimmen mitteilen und gleichzeitig einen eingehenden Bericht über die Wahl. 
handlung ſowie einen Vorſchlag über die Linie einreichen, die unter Berückſichtigung 
ſowohl des durch die Abſtimmung kundgegebenen Willens der Einwohner als auch der 
geographiſchen und wirtſchaftlichen Lage der Ortſchaften in dieſer Sen als Grenzlinie 
Oſtpreußens angenommen werden ſoll. 

Von dem Beſtreben geleitet, der Interalliierten Kommiſſion feine Tatſache vor⸗ 
zuenthalten, die auf die Erſtattung dieſes für unſer Gebiet ſo weſentlichen Berichts 
von Einfluß fein könnte, hat ſich der »Deulſche Ausſchuß für Weſtpreußen«, der als 
Zentralſtelle der vereinigten Arbeitsgemeinſchaften der politiſchen Parteien im Ab- 
ſtimmungsgebiet die geſamte deutſche Bevölkerung des Gebiets verkörpert, ent— 
ſchloſſen, der Kommiſſion die nachfolgenden Beiträge zur Beurteilung unſerer Heimat 
zu unterbreiten. Wir gehen dabei vom Inhalt des Friedensvertrages von Verſailles 
aus und werden uns bemühen, unter genauer Beachtung der ſich aus ihm ergebenden 
Grundſätze der Interalliierten Kommiffion die Verhältniſſe im Abſtimmungsgebiet fo 
darzuſtellen, wie ſie den Bewohnern aus der Beobachtung des wirtſchaftlichen und 
kulturellen Lebens und aus den Forſchungen der Wiſſenſchaft bekannt ſind. 

Artikel 97 des Friedensvertrages, der die völkerrechtliche Grundlage für die 
geſamte Tätigkeit der Interalliierten Kommiſſion und für die von den Alliierten und 
Aſſoziierten Hauptmächten über unſer Gebiet zu treffende Entſcheidung bildet, darf nicht 
für ſich allein, ſondern nur als Stück des in allen ſeinen Teilen untrennbar zuſammen⸗ 
hängenden Es betrachtet werden. Ferner ift für feine Auslegung neben bem Wort 
laut des Friedensvertrages namentlich der Inhalt der Antwortnote der Alliierten und 
Aſſoziierten Mächte vom 16. Juni 1919 einſchließlich der ſogenannten Mantelnote (hier 
zitiert nach der Ausgabe der Deutſchen Verlagsgeſellſchaft in Charlottenburg, autori⸗ 
ſierten Ausgabe im Auftrage des Auswärtigen Amtes) heranzuziehen, in welcher die 
Verbündeten die Grundſätze zuſammengeſtellt haben, welche für die endgültige баша 
des Friedensvertrages maßgebend geweſen find. 

Aus dieſen grundlegenden, völkerrechtlichen Urkunden ergeben ſich folgende leitende 
Grundſätze: 

J. Oberſter Grundſatz: Grundſatz der Gerechtigkeit. Der Friedensvertrag verheißt 
in ееп einleitenden Worten den Völkern einen »gerechten Frieden. Die Mantel 
note vom 16. Juni 1919 wiederholt dieſen Grundſatz in den verſchiedenſten Wendungen. 
„Gerechtigkeit iſt die einzig mögliche Grundlage für die Abrechnung dieſes fürchterlichen 
Krieges« (Antwortnote S. 80). »Die im Friedensvertrage getroffene Regelung ſtellt 
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einen ehrlichen und bewußten Verſuch dar zur Herbeiführung jener Herrſchaft des Rechts, 
begründet auf die Übereinſtimmung der Regierten und erhalten durch die organiſierte, 
öffentliche Meinung der Menſchheit« (S. 86). Der Preis des Friedens ijt »unparteiiſche 
Gerechtigkeit in jedem Punkte, gleichgültig, melen Intereſſen dabei durchkreuzt werden 
(S. 9). 

II. Grundſatz der Vermeidung künftiger Kriege. Dem Grundſatze der Gerechtig⸗ 
keit tritt der Grundſatz der Erhaltung des Friedens ebenbürtig zur Seite. »Wir 
ſuchen nur den Frieden, und wir wollen ihn gerecht und dauerhaft machen, damit die 
künftigen Geſchlechter vor den Abſcheulichkeiten der Vergangenheit geſichert ſeien« (S. 80 
— entnommen aus einer Programmrede des Herrn Clemenceau —). »Alle klar бе 
ſtimmten nationalen Beſtrebungen müſſen die vollſte Befriedigung finden, die ihnen де 
währt werden kann, ohne neue Gründe des Zwiſtes und des Gegenſatzes zu verewigen, 
die mit der Zeit den Frieden Europas und folglich den der Welt erneut zunichte 
machen könnten« (S. 10 — entnommen aus einer Programmrede Herrn Wilſons —). 
In Übereinſtimmung hiermit heißt es in den Einleitungsworten des Friedensvertrages, 
daß die Alliierten und Aſſoziterten Mächte den Wunſch haben, an die Stelle des Krieges 
»einen feſten und dauerhaften Frieden « treten zu laſſen. 


III. Dieſen beiden Grundſätzen allgemeinſter Natur ſchließen ſich eine Reihe 
weiterer Grundſätze an, durch welche die leitenden Gedanken der Gerechtigkeit und der 
Erhaltung des Friedens auf den einzelnen Fall angewendet werden. Es ſind dies 

1. die Berückſichtigung der geſchichtlichen Entwickelung, 

2. die Berückſichtigung der gegenwärtigen nationalen und religiöſen Zuſammen⸗ 

ſetzung der Bevölkerung, 

3. die Berückſichtigung geographiſcher, wirtſchaftlicher und verkehrstechniſcher 

Geſichtspunkte, 

4. der Grundſatz des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker. 

Aber alle dieſe Geſichtspunkte läßt ſich die Antwortnote vom 16. Juni 1919 
an zahlreichen Stellen und mit nicht mißzuverſtehender Deutlichkeit aus. Als Forderung 
der Gerechtigkeit ſtellt fie bei Behandlung der Frage der deutſchen Oſtgrenze den Ge 
danken an die Spitze, daß der polniſchen Nation »die Unabhängigkeit wiedergegeben « 
werde, »deren fie vor mehr als einem Jahrhundert in ungerechter Weiſe beraubt worden 
iſt« (S. 18). Polen ſoll »wiederhergeſtellt werden« (S. 18). Deshalb wird beſonderer 
Wert darauf gelegt, wie ſich die Bewohner des Gebietes ihrer Nationalität nach im 
Augenblicke der Teilung« zuſammenſetzen (S. 19). 

Mehr noch als die geſchichtliche Entwicklung wird in der Antwortnote die gegen» 
wärtige nationale Zuſammenſetzung der Bevölkerung betont (S. 19/20). Dem wieder- 
hergeſtellten Polen ſollen alle diejenigen Gebiete wiedergegeben werden, »die heute von 
einer unbeſtreitbar polniſchen Bevölkerung bewohnt werden« (S. 18). 

Nur in wenigen Fällen gibt der Friedensvertrag bei den von ihm vorgenommenen 
endgültigen Regelungen wirtſchaftlichen und geographiſchen Gründen den Vorzug vor 
der gegenwärtigen Zuſammenſetzung der Bevölkerung. Abgeſehen von der rein örtlichen 
Grenzziehung geſchieht dies nämlich nur dann, wenn es ſich um lebenswichtige 
Intereſſen der berückſichtigten Nationen, namentlich um die Erlangung eines einzigen 
Zuganges zum Meere für einen Binnenſtaat, handelt (ogl. S. 21, 22 wegen der See⸗ 
бара Danzig und Memel) oder wenn eine der einen Nationalität angehörende Sprach- 
inſel durch eine volksfremde Umgebung vom eigenen Nationalſtaat getrennt iſt. Wegen 
des lebenswichtigen Intereſſes Polens an einem Zugange zum Meere hat auch das an 
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ſich als berechtigt anerkannte »Intereſſe Oſtpreußens an einer Landverbindung mit 
Deutſchland« (S. 21) zurücktreten müſſen, allerdings vorbehaltlich der Schutzbeſtimmung 
des Artikel 98. Der Geſichtspunkt räumlichen Abgeſchnittenſeins vom Stammlande 
hat unter anderem dazu geführt, die unſtreitig überwiegend von Deutſchen bewohnte 
Stadt Bromberg als vermeintliche Minorität der ſie angeblich umgebenden polniſchen 
Majorität zu opfern (S. 19). 

In einer Anzahl von Fällen endlich, ſo auch in dem Reſtteil der bisherigen 
Provinz Weſtpreußen, hat der Friedensvertrag Volksabſtimmungen angeordnet. Das 
iſt überall da geſchehen, wo nach der Auffaſſung der Alliierten und Aſſoziierten Haupt⸗ 
mächte weder die geſchichtliche Entwicklung noch die gegenwärtige Zuſammenſetzung der 
Bevölkerung ein klares Bild über die Sinnesart der Einwohner ergibt, und wo ander- 
ſeits die wirtſchaftliche und geograpiſche Lage der Anwendung des Selbſtbeſtimmungs⸗ 
rechts nicht durchaus entgegenſteht. Maßgebend find die »Wünſche und Intereſſen⸗ 
der Bevölkerung (S. 20). Die nationalen Grenzen follen, »ſoweit wie möglich, gemäß 
dem Willen der in Frage kommenden Völker« gezogen werden (S. 82). »Gerade 
wegen der Zweifel, die möglicherweiſe in bezug auf die politiſchen Sympathien 
der Bevölkerung beſtehen, haben die Alliierten und Aſſoziierten Mächte die Veranſtaltung 
einer Volksabſtimmung beſchloſſen« (S. 22). 

Wenn der maßgebende Artikel 97 des Friedensvertrages ergänzend vorſchreibt, 
daß neben dem durch die Abſtimmung kundgegebenen Willen der Bevölkerung auch die 
geographiſche und wirtſchaftliche Lage der einzelnen Ortſchaften in dieſer Gegend zu 
berückſichtigen iſt, fo kann das unter dieſen Umſtänden nur bedeuten, daß der Ent- 
ſcheidung der Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächte zwar in erſter Linie das Er⸗ 
gebnis der gemeindeweiſe vorgenommenen Abſtimmung zugrunde zu legen iſt, daß 
aber gewiſſe örtliche Unzuträglichkeiten, die |) durch eine mechaniſche Erfüllung 
der Wünſche jeder einzelnen Gemeinde ergeben würden, im Wege gerechter Berückſichtigung 
der wirtſchaftlichen und geographiſchen Lage der in Betracht kommenden Ortſchaften aus- 
geglichen werden ſollen. In dieſer Richtung wird insbeſondere der Grundſatz der 
Antwortnote entſprechend anzuwenden ſein, daß ſich Minoritäten, die durch eine 
größere anders zuſammengeſetzte Bevölkerung vom eigenen Nationalſtaate abgeſchnitten 
find, der Majorität fügen müſſen (Antwortnote Seite 19). 

Die weitere Beſtimmung des Art. 97 Abſ. 4, daß dem polniſchen Staate für 
die geſamte Strecke, auf der die Weichſel die Grenze bildet, die volle und unein- 
geſchränkte Überwachung des Stromes und ſeines öſtlichen Ufers in der für die 
Regulierung und Verbeſſerungsarbeiten erforderlichen Tiefe zugeſprochen werden muß, 
iſt für die Entſcheidung über die Gebietshoheit am Abſtimmungsgebiet ohne Bedeutung; 
fie verbürgt, wie im Abſchnitt Vb näher ausgeführt iſt, dem polniſchen Staate nur 
die techniſche Aufſicht über die angeführten genau beſtimmten Aufgaben. Dagegen wird 
die Gewährung des im Abſ. 5 der oſtpreußiſchen Bevölkerung zugeſicherten Zuganges 
zur Weichſel die Übertragung der vollen Gebietshoheit in fi) ſchließen müffen, 
da gegenüber den polniſchen Anſchauungen über Vertragstreue eine »Sicherung« des 
Zuganges auf andere Weiſe nicht zu erreichen iſt (ſiehe auch die Schlußbetrachtung). 

Die deutſche Bevölkerung des Abſtimmungsgebietes vermag bei der Betrachtung 
dieſer an und für ſich klaren und in der Theorie nicht unbilligen Grundſätze der 
Antwortnote die bittere Empfindung nicht zu unterdrücken, daß die an der deutſchen 
Oſtgrenze getroffenen territorialen Regelungen den verkündeten Grundſätzen zum großen 
Teile ſchroff widerſprechen. Weite Strecken mit rein deutſcher Bevölkerung ſind, offen⸗ 
bar infolge falſcher Information der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte, durch 
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den Friedensvertrag zu Polen geſchlagen worden, obgleich fie in unmittelbarer räum— 
licher Verbindung mit dem Deutſchen Reiche oder Oſtpreußen ſtehen, und unter 96 
ſtimmungsgebiet von Marienwerder ift, obgleich (сіп deutſcher Charakter geſchichtlich, 
ethnographiſch, ſprachlich und kulturell für jeden Kenner des Landes feſtſteht, den 
Unbequemlichkeiten und Erregungen einer Volksabſtimmung unterworfen worden. Der 
größte Teil der Einwohner iſt deutſch und will deutſch bleiben, und auch unſere Mit⸗ 
bürger polniſcher Zunge ziehen es in ihrer Mehrzahl vor, zu Oſtpreußen und nicht zu 
Polen zu gehören. Sie wollen als Polen, aber als deutſche Polen gelten! Sie 
wiſſen, daß das neue Deutſche Reich im Einklang mit den von ihm in Verſailles аб» 
gegebenen Verſprechungen (vgl. S. 13 der Antwortnote) den fic) in Raſſe, Religion 
oder Sprache ergebenden Minderheiten in jeder Weiſe Schutz und Förderung angedeihen 
läßt (vgl. hierzu die Art. 113, 128, 148, 149 der Reichsverfaſſung, durch welche 
den fremdſprachigen Volksteilen eine freie, volkstümliche Entwickelung, insbeſondere der 
freie Gebrauch ihrer Mutterſprache beim Unterricht, bei der inneren Verwaltung und 
der Rechtspflege, Ferner Ме Zulaſſung zu allen öffentlichen Amtern und die volle 
Freiheit der Religionsübung gewährleiſtet worden iſt). Die Volksabſtimmung wird 
daher für den weitaus größten Teil des Abſtimmungsgebietes, nämlich für faſt alle 
Gemeinden der Kreiſe Marienburg, Marienwerder und Roſenberg und für die meiſten 
Gemeinden des Kreiſes Stuhm eine überwältigende Mehrheit zugunſten des Verbleibens 
bei Oſtpreußen ergeben. 

Inmitten des als Ganzes notwendig zu Oſtpreußen gehörenden Abſtimmungs⸗ 
gebietes finden fic) nun allerdings, dies iſt richtig, im Nordteile des Kreiſes Marien⸗ 
werder und im Kreiſe Stuhm einzelne, größtenteils von der polniſchen Grenze weit 
entfernte Gemeinden, in denen im Laufe der Zeit durch Zuwanderung eine polniſche 
Bevölkerungsmehrheit entſtanden iſt. Die Gemeinden, die gleichſam wie eine Inſel 
inmitten der deutſchen Bevölkerung liegen, werden ſich gerechterweiſe auch dann, wenn 
fie ſich abweichend von den Wünſchen ihrer Nachbarn für den Übergang an Polen aus: 
ſprechen ſollten, mit Rückſicht auf ihre abgeſchnittene geographiſche und wirtſchaftliche 
Lage den überragenden Intereſſen der fie ringsum einfaſſenden deulſchen Umgebung fügen 
müſſen. Eine anders lautende Entſcheidung würde — dies deutlich auszusprechen, 
erſcheint uns als eine nicht abzuweiſende Pflicht — von der an Zahl und Bedeutung 
überwältigenden deutſchen Mehrheit nicht verſtanden und ſchwerlich ohne tiefgreifende 
Erregung aufgenommen werden. Die deutſche Bevölkerung weiß, daß unfer Abſtimmungs⸗ 
gebiet wirtſchaftlich und geographiſch eine Einheit in ſich ſelbſt und mit Oſtpreußen 
bildet und daß das Herausſchneiden eines noch ſo kleinen Stückes den durch unſer 
Gebiet führenden ſchmalen Zugang Oſtpreußens zur Weichſel, ſowie die Verbindungen 
innerhalb des Abſtimmungsgebietes ſelbſt, in nicht wieder gutzumachender Weiſe beein⸗ 
trächtigen würde. Sie weiß ferner, daß der Friedensvertrag weite Strecken mit rein 
deutſchen Einwohnern aus wirtſchaftlichen und geographiſchen Gründen dem polniſchen 
Staate zugeteilt hat. Sie würde es als eine ſchwere Ungerechtigkeit empfinden, wenn 
dieſem Staate zuliebe nun auch noch ein Teil des Abſtimmungsgebietes aus ſeinem 
natürlichen Zuſammenhang gelöſt und wenn auf dieſe Weiſe dem Abſtimmungsgebiet, 
ſowie dem ganzen Oſtpreußen, eine unheilbare Wunde geſchlagen würde. Ein ſolcher polniſcher 
Pfahl im oſtpreußiſchen Fleiſche würde »Gründe des Zwiſtes und des Gegenſatzes« 
zwiſchen Polen und Oſtpreußen ſchaffen, »die mit der Zeit den Frieden Europas und 
folglich den der Welt erneut zunichte machen könnten« (Antwortnote Seite 10). 

Es ſind alſo die oberſten Grundſätze des Friedensvertrages, die Grundſätze der 
Gerechtigkeit und der Erhaltung des Friedens, auf die wir uns berufen, indem wir 
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die ernſte und dringende, in ihrem tiefſten Weſen moraliſche Bitte an die alliierten 
Mächte richten, nach der mit Sicherheit überwiegend in unſerem Sinne ausfallenden 
Willenskundgebung der Geſamtbevölkerung das Abſtimmungsgebiet ganz und um: 
geteilt an Oſtpreußen zu geben, zu dem es geſchichtlich, nationalwirtſchaftlich, 
geographiſch und nach dem Willen der übergroßen Mehrheit feiner Bewohner gehört. 
Ergeht die Entſcheidung der alliierten Mächte, wie wir zuverſichtlich erhoffen, in dieſem 
Sinne, ſo wird nicht nur die Gewalt des Rechts über alle ſelbſtſüchtigen Ziele triumphieren 
(Antwortnote Seite 79), ſondern es wird auch dadurch jene »freundſchaftliche und enge 
Zuſammenarbeit aller Völker« erleichtert werden, von der nach den етпен Worten der 
Mantelnote die »Zukunft der Welt« abhängt (S. 85). 


B. Die Verhältniſſe des Abſtimmungsgebietes. 


1. Die geographiſche Lage des Abſtimmungsgebietes. 

Weſtpreußen bildet einen Teil des großen norddeutſchen Flachlandes, das ſich im 
Süden der Oſtſee in weſtöſtlicher Richtung hinzieht. In dieſem Flachlande befinden ſich 
bedeutende Bodenerhebungen diluvialen Urſprungs, die arg zerriſſen und zerklüftet find. 
Tiefe Talfurchen find eingegraben, von denen die tiefſte und breiteſte das Weichſeltal 
iſt. Dieſes teilt das Höhenland Weſtpreußens in das Hochland von Pommerellen 
und in den preußiſchen Landrücken. Der weſtliche Saum des Landrückens läuft von 
der Drewenzmündung an neben der Weichſel her, bleibt aber durchſchnittlich 3 bis 4 km 
von ihr entfernt und läßt hier die fruchtbaren Niederungen frei, die durch hohe Dämme 
vor der Überſchwemmung geſchützt werden müſſen. Nur an drei Stellen tritt er hart 
an den Strom heran, bei бшш, Graudenz und an der Montauer Spitze. Dann бе 
gleiten die Abhänge eine Strecke den Oberlauf der Nogat, wenden ſich aber ſüdlich 
Marienburg ſcharf nach Oſten bis über die Gegend des Drauſenſees hinaus. 

Der weſtpreußiſche Landrücken öſtlich der Weichſel beſteht aus zwei landſchaftlich 
verſchiedenen Teilen, dem Culmer Land im Süden und Pomeſanien im Norden. Das 
Culmer Land, das von Weichſel, Drewenz, Offa und ihrem Nebenfluß Lutrine einge- 
ſchloſſen wird, bildet ein rechteckiges Plateau von durchſchnittlich 75 bis 100 m Höhe, 
das wegen des Vorkommens der Schwarzerde und der geringen Waldbedeckung ſich durch 
beſondere Fruchtbarkeit auszeichnet; es beſitzt vorzüglichen Weizen- und Rübenboden. 

Ganz anders in ihrer Art iſt die Landſchaft Pomeſanien, die ſich nördlich der 
Din erſtreckt und in der die Abſtimmungskreiſe Marienwerder (öftlich der Weichſel), 
Roſenberg, Stuhm und der Reſtkreis Marienburg liegen. Von dem oſtweſtlichen Ober⸗ 
lauf der Liebe wird fie in einen ſüdlichen und nördlichen Teil getrennt. Eine natürliche 
Abgrenzung nach Oſtpreußen beſteht nicht, wodurch verſtändlich wird, daß gerade die 
Abſtimmungsgebiete ſtets auch politiſch zu Oſtpreußen gehört haben und nur aus ver. 
waltungstechniſchen Gründen bei der Teilung der Provinz Preußen im Jahre 1878 zu 
Weſtpreußen geſchlagen worden ſind, um der neugebildeten Provinz eine abgerundete 
Form zu geben. Die Oberfläche zeigt wie in Oſtpreußen auf engem Raume einen forts 
währenden Wechſel von Bergkuppen und Mulden. Letztere ſind zum Teil mit Waſſer 
gefüllt und bilden Seen. Der größte der Seen, der Geſerich, liegt zur Hälfte im 
Abſtimmungsgebiet, zur Hälfte im oſtpreußiſchen Gebiet. Im Norden geht der Land» 
rücken allmählich von der Höhe zur Niederung über, alſo vom Abſtimmungsgebiet zu 
dem durch den Friedensvertrag zu Verſailles Deutſchland verbliebenen Gebiete um 
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Elbing öſtlich der Nogat. Dieſer Übergang wird hergeſtellt durch breite und flache 
Täler, die vom Kreiſe Marienburg bis tief in die Abſtimmungsgebiete reichen. Was 
dieſen nördlichen Teil Pomeſaniens betrifft, ſo ergibt ſchon ein Blick auf die Landkarte, 
daß das Land öſtlich der Nogat mit dem angrenzenden Oſtpreußen eine geographiſche 
Einheit bildet; doch nicht nur das, es bildet mit Oſtpreußen auch eine hiſtoriſche Einheit. 


II. Die geſchichtliche Entwicklung. 

Das Land an der Weichſel ſowohl im heutigen Abſtimmungsgebiet wie in der 
ganzen Provinz Weſtpreußen war ſchon in grauer Vorzeit von Germanen bewohnt, 
die, wie aus zahlreichen Funden hervorgeht, bereits eine hochentwickelte Kultur beſaßen. 
Schriftliche Nachrichten über unſer Land ſtammen erſt aus der Zeit nach Chriſti Geburt 
von den römiſchen Schriftſtellern Plinius und Tacitus. Zur Zeit der Völkerwanderung 
verließen die Germanen das Land bis auf kleine Reſte. Etwa ſeit dem 9. Jahrhundert 
begegnen wir im Gebiet öͤſtlich der unteren Weichſel einem den Litauern verwandten 
Volke, den Pruzzen. Um das Jahr 965 machte ein ſpaniſcher Jude eine Reiſe durch 
Deutſchland und gelangte von Magdeburg aus über die öſtlichen Grenzen in ſlaviſche 
Gebiete. In ſeiner Beſchreibung der Slavenländer erzählt er, daß im Oſten des 
ſlaviſchen Reiches die Ruſſen, im Norden aber die Pruzzen wohnen. Hier wird zur 
Bezeichnung des pruzziſchen Volkes der Name »Brus« gebraucht, die Bezeichnung, die 
bis heute unſerem Volke verblieben iſt. Seit dem letzten Drittel des 10. Jahrhunderts 
wird der Name dann allgemeiner. Etymologiſch iſt das Wort nicht erklärt. Die 
pruzziſche Sprache 18 ſeit etwa 250 Jahren ausgeſtorben. Erhalten find noch etwa 
1200 Vokabeln, aus denen hervorgeht, daß die Pruzzen mit den Litauern, Letten und 
einigen kleineren Völkerſchaften eine beſondere Familie des indogermaniſchen Sprach⸗ 
ſtammes bildeten. Die pruzziſche Sprache fteht der litauiſchen näher als der flaviſchen, 
dem Gotiſchen aber näher als das Litauiſche. 

Das alte Pruzzenland reichte etwa von der Weichſel und Nogat bis an die 
Memel, von der Oſtſee ſüdwärts bis ungefähr zur ſüdlichen Grenze Weft und Oft- 
preußens. Die Grenze zwiſchen Pruzzen und Polen genau feſtzuſtellen, iſt heute nicht 
mehr möglich. Nördlich der Oſſa freilich iſt von polniſcher Koloniſation keine Spur 
zu finden. Umſtritten iſt aber das Land zwiſchen Offa und Drewenz, das Culmer 
Land. Polniſche Geſchichtsſchreiber behaupten, ſeine Ureinwohner ſeien Polen geweſen. 
Die hiſtoriſchen Tatſachen aber reden anders. Möglich iſt es, daß die Polen, von 
Süden her vordringend, ſich einzeln dort niedergelaſſen haben; das Land iſt aber vor 
1466 nie in ſicherem Beſitz der Polen geweſen, wie ſich aus ſpäteren Ausführungen 
noch ergeben wird. 

Lange bewahrten die Pruzzen ihren heiduiſchen Glauben; Bekehrungsverſuchen 
ſetzten ſie harten Widerſtand entgegen. So erlitt 997 der böhmiſche Edelmann und 
Biſchof von Prag Woiteck, bekannt als Adalbert von Prag, den Martertod. Die Be- 
ziehungen der Pruzzen zu den Polen find ſtets feindlicher Natur geweſen. Alle Verſuche 
der Polen, in das Land erobernd vorzudringen und es zu unterwerfen, ſchlugen fehl. 
Neue Bekehrungsverſuche wurden um 1200 von Ziſterzienſermönchen unternommen. Ihre 
Arbeit hatte Erfolg. 1215 wurde der Ziſterzienſermönch Chriſtian zum Biſchof von 
Preußen geweiht. Aber bereits im Jahre 1216 begannen wieder die Angriffe der 
Heiden, unaufhörlich und unaufhaltſam drangen ſie nach Süden vor. Die polniſchen 
Teilfürſten — ſeit 1139 war das polniſche Reich geteilt, die einzelnen Fürſtentümer 
befehdeten ſich gegenſeitig — waren zu ſchwach, um die junge chriſtliche Saat zu ver 
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teidigen. Auch über die Weichſel nach Weſten drangen die Pruzzen vor, јо daß bie 
Mönche des Kloſters Oliva 1224 in den Mauern Danzigs Schutz ſuchen mußten. In 
Maſovien nannte der Herzog Conrad nur noch Plock ſein eigen. Auf Abhilfe mußte 
geſonnen werden. Eine Wehrkraft mußte herbei, die jeden Augenblick zur Verteidigung 
und zum Angriff bereit war. Die Polen waren, wie geſagt, zu ſchwach, den Pruzzen 
zu widerſtehen; andere chriſtliche Fürſten waren nicht nahe genug. Von einem polniſchen 
Chroniſten wird Biſchof Günther von Plock, von einem preußiſchen Chriſtian als ber, 
jenige bezeichnet, der die Aufmerkſamkeit des Herzogs Conrad von Maſovien auf den 
deutſchen Orden gelenkt habe. 

Dieſer Orden, zur Zeit des dritten Kreuzzuges 1191 vor Akkon gegründet 
und 7 Jahre ſpäter zum geiſtlichen Ritterorden erhoben, hatte ſchon zu Beginn des 
13. Jahrhunderts das Feld ſeiner Tätigkeit vom Morgenlande nach dem Abendlande 
verlegt. Aber ſeine Erfolge im ſiebenbürgiſchen Burzenlande hatten den Neid der 
ungariſchen Könige erregt; er wurde von dort wieder vertrieben. Da kam ihm der 
Hilferuf aus Polen gelegen. Von ſeinen Feinden, inneren wie äußeren, hart bedrängt, 
ſchenkte Conrad von Maſovien dem Orden das Culmer Land zu ewigem Beſitze. Doch 
durch die trüben Erfahrungen in Ungarn gewarnt, ſchloß der Orden mit den Polen 
nicht eher ab, als bis fie allen feinen Wünſchen nachgekommen waren. Von dem melt, 
lichen Haupte der Chriſtenheit ließ der Orden Dh alles, was er, an der Oſtſeeküſte 
erobern würde, als einen von den Polen unabhängigen Beſitz übertragen. Im Jahre 1226 
beſtätigte Kaiſer Friedrich der Zweite dem Orden durch eine goldene Bulle die durch 
Conrad erfolgte Schenkung des Culmer Landes und verlieh ihm alle Eroberungen in 
Preußen unter der Bedingung, daß ſie ein Glied des römiſchen Reiches würden. Im 
Jahre 1230 verzichteten ſowohl Conrad von Maſovien wie auch der Biſchof Chriſtian 
von Preußen — ihm hatte Conrad auch vorher Schenkungen gemacht — nochmals 
auf alle ihre Rechte im Culmer Land zugunſten der Jungfrau Maria und ihrer Ritter. 
Für die geſchichtliche Entwicklung iſt es wenig von Belang, daß der Papſt im Auguſt 
1234 ſowohl das Culmer Land wie auch alle Eroberungen des Ordens in Preußen in 
das Recht und Eigentum des heiligen Petrus und in den Schutz und Schirm des 
heiligen Stuhles nahm. Zur Anerkennung der päpftlichen Oberhoheit ſollte ein jähr- 
licher Zins nach Rom gezahlt werden; aber dieſe Zahlung iſt bald in Wegfall gekommen, 
und die päpſtliche Oberhoheit iſt kaum geltend gemacht worden. 

So hat der Orden das Land den Polen nicht entriffen, als er nach dem бег. 
gang über die Weichſel 1231 es mit dem Schwerte zu erobern begann; im Gegenteil, 
durch das Zurückdrängen der Preußen wurde das weiter ſüdlich gelegene polniſche Land 
vor Plünderung und Verwüſtung geſchützt. Nachdem in den Jahren 1231 und 1232 
um die Burgen von Thorn und Culm Städte angelegt worden waren, fuhren die Ritter, 
da dichte Wälder das Vordringen zu Lande hinderten, im folgenden Jahre die Weichſel 
hinab, landeten bei einer von der Weichſel und der alten Nogat gebildeten Inſel Quidzin 
und legten hier eine Befeftigung an, der fie den Namen Mariae Inſula gaben. Da 
aber die Lage des Ortes recht ungünſtig war, verlegte der Landmeiſter Hermann Balk, 
der Führer der nach Preußen entſandten Ritter, die Burg auf die Anhöhe öſtlich der 
Nogat; der erſte Name verblieb auch dieſer zweiten Siedlung (die polniſche Bezeichnung 
für Marichwerder »Kwidzin« geht alſo, wie ſehr viele polniſche Ortsbezeichnungen, auf 
preußiſchen Urſprung zurück. So hieß z. B. Straſzewo urſprünglich Streeſewite; Gurken, 
polniſch Grabiſko, ift von altpruzziſch garbs — Berg abgeleitet, Kalwe von Kalwa = Hügel, 
Gulbien (Kreis Roſenberg) von altpruzziſch gulbis — Schwan (ші. Anhang Т: Orts- 
und Familiennamen). Neben der Burg wurden alsbald die erſten Anlagen einer Stadt 
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geſchaffen. So entſtand 1233 die Stadt Marienwerder. In mehr als 50 jährigen 
harten Kämpfen, in denen die Pruzzen ſich zweimal erhoben, wurde das Land bis zur 
Memel unterworfen. Mit der Eroberung ging die Ausbreitung des Chriſtentums Hand 
in Hand. Noch während des erſten Aufſtandes (1242 bis 1253) wurde das Land in 
4 Bistümer eingeteilt, das culmiſche, das pomeſaniſche, das ermländiſche und das јат“ 
ländiſche. Das pomeſaniſche Bistum wurde von Offa, Weichſel, Drauſenſee 
und der von Oſten in dieſen See fließenden Weeske eingeſchloſſen. Außer 
der Culmiſchen Diözeſe ſollte in den drei übrigen ein Drittel des Grund und Bodens 
dem Biſchof gehören. In Pomeſanien begegnet als erſter Biſchof der Dominikaner Ernſt, 
der fic) nach zweimaligem Tauſche ſchließlich den ſüdlichen Teil des Bistums um Marien: 
werder von der Weichſel bis zum Geſerich auswählte. Zur Errichtung der biſchöflichen 
Kathedrale beſtimmte der Biſchof Marienwerder; feinen Wohnſitz verlegte er ſpäter in 
das um 1280 gegründete Rieſenburg, während das Domkapitel in Marienwerder verblieb. 

Im zweiten Aufſtande, der 1260 ausbrach, wurde Marienwerder zweimal zerſtört , 
der Orden erlitt manche Niederlage, aber ſchließlich behauptete er ſich doch. Im 
Jahre 1283 konnte das Pruzzenland als unterworfen gelten. Von den Pruzzen waren 
nur noch Reſte übriggeblieben; das verödete Land mußte mit Koloniſten aus Deutſch⸗ 
land beſiedelt werden. Auch Polen wurden zur Beſiedlung herangezogen. Alles ſiedelte 
der Orden nach heimiſchen Rechten an, die Deutſchen nach deutſchem, die Pruzzen nach 
pruzziſchem, die Polen nach polniſchem Recht. Das war deutſche Art, jedem (сіп Recht 
zu laſſen, ohne öde Gleichmacherei. 

Die älteſte Anſiedlungsurkunde ſtammt vom Jahre 1236, wo der edle Herr 
Dietrich von Tiefenau mit einem anſehnlichen Landbeſitz — es war eine Quadrat- 
meile — nördlich von Marienwerder belehnt wurde. Nach der endgültigen Nicder- 
werfung der Pruzzen im Jahre 1283 begann eine großzügige Beſiedlung des ganzen 
Landes einſchließlich unſeres Gebietes der Abſtimmungskreiſe, von da an wurde ein Netz 
von Städten und Dörfern über das ganze Land hin ausgeſpannt. Ein großer Zuſtrom 
von deutſchen Anſiedlern ſetzte ein. 

So wurden, um nur einige Beiſpiele anzuführen, zwiſchen 1230 und 1316 bei 
Chriſtburg 10 Dörfer, zwiſchen 1317 und 1331 bei Dt. Eylau 8 Dörfer, bei Schönberg 
etwa 15 Ortſchaften angelegt. Von den im Kreiſe Marienwerder im 14. Jahrhundert 
gegründeten Ortſchaften ſind allein 36, von den im Kreiſe Marienburg gegründeten 20 
urkundlich nachweisbar. Es ſind natürlich viel mehr, aber die Gründungsurkunden 
vieler Dörfer find in den zahlreichen Kriegen der folgenden Jahrhunderte verloren 
gegangen. 

An Städten find in dieſer Zeit die fünf des Kreiſes Roſenberg (Rieſenburg 
etwa 1280, Roſenberg etwa 1315, Dt. Eylau 1305, Biſchofswerder 1325, Freyſtadt 
1331) entſtanden; im Kreiſe Stuhm die gleichnamige Stadt etwa 1300 bis 1302, 
Chriſtburg ſchon 1258; Garnſee beſtand ſchon längere Zeit vor 1334, wo es ſeine 
Handfeſte erhielt. 

Dieſe Siedlungstätigkeit dauerte die ganze Ordenszeit an, wenn ſie auch ſpäter 
nicht mehr ſo energiſch war wie anfangs. Aber noch 1452 wurde z. B. Neumark im 
Kreiſe Stuhm gegründet. 

Bei der Verteilung des Grund und Bodens iſt zwiſchen Stadt und Land zu 
unterſcheiden. Während die Städte von Anbeginn durchaus deutſch waren, wohnten 
auf dem Lande Deutſche und Pruzzen nebeneinander. Die pruzziſchen Einwohner 
wurden vom Orden anfangs ſehr ſchonend behandelt. Sie waren nicht nur allgemein 
perſönlich frei, im vollen Beſitz ihres Grundbeſitzes, ſondern ſie konnten auch in den 
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geiſtlichen Stand treten. In der Stellung des Ordens gegenüber den Pruzzen brachte 
aber der letzte große Aufſtand, der lange Zeit hindurch die Ordensherrſchaft zu ver 
nichten drohte und nur mit ſchweren Opfern niedergeſchlagen wurde, eine grundlegende 
Anderung. Fortan verloren die Pruzzen ihre Rechte und wurden nur gemäß ihrem 
Verdienſt um den Orden behandelt. Zahlreiche verdiente Pruzzen wurden auch nach 
1260 als preußiſche Freie anerkannt, z. B. in Buchwalde, Wilczewo, Kleczewo, Schön⸗ 
wieſe, Mienthen, Trankwitz uſw., und ihnen zunachſt Freiheit von Scharwerk und Zehnten, 
auch die Gerichtsbarkeit, bald die niedere, bald die höhere über die Hinterſaſſen ſowie 
das Erbrecht für beide Geſchlechter verliehen. 

Für die Deutſchen galt deutſches Recht, das auf dem allgemeinen Landrechte 
der Culmer Handfeſte beruhte, und auf dem Dorfe hatte der Schultheiß die niedere 
Gerichtsbarkeit, die höhere war dem Landesherrn vorbehalten. Als Schultheiß wurde 
der Vertrauensmann des Ordens eingeſetzt, der das Dorf gegründet, d. h. die deutſchen 
Bauern für die Anſiedlung anf der zur Gründung eines Dorfes vom Orden ausgeſetzten 
Feldmark gewonnen hatte. Als Lohn erhielt er außer den aus der niederen Gerichts⸗ 
barkeit eingehenden Geldſtrafen in der Regel den zehnten Teil der geſamten Feldmark, 
während den Bauern in der Regel 2 Hufen angewieſen wurden. 

In den Städten, die zumeiſt auf dem gleichen Wege wie die Dörfer, d. h. durch 
einen Vertrauensmann, den Lokator, gegründet wurden, erhielt jeder Bürger innerhalb 
der Stadt ein Grundſtück, in der Feldmark fo viel Land, als er kaufen konnte, und ба“ 
neben einen Garten. Das Eigentum vererbte ſich nach dem Stadtrechte frei, konnte 
auch an einen anderen Bürger verkauft werden. 

Alle Angelegenheiten der Bürgerſchaft wurden von dem Rate geleitet, dem Ver⸗ 
waltung und Gerichtsbarkeit nach dem Stadtrechte ſowie die Vertretung nach außen zuſtand. 

Das wichtigſte Recht der Städte war mithin die Selbſtverwaltung, zu der 
fic) die Sicherheit der Stadt durch Stadtmauern und das Marktrecht geſellte. 

Seine kulturfördernde Arbeit betätigte der Orden auch auf dem geiſtigen Gebiete 
der Kirche und Schule. In jeder neugegründeten Stadt, in jedem Dorfe wurde eine 
Kirche angelegt und zu ihrem Unterhalte wie auch zu dem des Pfarrers vom Gemeinde- 
land eine Anzahl von Hufen, in der Regel vier, alſo doppelt ſoviel wie der Bauer 
hatte, ſowie beſtimmte Abgaben in Geld und Naturalien und freiwillige Gaben in der 
Stiftungsurkunde vorgeſehen. Wie ſehr der Orden auf die ſchleunige Erbauung von 
Kirchen im Lande hielt, zeigt der Friede von 1249, in dem die aufſtändiſchen Provinzen 
verpflichtet wurden, an 13 namentlich genannten Orten binnen Jahresfriſt Kirchen zu 
erbauen. Die Orte, von denen heute ein Teil nicht mehr beſteht, lagen im öſtlichen 
Teile des Bistums Pomeſanien von Dt. Eylau bis nach Chriſtburg. Schon vorher 
wurden zwiſchen 1236 und 1242 ausdrücklich die Kirchen in Peſtlin und Chriſtburg 
genannt, und ſie werden ſicher nicht die einzigen geweſen ſein. 1284 wird die Kirche 
von Conradswalde, 1297 die von Kalwe gegründet. Auch die größte Kirche des ganzen 
Landes, die Kathedrale von Marienwerder, entſtand noch im 13. Jahrhundert, an der 
Stelle einer kleineren, jedenfalls ſofort nach Gründung der Stadt erbauten Pfarrkirche. 
Ende des 14. Jahrhunderts find allein im Kreiſe Stuhm acht weitere Kirchen feſtzuſtellen, 
und es ließen fic) noch viel mehr nachweiſen, wenn nicht von vielen Orten die Stiftungs- 
urkunden in den Kriegen verlorengegangen wären; ſo allein im Stuhmer Gebiet von 
12 Ortſchaften. 

Alles das zeigt, daß in Stadt und Land ein Kranz von Kirchen in dem ben 
Ordensbauten eigenen Stile entſtand, und bis auf den heutigen Tag gibt es keine 
Stadt unſeres Gebiets, in der nicht die weithin ragende Kirche ein lebendiges Zeugnis 
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für die großartige Kulturtätigkeit des deutſchen Ordens ablegt. Auch in den Dörfern 
wurden die urſprünglich aus Holz beſcheiden hergeſtellten Kirchen, von denen einzelne 
noch heute beſtehen, z. B. in Goldau (Kreis Roſenberg), durch maſſive Bauten erſetzt, 
und ſowtit fie nicht in den zahlreichen Kriegsſtürmen des 16. und 17. Jahrhunderts, 
wie die in Conradswalde (1626), ein Raub der Flammen wurden, zeigen auch ſie, 
wer dem Lande das Chriſtentum und damit die Kultur brachte (vgl. Anhang II: Die 
Baudenkmäler Pomeſaniens). 

Für den Schulunterricht der Pruzzenkinder ſorgte, wie Czaplewſki nachgewieſen 
hat, der Orden ſchon (ей 1249, dem erwähnten Friedensſchluß mit den Pruzzen. 
Jedenfalls wurden dann in den neu einzurichtenden Pfarreien auch Schulen geſchaffen. 
Zwar ſchweigen die Gründungsurkunden der Dörfer im allgemeinen von den Schulen; 
man wird aber nicht fehlgehen, wenn man für jedes Pfarrdorf auch eine Schule 
annimmt. So werden zwiſchen 1399 und 1409 ausdrücklich einzelne Landſchulen 
erwähnt, z. B. in Bönhof und Peſtlin. Die Schulſprache war anfangs in den 
noch nicht neu befiedelten Orten pruzziſch und wurde vom Orden beſonders gepflegt, 
um Geiſtliche heranzubilden, die in ihrer Mutterſprache die Eingeborenen um ſo leichter 
für das Chriſtentum gewannen. Später, als die Pruzzen ſich nach ihrer Bekehrung 
von ſelbſt mit der Ausbreitung der deutſchen Kultur die Kenntnis der deutſchen Sprache 
erworben hatten, wurde ſie naturgemäß von dieſer verdrängt. Doch hat noch der 
Herzog Albrecht von Preußen zum Gebrauche der Schulen 1545 eine pruzziſche Über⸗ 
ſetzung eines Teiles des kleinen Katechismus Luthers und 1561 den ganzen herſtellen 
laſſen. Aber das konnte den Untergang der pruzziſchen Sprache nicht aufhalten. Seit 
etwa 250 Jahren muß die Sprache als ausgeſtorben angeſehen werden. 

Dafür, daß in den meiſten Städten Schulen für höheren Unterricht vor— 
handen waren, liegen zahlreiche Zeugniſſe vor. Sie werden in den Rechnungen des 
Ordens erwähnt, z. B. Marienwerder, Rieſenburg, Chriſtburg, Dt. Eylau, Marienburg. 
Wir erfahren aber auch aus den Matrikeln der Univerſitäten, z. B. Bolognas, daß 
Studenten aus Ortſchaften der pomeſaniſchen Diözeſen eingetragen waren. Es ſind von 
1325 bis 1525 ungefähr 450 Studenten, die 43 Ortſchaften entſtammten, davon 
160 Studenten aus Marienburg, über 25 aus Marienwerder, aber mehr als 50 auch 
aus den Dörfern der Didzefe. So ſtammte der bekannte Chroniſt Johannes de Pujilia 
aus Poſilge. Aus demſelben Dorfe ſtudierten 1381 bis 1386 zwei Schüler in Prag. 

Eine der ееп Kulturarbeiten des Ordens war der Schutz der fruchtbaren 
Niederungen gegen die Verheerungen des Waſſers, namentlich zur Zeit der Schnee— 
ſchmelze. Das gewaltige Werk der Eindeichung der Nogat und Weichſel wurde in der 
Zeit von 1288 bis 1294 unter dem Landmeiſter des deutſchen Ordens Meinhardt von 
Querfurt ausgeführt. Mit der Arbeit wurde bei Elbing begonnen, zunächſt das untere 
rechte Ufer der Nogat bis zur Marienburg, dann das linke und die Weichſel einge— 
dämmt, und ſo das außerordentlich fruchtbare Land, das bis dahin Sumpf und daher 
unbenutzbar geweſen war, der Beſiedlung und damit der Kultur gewonnen. Die 
Dämme werden in vielen Urkunden des 14. Jahrhunderts als beſtehend erwähnt. 

Für die Erhaltung der Dämme ſorgte der Orden dadurch, daß er jeder neu 
gegründeten Ortſchaft den Teil des Dammes, der zu ihrer Gemarkung gehörte, übertrug 
und beſtimmte Leiſtungen dafür feſtſetzte, auch die höher gelegenen Orte heranzog und 
alle zu einer Genoſſenſchaft zuſammenſchloß. ү 

Eine andere für das Gebiet höchſt wertvolle Anlage (фар der Orden durch den 
ſogenannten Marienburger Mühlengraben, der, bei Stangenberg beginnend, den 
ganzen Kreis Stuhm durchfließt und dann an die Stadt Marienburg geleitet wurde. 
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Das Unternehmen eines ſolchen über Berge und Täler, durch Seen und über Flüſſe 
zu leitenden Kanals ſetzte ſeiner genauen Berechnungen wegen einen hohen Stand der 
Waſſerbaukunſt voraus, und deshalb wird dieſer Kanal auch heute noch bewundert. 
Zu ſeiner Leitung mußten Dämme und Gewölbe angelegt werden, die ihn durch die 
Niederungen und über Bäche wegführten; Berge mußten abgegraben, Tiefen ausgefüllt 
werden. 

Zur Erhaltung dieſes wichtigen Werkes, das nicht nur das Land mit Mühlen, 
ſondern auch die Stadt Marienburg mit Trinkwaſſer verſorgte und die Gräben der 
Stadt und Burg unter Waſſer ſetzte, wurde eine beſondere Ordnung erlaſſen. 

Seine beſondere Aufmerkſamkeit widmete der Orden dem Poſtweſen, das für 
ſeine Verwaltung und ſeine großen auswärtigen Beziehungen unentbehrlich war. Und 
200 Jahre, bevor im übrigen Europa Anſtalten zur ſchnelleren Beförderung der Briefe 
eingerichtet wurden, bildete der Hochmeiſter eine Einrichtung, die ſchon ganz die ſpäter 
geſchaffenen vorwegnahm und, vom Hauptſchloſſe Marienburg ausgehend, in jedem Orbdens- 
hauſe eine Poſtanſtalt mit eigenem Poſtmeiſter, Poſtſtube, reitenden Poſtboten, die alle 
vom vorhergehenden Poſtamte eingelieferten Briefe auf ſchnellſtem Wege zum folgenden 
zu befördern hatte, anlegte. Jedes Ordenshaus hatte eigens nur für dieſen Zweck Brief- 
dienſtpferde zu ſtellen. Alle Einzelheiten laſſen ſich aus den Ordensrechnungen noch 
heute feſtſtellen. 

Die Macht des Ordens entfaltete ſich zur vollften Blüte in der Germanifierung 
und Chriſtianiſierung des gewonnenen Landes wie auch in der weiteren Ausdehnung 
der Herrſchaft, teils durch Eroberung, teils durch Ankauf benachbarter Gebiete. Im 
Weſten wurde Pommerellen nach dem Ausſterben des dort regierenden Herzogshauſes 
durch Vertrag mit den Askaniern in Brandenburg erworben, im Oſten wurden Kurland, 
Livland und Eſtland gewonnen. 

Die Verwaltung des Landes leitete der Hochmeiſter, der 1309 ſeinen Sitz von 
Venedig nach der um 1280 gegründeten Marienburg verlegte. Sein Stellvertreter 
war der Landmeiſter. Zur Erledigung weniger wichtiger Dinge genügte der Beirat der 
hohen Ordensbeamten (Großkomtur, Marſchall, Treßler, Trapier, Spittler). Angelegen- 
heiten von allgemeinem Intereſſe wurden durch das jährlich zuſammentretende Ordens 
kapitel entſchieden. Das ganze Land zerfiel in einzelne Kreiſe oder Komtureien mit 
einem Ordens hauſe, dem ein Komtur vorſtand. Kleinere Burgen ſtanden unter einem Pfleger. 

Seine Glanzzeit erlebte der Orden unter dem Hochmeiſter Winrich von Kniprode 
(1351 bis 1382); aber ſchon war der Höhepunkt erreicht, und ſchnell ging es bergab. Die 
Zuſtände im Innern, die dazu führten, brauchen hier nicht weiter berührt zu werden. 
Nach außen hin dehnte ſich die Macht des Ordens noch aus durch den Ankauf der 
Neumark und die Eroberung Samogitiens. Dieſer letzte Umſtand aber reizte den früheren 
Großfürſten von Litauen, Wladislaw Jagiello, der durch die Vermählung mit Hedwig, 
einer Tochter Ludwigs I. von Ungarn und Polen, die polniſche Krone erlangt hatte 
und zum Chriſtentum übergetreten war. Wegen Samogitien kam der ſchon lange drohende 
Krieg mit Litauen und Polen endlich zum Ausbruch. Zwar wurde nach der blutigen 
Niederlage von Tannenberg (1410) die Marienburg gerettet; doch mußte der Orden 
Samogitien abtreten. Die äußere Not vermochte nicht die im Innern zwiſchen den 
Ordensrittern und dem übrigen Teil der Bewohner beſtehende Uneinigkeit zu beſeitigen. 
Die mit dem Regiment der Ordensritter unzufriedenen Bürger und Landadligen ſchloſſen 
Bünde und riefen die Polen ins Land als Beſchützer ihrer Freiheiten. Welche Torheit! 
In einem dreizehnjährigen Kriege (1453 bis 1466) wurde das Land verwüſtet. 1460 fiel 
die Marienburg in die Hände der Polen. Zwar widerſtanden einige Burgen, wie 
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Marienwerder, Rieſenburg und Stuhm, ſiegreich dem Feinde; aber im zweiten Thorner 
Frieden mußten Pommerellen das Culmer Land, das Marienburger Werder und das 
Ermland abgetreten werden. Zu dem, was dem Orden noch unter polniſcher Oberhoheit 
verblieb, gehörte auch zum Lohn für die tapfere Verteidigung von Marienwerder und 
Rieſenburg der Teil des Bistums Pomeſaniens, der perſönliches Eigentum des Biſchofs 
war. Die Grenze des Gebietes, das im Weſten bis zur Weichſel reichte, verlief ſüdlich 
von Tiefenau bis an die Liebe bei Brakau, folgte ihr bis zur Kreisgrenze von Stuhm 
und Roſenberg und weiter dieſer ſelbſt bis zur oſtpreußiſchen Grenze; im Süden reichte 
es etwa bis an die heutige Grenze der Kreiſe Marienwerder und Roſenberg, jedoch mit 
Einſchluß des Kirchſpiels Großleiſtenau. Dieſes Gebiet hat alſo niemals zu 
Polen gehört. 

Der übrige Teil Weſtpreußens, der an Polen gefallen war und nun Preuſiſch⸗ 
Polen genannt wurde, ſollte nach der Abſicht der Bundeshäupter nur durch Perſonalunion 
mit Polen verbunden werden. So war es auch in dem Inkorporationsprivileg von 1454 
feſtgelegt worden. Das Land ſollte ſeine eigene Verwaltung behalten und ſeinen eigenen 
Landtag; zum polniſchen Reichstag brauchte es nur Geſandte zu ſchicken. Aber dieſes 
Verhältnis wurde von der polniſchen Nation wie auch von den polniſchen Königen mit 
Mißtrauen betrachtet; beide waren ſtets beſtrebt, die Perſonalunion mit Preußen in 
eine Realunion zu verwandeln. Alle Könige ſchwuren einen Eid auf die Beachtung 
der preußiſchen Sonderrechte, aber keinem iſt es eingefallen, den Eid zu halten. Der 
gröbſte Rechtsbruch erfolgte 1569 auf dem Reichstag zu Lublin, als den Preußen be- 
[оеп wurde, ihre Senatoren und Landboten fortan auf den polniſchen 
Reichstag zu ſchicken. Der ganze Inhalt des Inkorporationsprivilegs wurde annulliert, 
das preußiſche Land wurde polniſche Provinz. Der Adel und die Biſchöfe folgten, von 
dem ſchäbigen Glanze der polnifchen Krone geblendet, gelockt durch perſönliche Vorteile, 
dem polniſchen Befehl, ohne auf die Proteſte der Städte zu achten, die ſich ihr Deutſchtum 
zu erhalten trachteten. In Maſſen kam der polniſche Adel nach Preußen und ſiedelte 
ſich vor allem auf dem Lande an. Für uns kommen hauptſächlich die Kreiſe Stuhm 
und Marienburg in Betracht, die allerdings ſcharf voneinander zu ſcheiden ſind. Denn 
in dem letzteren, der Niederungsland und von Flüſſen und Bächen reichlich beſtrömte 
und daher Überſchwemmungen dauernd ausgeſetzte Acker enthielt, hat fic) die ausſchließlich 
deutſche Bevölkerung, vermehrt durch niederländiſche Mennoniten, durch alle Jahrhunderte 
erhalten. Der Grund liegt nahe. Den Polen ſcheint die Befähigung zu großen waſſer⸗ 
techniſchen Anlagen, die unabweislich gemacht und dauernd mit großen Arbeiten und 
unermüdlicher Ausdauer trotz aller Rückſchläge erhalten werden müſſen, abgegangen zu 
ſein. Daher haben die polniſchen Machthaber gar nicht den Verſuch gemacht, aus 
ſolchen Landesteilen die deutſche Bevölkerung zu verdrängen und durch polniſche zu erſetzen. 
Es darf daher als nicht zufällig erſcheinen, daß auch im Kreiſe Stuhm die deutſche 
Bevölkerung in erſter Linie in den fruchtbaren, aber ſchwer gegen die Waſſergewalt zu 
behauptenden Flußniederungen, die Slaven in den höher gelegenen Teilen wohnen. 

Hatten Bürger und Bauern früher über die Herrſchaft der Ordensritter geklagt, 
unter den Polen wurde es noch ſchlimmer. Im polniſchen Staate gab es nur zwei Stände, 
Adel und Geiſtlichkeit, und auch in dieſer waren die höheren Stellen meiſtens nur den 
Adligen vorbehalten. Dem polniſchen Adel, der freier Eigentümer ſeiner Güter war, 
wurde 1476 der preußiſche Adel, der bisher nur Lehnsadel geweſen war, gleichgeſetzt 
und ſo für Polen gewonnen. Im ſelben Jahre wurden auch alle Rechtsunterſchiede, 
die unter der Ordenszeit ſowohl unter den Bürgern wie auch unter den Bauern beſtanden 
hatten, aufgehoben und das Culmiſche Recht als das beſte zum Normalrecht erhoben) 
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aber dieſe Gleichfegung war nur das Fundament, um darauf das Gebäude der polnifchen 
Verfaſſung aufzurichten. Dieſe kannte nur ein Recht, das des Adels. Waren alle 
Sonderrechte aufgehoben, dann konnte ſchließlich der Adel um ſo ſchrankenloſer ſein 
Willkürregiment durchſetzen. Die Freizügigkeit, die Selbſtändigkeit hörte auf, an die 
Stelle der freien Bauerndörfer traten die polniſchen Scharwerksdörfer. Im Marienburger 
Werder begann man jon im Anfang des 17. Jahrhunderts die dort anſäſſigen Frei⸗ 
bauern zu Scharwerken zu zwingen und wie polniſche Leibeigene zu behandeln. Man 
ſchlug und bedrohte fie und mißhandelte fie auf jede Weiſe. 1650 beklagten ſich leib- 
eigene Bauern von Schönwieſe, daß der Pfandherr fie ohne Grund ſchlage und 6 ftatt 
3 Tage für ў ſcharwerken laſſe. Im gleichen Jahre ſchenkte ein Adliger Wilzewfki 
dem v. Güldenſtern einen Bauern und ſeine Tochter. 1643 nahm Johann v. Zeiten, 
Zakrzewſki den Bauern ein Stück Acker und Wald weg und ſchlug dieſes Land zu feinem 
Gute. 1772 beklagten ſich die Bauern von Kalwe, daß man ſie ſeit 30 Jahren und 
länger zum Scharwerk gezwungen habe, obwohl ſie davon frei wären. 

Mit der Freiheit und Selbſtändigkeit der Bauern ſchwand die Blüte und der 
Wohlſtand des Landes dahin; Handel und Gewerbe gingen zurück, das platte Land 
verödete und die Städte entvölkerten ſich. Für die geiſtige und ſittliche Hebung des 
Volkes geſchah nichts. Das Schulweſen verfiel vollſtändig und die Rechtspflege ließ 
jo zu wünſchen übrig, daß ſelbſt der polniſche König Stanislaus Leſſczynſki bekennen 
mußte: »Polen ſei das einzige Land, wo die Maſſe des Volkes alle Rechte 
der Menſchheit entbehre.« Die Bauern waren rechtloſe Sklaven, die Bürger ver: 
elendet und verarmt. Mächtig und möglichſt frei von allen Laſten, dafür aber Си, 
haber aller Rechte waren nur der Adel und die Geiſtlichkeit. Wie kläglich die Zuſtände 
in den Städten waren, mag die Tatſache beleuchten, daß 1772 in Chriſtburg bei 
727 Einwohnern 26 Bauſtellen wüſt lagen. 

Viel hatte das Land auch unter den Kriegen zu leiden, die zunächſt noch zwiſchen 
dem Orden und Polen, im 17. Jahrhundert aber zwiſchen Polen und Schweden geführt 
wurden. Im erſten ſchwediſch⸗polniſchen Kriege wurde es (ей 1626 in Mitleidenſchaft 
gezogen; arge Verwüſtungen und Zerſtörungen traten ein, als die Kämpfe durch den 
Waffenſtillſtand zu Altmark (1629) und ſechs Jahre darauf zu Stuhmsdorf beendigt 
wurden. In dieſem Vertrage wurde in einem beſonderen Artikel beſtimmt, daß die 
Gebiete, die Polen zurückerhielt (Preußiſch⸗Polen), ihre alten Privilegien und Freiheiten 
weitergenießen ſollten. Brandenburg und die Generalſtaaten unterſchrieben den Bers 
trag gleichfalls, und Frankreich und Großbritannien übernahmen durch ihre 
Unterſchrift die Garantie. Aber der Rechtsakt blieb nicht mehr als ein Fetzen 
Papier. Auch die beiden folgenden Kriege (der zweite ſchwediſch-⸗polniſche Krieg 1655 
bis 1660 und der nordiſche Krieg 1700 bis 1721) gingen nicht ſpurlos an dem 
Lande vorüber. Oft war es der Schauplatz blutiger Kämpfe, Freund und Feind durch- 
zogen es. Im ſiebenjährigen Kriege wurde das Land bis zur Weichſel von den Nuffen 
beſetzt und als ruſſiſche Provinz erklärt, darum ziemlich glimpflich behandelt. 

Was das Land unter der polniſchen Herrſchaft gelitten hat, in welchem Zuſtand 
ſich Bürger und Bauern befanden, erhellt am beſten aus den Aufzeichnungen, die Friedrich 
der Große machen ließ, als das Land bei der erſten Teilung Polens an Preußen kam. 

Unterdeſſen war auch mit dem Reſte des Ordensſtaates eine Veränderung vor, 
gegangen. Wiederholt hatten die Hochmeiſter ſich bemüht, die polniſche Lehnshoheit 
abzuſchütteln, doch ſtets vergebens. Mit der Einführung der Reformation erfolgte auch 
die Säkulariſation des Landes, und der damalige Hochmeifter Albrecht von Preußen 
wurde am 10. April zu Krakau vom polniſchen Könige mit dem Herzogtum Preußen 
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belehnt. Mit dem Ausſterben des Herzogshauſes kam das Land, alfo auch Marien: 
werder und Rieſenburg, 1618 an die Kurfürſten von Brandenburg und wurde vom 
Großen Kurfürſten durch die Verträge von Labiau und Wehlau und den Frieden von 
Oliva (1660) zum ſelbſtändigen Herzogtum erhoben. d 

Wie die inneren Verhältniſſe Polens im 18. Jahrhundert ein Eingreifen der 
auswärtigen Mächte nötig machten, wie es zur Teilung Polens kam, braucht nicht. 
weiter ausgeführt zu werden. Bei der суйеп polniſchen Teilung 1772 kam das alte 
Ordensland mit Ausnahme von Danzig und Thorn an Preußen; die natürliche Einheit 
der Lande an der Weichſel wurde wiederhergeſtellt, an die alte geſchichtliche Überlieferung 
wurde wieder angeknüpft. Damals wurde ein Unrecht wieder gutgemacht, das trotz 
300 jähriger Dauer eine Vergewaltigung geweſen war. Aus der Annexion von 
1466 wurde eine Desannexion. Der polniſche Reichstag erklärte ſich 1773 mit 
der erfolgten Teilung einverſtanden, als die preußifchen Stände bereits am 27. Фер, 
tember 1772 in Marienburg ihrem neuen Herrn gehuldigt hatten. 

Unterdes hatte Friedrich der Große die neue Erwerbung perſönlich in Augenſchein 
genommen. Von ſeinen vielen recht charakteriſtiſchen Außerungen über das Land ſeien 
hier nur zwei mitgeteilt. Am 27. Oktober 1772 ſchreibt er an d'Alembert: »Man 
hat mir ein Stückchen Anarchie gegeben, mit deſſen Umwandlung ich mich beſchäftigen 
muß.« Am 11. Dezember 1773 ſchreibt er an Voltaire: »Es war ſehr gerecht, daß 
ein Land, welches einen Kopernikus hervorgebracht hat, nicht länger in jeder Art 
von Barbarei ſchmachtete.« Alles, was der deutſche Orden in 200 jähriger Arbeit 
aufgebaut hatte, war durch eine 300 jährige polniſche Mißwirtſchaft zugrunde gerichtet 
worden. Friedrich mußte wieder von vorn anfangen. Auf Grund eines genauen 
Einrichtungsplans griff er auf allen Gebieten mit unermüdlichem Eifer, aber auch 
rückſichtsloſer Strenge durch, um an Stelle der verlotterten ſtaatlichen Verhältniſſe 
die feſtgefügten und faſt übertrieben ſorgfältigen preußiſchen Staatseinrichtungen zu ſetzen. 
Eine ſeiner erſten Maßnahmen war die Aufhebung der Leibeigenſchaft für die Bauern 
aus den Domänenämtern durch Patent vom 28. September 1772, der eine entſprechende 
für alle Güter am 8. November 1775 folgte. Zahlreiche Verordnungen ergingen über 
den Schutz der Untertanen vor willkürlicher Behandlung und ebenſo ſcharfe Strafan- 
drohungen bei Nichtbeachtung dieſer Vorſchriften. Wie hier, ſo leiſteten der König 
und ſeine Beamten auf allen Gebieten energiſche und zielbewußte Arbeit, und neues 
reges Leben entwickelte ſich in dem zuvor dahinſiechenden Lande. Eine neue 
Koloniſationstätigkeit begann, Bauern und Handwerker wurden herangezogen. 
In unſerem Gebiet z. B. wurden in Marienburg 39, in Stuhm 7, in Chriſtburg 
8 Handwerkerfamilien auf Staatskoſten angeſetzt. Das Handwerk entwickelte ſich, 
die Städte blühten wieder auf. Während Chriſtburg 1773 727 Seelen gezählt hatte, 
betrug die Einwohnerzahl 1783 1595, 1804 ſogar ſchon 2104; in Stuhm Deg fie 
von 409 im Jahre 1772 auf 509 im Jahre 1783 und 918 im Jahre 1804. Die 
Zahl der Häuſer betrug in Stuhm 1778 79, im Jahre 1804 105. 

Die Rechtſprechung wurde auf ganz neuer Grundlage geordnet und der 
preußiſche Grundſatz des gleichen Rechtes aller vor dem Geſetze nicht nur angeordnet, 
ſondern auch durchgeführt. 

Im Kirchenweſen wurde aller Unterſchied zwiſchen den zwei Hauptglaubens- 
bekenntniſſen aufgehoben. Volle Gleichberechtigung, volle Glaubens und Bekenntnisfreiheit 
wurden gewährleiftet. 

Seine größte Aufmerkſamkeit widmete der König dem Schulweſen, und ſeine 
erſte und dauernde Sorge war, Schulmeifter zu gewinnen. Hierzu ſcheute er keine Koſten, 


A EN 


und feinem Eifer konnten die Erfolge nicht ſchnell genug kommen. Immer wieder 
drängte er, daß die Kinder in den Schulen ordentlich unterrichtet würden, »das Volk 
ſei noch roh und kenne keine Sitten, die Regierung müſſe alles nur Erdenkbare tun, 
um die Leute dorten mehr menſchlich zu machen. « 

Für den höheren Unterricht zog er das Jeſuitengymnaſium in Marienburg heran 
und ſetzte ihm aus den ehemaligen Jeſuitengütern einen jährlichen feſten Zuſchuß von 
590 Talern aus. 

Das preußiſche Poſtweſen trat ſofort mit der Übernahme der Provinz in Tätigkeit. 
Bereits Anfang Oktober 1772 gingen die erſten Poſtwagen, und in allen Ortſchaften 
wurden Poſtämter und Poſtwärtereien eingerichtet. Nirgendwo anders als gerade auf 
dieſem Gebiete zeigte ſich gleich im erſten Augenblicke die gewaltige Umänderung der 
Dinge und die Vefferung der Zuſtände, trotz der zum Teil troſtloſen Verhältniſſe auf 
Straßen, Wegen und Brücken. 

In der Beaufſichtigung der Damm- und Waſſerbauverhältniſſe lehnte ſich 
der König an die ſeit der Ordenszeit beſtehenden Deichkommunen an, die eine genau 
geregelte Verfaſſung mit Deichgrafen und Geſchworenen hatten. Doch wurden vere 
hältnismäßig große Summen für Waſſerbauten und Waſſerſchäden bewilligt und die 
ſtaatliche Aufſicht ausgeübt. 

So wurde ein durch die Mißwirtſchaft des Adels bedrücktes Land von den 
Feſſeln der Anarchie befreit und mit den Segnungen eines tatkräftigen, ordnungsliebenden 
Regiments bekannt. Wenn auch die furchtbaren Jahre der Kriege 1806 bis 1814 
das Land aufs neue dem Untergang zuzuführen drohten, der Geiſt der Arbeit Friedrichs 
des Großen ging nicht verloren. Und was heute an kulturellen Errungenſchaften vor— 
handen iſt, ſo daß Weſtpreußen neben jeder Provinz des Reiches beſtehen kann, das 
verdankt es der unabläſſigen, vor keinen Koſten zurückſchreckenden Arbeit des 
preußiſchen Staates. e 

Die Hauptſtadt der 1772 erworbenen Provinz wurde Marienwerder, einmal 
weil es ſtets eine deutſche Stadt geweſen war, beſonders aber, weil es in der Mitte 
des Landes lag. So wurde hier am 25. September 1772 ein Oberhof und Landesgericht 
für Weſtpreußen eingerichtet (heute Oberlandesgericht); desgleichen errichtete der König durch 
Patent vom 13. November 1772 in Marienwerder eine neue Kriegs- und Dománen- 
kammer (heute Regierung). Unter dem Nachfolger Friedrichs des Großen kamen noch 
die Generallandſchaftsdirektion für Weſtpreußen und das königliche Geſtüt in Marien 
werder hinzu. Nach den kriegeriſchen Ereigniſſen zu Beginn des 19. Jahrhunderts, von 
denen auch Marienwerder nicht verſchont blieb, behielt die Stadt bei der Neuordnung 
des Staates ihre Behörden; 1849 kamen noch ein Kreisgericht (Amtsgericht) und eine 
Oberpoſtdirektion hinzu, die letztere wurde aber 1872 mit der in Danzig vereinigt. 

Mit ganz Weſtpreußen nahm auch Marienwerder im vorigen Jahrhundert einen 
gewaltigen Aufſchwung, ſtieg doch die Einwohnerzahl von 1783 bis heute von 3 200 
auf beinahe 13 000, in Weſtpreußen von 415 000 im Jahre 1772 auf 1700 000 
im Jahre 1910. Das hat eine knapp 150 jährige preußiſche Regierung zuwege gebracht! 


Ш. Gegenwärtige Zuſammenſetzung der Bevölkerung. 
Der geſchichtliche Charakter des Abſtimmungsgebiets als eines alten deutſchen 
Landes prägt ſich auch in der gegenwärtigen Zuſammenſetzung der Bevölkerung deutlich 
aus. Um ein vollſtändiges Bild zu gewinnen, muß man von der amtlichen Volks- 


KEN e 


zahlung von 1910 ausgehen, bei welcher die Bevölkerung zum letzten Male auch nach 
der Mutterſprache geſondert worden iſt. Nach jener Zählung hatten die vier Kreiſe 
des Abſtimmungsgebiets, die zuſammen 2461 qkm groß find, 160 567 Einwohner. 
Davon bekannten ſich 136 305 zur deutſchen und nur 24126 zur polniſchen Mutter- 
ſprache, 85 v. H. Deutſche ſtanden alſo 15 v. H. Polen gegenüber. 

In der Mehrzahl der Kreiſe iſt nach den Ergebniſſen der genannten Zählung die 
jiffermmapige Überlegenheit der deutſchen Bevölkerung ſogar noch erheblich größer. Sie 
erreicht im Kreiſe Marienwerder 91 v. H., im Kreiſe Roſenberg 92 v. H. und im 
Kreiſe Marienburg ſogar 93 v. H. Der Kreis Stuhm, in welchem während ſeiner 
vorübergehenden Verbindung mit dem polniſchen Staate zahlreiche polniſche Zuwanderer 
gekommen waren, zählt 58 v. H. deutſche Einwohner. Die Deutſchen bilden ſomit 
auch in ihm die Mehrheit. Im einzelnen ſtellt ſich das Verhältnis der Deutſchen und 
Polen in den vier Kreiſen des Abſtimmungsgebiets wie folgt dar: 


Einwohner mit 
deutſcher | polnischer 
Mutterſprache 


Einwohner! 
insgeſamt. 


Kreiſe бійіфе 
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Marienburg. 21843] 28 045 98 v. H. 454 = 2 v. H. 28 521 
Stuhm ..... 64 161 28 8 ја 15571 = 42 » 36 527 
Marienwerder 455916 37143 = 91 3810 = » 40 969 
Rofenbeug o. 104 160 | 50 194 = 92 4291 = 54 550 

Abſtimmungsgebiet. . . |246 080 | 136 305 — 4126 160 567 


Aber nicht nur nach der Zahl, ſondern mehr noch nach der Bedeutung tritt die 
polniſche Bevölkerung weit hinter die deutſche zurück. Die 10 Städte des weſtpreußiſchen 
Abſtimmungsgebiets find nahezu rein deutſch. Während die polniſch ſprechende Bevölkerung 
im Durchſchnitt der ländlichen Ortſchaften 20 v. H. erreicht, macht ſie in den Städten 
nur 6 v. H. aus. Die Städte im Kreiſe Stuhm ſind zu 75 v. H., im Kreiſe Roſenberg 
zu 94 v. H., im Kreiſe Marienwerder zu 96 v. H. und im Kreiſe Marienburg zu 
98 v. H. von Deutſchen bewohnt. 


Einwohner mit 
deutſcher polniſcher 
Mutterſprache 


Einwohner 
insgeſamt 


Städte im Kreiſe Anzahl 


Marienburg. 1 16 500 =“ | 25 
Stumm 2 6 095 = a8 
Marienwerder 2 13 970 - | 60 = 4 » 
ЗОНЕ gn 5 23 218 = 329 = 6 


Зно... | 10 | 59783 | 55917 = 940.5. | 3812 = 6v5. 


Die Überlegenheit der Deutſchen unter der Bevölkerung der Städte ift um fo 
bedeutungsvoller, als die ſtädtiſche Bevölkerung im Abſtimmungsgebiet nicht weniger 
als 37 v. H. der Geſamtbevölkerung ausmacht. Nicht mit Unrecht werden deshalb die 
Städte, von denen ſich im ganzen Gebiet Handel, Verkehr und höhere Geſittung aus- 
breiten, als unerſchütterliche Stützpunkte des Deutſchtums betrachtet. Auf die Bevölkerung 
der einzelnen Städte verteilt ſich die Zahl der Deutſchen und Polen wie folgt: 
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Einwohner mit 
deutſcher | polniſcher 
Mutterſprache 


Einwohner 


ote insgeſamt 


Marienburrn ggg 16 500 16 155 98 v. H. 327 = 2 v. H 
Stuhm shy abi а 3019 1656 == 54 » 1435 = 
Ghriftburg -......- Буетур 3 004. 2908 = 97 . 101 = 
Marienwerder 12 983 12 408 = 96 » 566 = 
Garnjee........ Api ARE 987 931 = >» Бб = 
Nojenbeig dd DEE 3181 3129 = 98> „ 50 
Biſchofswerde er 2311 1740 = 75 » 5715 
Deutſch⸗Eylauuu 10 087 9566 = 95 516 
Freystadt WE, 2 607 2562 — 4: 

MAN ais 5 032 4867 = 


Städte zuſammen ... =: 94 v. H. | 3812 


Von den 10 Städten des Abſtimmungsgebiets haben alſo 8 Städte 90 bis 
100 v. H. deutſche Einwohner; eine Stadt hat 75 v. H., und ſelbſt in Stuhm machen 
die Deutſchen mit 54 v. H. noch die Mehrzahl der Einwohner aus. 

In den Städten befanden ſich zur Zeit der letzten Gewerbezählung (im Jahre 1907) 
im ganzen 3 145 gewerbliche Hauptbetriebe. Davon waren 2962, alſo 94 v. H. in 
deutſcher, 183, alſo 6 v. H. in polniſcher Hand. In der Stadt Marienburg befindet 
ſich unter 727 Betrieben nur ein einziger polniſcher Betrieb. In den Städten des 
Kreiſes Marienwerder ſtehen 98 v. H. deutſchen, 2 v. H. polniſche Inhaber von 
Betrieben gegenüber. Auch im Kreiſe Stuhm, der doch 42 v. H. Perſonen mit 
polniſcher Mutterſprache aufweiſt, machen die polniſchen Betriebsinhaber nur 20 v. H. 
aus. Im хее Roſenberg endlich find die ſtädtiſchen Betriebe zu 93 v. H. in 
deutſcher Hand. 


Juhaber von Hauptbetrieben mit 
deutſcher polniſcher 
Mutterſprache 


In den Städten 


der Kreiſe Jusgeſamt 


Marienburrg 726 = 100 v. H. 1-- Ov. H. 
State's d Ke 401 321 = 80 » 80 = 20 » 
Marienwerder ... 652 637 = 98» 15 2 * 
Roſenber dn 1365 1278 = 93 „ 87 7 » 
zuſammen | 3145 | 2962 = 940. H. 188 = 6 v. H. 


Die Zahl der polniſchen Inhaber von Hauptbetrieben iſt alſo in allen Städten 
des Abſtimmungsgebiets äußerſt gering. Nirgends finden ſich mehr polniſche als 
deutſche Betriebsinhaber vor. Selbſt in Stuhm haben die Polen noch nicht einmal die 
Hälfte aller dort vorhandenen Hauptbetriebe in ihrem Beſitz. 

Die Hauptbetriebe zerfallen in kleinere Betriebe, in welchen nur eine Perſon auf 
eigene Rechnung, im eigenen Namen und ohne maſchinelle Einrichtungen tätig iſt (»Allein- 
betriebe), und in größere Betriebe, die mit Mitinhabern, mit motoriſchen Anlagen oder 
doch wenigſtens mit mehreren Gejellen arbeiten. In den Städten des Abſtimmungs⸗ 
gebiets finden ſich 1424 Alleinbetriebe und 1721 größere Betriebe. Unter den 
1424 Alleinbetrieben ſind nicht mehr als 102, alſo 7 v. H. in polniſcher Hand, unter 
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den 1721 größeren Betrieben find es ſogar nur 81, alſo nicht mehr als 5 v. H. 
Soweit die polniſchen Gewerbebetriebe überhaupt für das Wirtſchaftsleben des Ab. 
ſtimmungsgebiets von Bedeutung ſind, handelt es ſich bei ihnen alſo vorwiegend um 
kleinere Werkſtätten, die nur für den nächſten Bedarf ihrer Kundſchaft tätig find. Auf 
den großen Gang der wirtſchaftlichen Entwickelung haben die Polen dagegen bisher 
keinen Einfluß ausgeübt. 

Auch unter der ſtärker mit polniſchen Beſtandteilen durchſetzten Landbevölkerung 
überwiegt das Deutſchtum immer noch erheblich. Denn auch von den Bewohnern der 
ländlichen Ortſchaften ſind im Durchſchnitt noch immer 80 v. H. deutſcher Abſtammung. 
Im Kreiſe Stuhm machen die Deutſchen 54 v. H. der geſamten Landbevölkerung aus, 
im Kreiſe Marienwerder 88 v. H., im Kreiſe Roſenberg 91 v. H. und im Kreiſe 
Marienburg ſogar 99 v. H. 


Einwohner der ländlichen Ortſchaften mit 
Kreiſe Insgeſamt deutſcher | polniſcher 
Mutterſprache 


N ЛА. 12 021 11890 = 99 v. H. | 427 10.5 
Stumm 30 432 16 364 5 
Marienwerder 26 999 23 804 = 
Rojenberg ........ 31332 28 330 = 
Landbevölkerung... 100781 


Innerhalb der Landbevölkerung ift nun weiter zu unterſcheiden zwiſchen Befigern 
und Landarbeitern. Die polniſchen Einwohner von Landgemeinden gehören zum großen 
Teil dem Stande der Landarbeiter an und fühlen ſich infolgedeſſen in ſehr viel де 
ringerem Grade mit der Heimatſcholle verwachſen. Der Grundbeſitz iſt dagegen 90 v. H. 
in deutſcher Hand. Der deutſche Anteil beträgt nämlich im Kreiſe Marienburg 99 v. H., 
im Kreiſe Stuhm 70 v. H., im Kreiſe Marienwerder 93 v. H. und im Kreiſe Roſen⸗ 
berg 97 v. H. 

Die geringe Bedeutung der polniſchen Bevölkerung für die Landwirtſchaft ſowie 
die ſtädtiſchen Gewerbe kommt in der ſchwächeren ſteuerlichen Leiſtungsfähigkeit derjenigen 
Bezirke zum Ausdruck, in denen Polen in größerer Zahl anſäſſig find. Das den Pro- 
vinzialſteuern des Rechnungsjahrs 1915 zugrunde liegende Prinzipalſoll der ſtaatlich 
veranlagten direkten Steuern betrug, auf den Kopf der Bevölkerung berechnet, im Ne 
gierungsbezirk Danzig mit 28 v. H. polniſcher Bevölkerung 8,01 , іш Negierungs- 
bezirk Marienwerder mit 41 v. H. polniſcher Bevölkerung dagegen nur 5,56 /. Die: 
ſelbe enge Beziehung zwiſchen ſteuerlicher Ertragsfähigkeit und polniſcher Volkszahl zeigt 
ſich auch in den vier Kreiſen des Abſtimmungsgebiets. Auch hier gilt der Satz: Je 
mehr polniſche Bewohner, deſto weniger Steuern. Der Kreis Stuhm mit 42 v. H. 
Polen bringt auf den Kopf der Einwohner nur Ben / Steuern auf, Marienwerder 
(9 v. H. Polen) Daa А, Roſenberg (8 v. H.) 6,62 /, Marienburg (2 v. H.) ſogar 
Han . Dabei iſt zu beachten, daß der Durchſchnittsſatz der Steuern hier noch auf 
den ganzen früheren Umfang der einzelnen Preiſe berechnet iſt. Entſprechend dem 
höheren Prozentſatz der deutſchen Bevölkerung in dem öſtlich der Weichſel liegenden 
Teil des Kreiſes Marienwerder iſt in dieſem auch die ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit in 
Wirklichkeit erheblich größer. Die Kreiſe Noſenberg und Marienburg nähern fic) der 
Steuerkraft der übrigen rein deutſchen Kreiſe der Provinz, die wie Elbing (mit 100 v. H. 
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Deutſchen) 8,84 % an Steuern auf den Kopf aufzubringen vermögen. Umgekehrt 
gleicht das ſteuerliche Bild, das der Kreis Stuhm darbietet, den Verhältniſſen in den 
zur Hälfte oder überwiegend polniſchen Kreifen, die, wie Strasburg (mit 66 v. H. Polen), 
nur 3,70 A an Abgaben aufweiſen. 


Eine geſonderte Betrachtung der einzelnen Kreiſe ergibt folgendes Bild: 


1. Im Kreiſe Marienburg befindet ſich keine Gemeinde, die weniger als 
90 v. H. deutſcher Einwohner aufweiſt. Der Kreis Marienburg befindet ſich darin in 
voller Übereinſtimmung mit den anſtoßenden Gebieten, dem Landkreis Elbing (100 v. H. 
Deutſche) und dem jetzt dem Freiſtaat Danzig zugeſprochenen, früher einen Teil des 
Kreiſes Marienburg bildenden Bezirke »Großer Werder« (100 v. H. Deutſche). Keine 
Gemeinde hat mehr als 40 polniſche Einwohner: Lindewald 32, Königsdorf 40, alle 
übrigen Gemeinden ſogar weniger als 10. Der Kreis Marienburg gehört ſomit ш. 
beſtreitbar zum oſtpreußiſchen, ausſchließlich deutſchen Siedlungsgebiet, mit dem er auch 
durch die Bahnlinien Marienburg-Elbing und Elbing-Salfeld ſowie zahlreiche Straßen- 
züge eng verbunden iſt. 


2. Das vorwiegend deutſche Siedlungsgebiet greift auc) ſowohl von Norden 
wie von Oſten auf den Kreis Stuhm über. Von polniſcher Seite wird dieſer Kreis 
zwar gefliſſentlich als polniſches Land hingeſtellt. In Wirklichkeit befindet ſich aber 
auch hier die polniſche Bevölkerung in der Minderzahl. Zudem hat ein großer Teil 
der Perſonen mit polniſcher Mutterſprache ſich dem Polentum erſt im Laufe der Zeit 
ſprachlich angeglichen. Denn nicht weniger als 27 v. H. der Perſonen mit polniſcher 
Mutterſprache tragen noch беше einen deutſchen Familiennamen. — Von den 72 Land» 
gemeinden des Kreiſes weiſen nur 29 eine polniſche Mehrheit auf, von den 51 Guts 
bezirken nur 25. Während in 13 von den 125 ländlichen Ortſchaften die Polen 
völlig fehlen, gilt das entſprechende von den Deutſchen nur in 3 Gemeinden. Die 
Polen ſind mithin nicht gleichmäßig über den Kreis hin verteilt, ſondern ſind nur an 
einigen Orten in ſtärkerer Zahl vorhanden. Dieſe Orte mit polniſcher Mehrheit ſind 
allenthalben von ſolchen mit deutſchen Mehrheiten umſchloſſen. Die Randgebiete des 
Kreiſes haben überall Ortſchaften mit mehr als 70, zumeift ſogar mehr als 90 v. H. 
deutſchen Einwohnern. 


Im Norden des Kreiſes zieht ſich die Grenze dieſes deutſchen Siedlungsgebietes 
von der Weichſel bei Braunswalde über den Damerauer Sce, Laabe, Grünfelde nach 
Trankwitz und ſtößt hier auf das am Oſtrande ſich hinziehende breite und rein deutſche 
Siedlungsland, das mit den benachbarten in derjelben Weiſe überwiegend von Deutſchen 
bewohnten Bezirken Oſtpreußens eng zuſammengehört. Dieſer öſtliche Grenzſaum, der 
faſt nur Orte mit 90 und mehr vom Hundert Deutſchen enthält, verläuft (сілеп meft- 
lichen Rande von Poſilge und Budiſch im Norden über Trankwitz, Choyten, Polixen, 
Blonaken, Groß, und Klein-Baalau bis nach Stangenberg am Südrande des Kreiſes 
Im Weſten, wo der Kreis an die Weichſel heranveicht, iſt das Gebiet, wie überall in 
der Weichſelniederung, ausgeſprochen deutſch. Die Ortſchaften Braunswalde, Wengern, 
Uſznitz, Roſenkranz auf dem rechten Nogatufer und dann die eigentliche Niederung mit 
Schardau, Schweingrube, Montauerweide, auch Ме Ortſchaften auf dem Höhenrande, 
wie Rehhof, Heidemühl, Schulzenweide, find zu 60 und mehr vom Hundert von Deutſchen 
bewohnt. Die Orte mit polniſcher Mehrheit liegen lediglich in der Mitte des 
Kreiſes auf einem eng umgrenzten und durch die deutſchen Siedlungen ſtark beſchränkten 
Raume. In ſeiner Mitte liegen wiederum größere Orte mit deutſcher Mehrheit. 
Die polniſchen Orte ſind ſo rings in deutſches Siedlungsland eingelagert. 
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Schon aus nationalen Gründen iſt es deshalb unmöglich, den Kreis Stuhm aus 
dem Zuſammenhang des deutſchen Sprachgebietes herauszureißen, zu dem er nach ſeiner 
geographiſchen Lage und Beſchaffenheit, ſeiner Bevölkerung und Kultur durchaus gehört. 


3. Der Kreis Marienwerder iſt überwiegend von Deutſchen bewohnt. In ihm 
ſtehen 91 v. H. Deutſchen nur 9 v. H. Polen gegenüber. Wie überall ſind auch hier 
die Städte — Marienwerder und Garnſee — faſt rein deutſch, Marienwerder zu 96 v. H., 
Garnſee zu 94 v. H. Neben 13 339 deutſchen Einwohnern befinden ſich in den Städten 
des Kreiſes nur 620 Polen. Auch auf dem Lande überwiegt die deutſche Bevölkerung 
mit 88 v. H. gegenüber 12 v. H. Polen beträchtlich. 23 804 Deutſchen ſtehen nur 
3120 Polen gegenüber. Von 62 Landgemeinden haben 7, d. h. 11 v. H., gar keine 
Einwohner mit polniſcher Mutterſprache, von 29 Gutsbezirken ſogar 10, das ſind 24 v. H. 
Dagegen gibt es nirgends Ortſchaften ohne deutſche Einwohner. Die deutſche Bevölkerung 
iſt ziemlich gleichmäßig über den Bezirk verteilt. Nur an der nördlichen Grenze in 
jenem kleinen Zipfel, der, weil er nicht zum Bistum Pomeſanien gehörte, ſchon 1466 
unter polniſche Oberhoheit kam, liegen einige Ortſchaften mit geringer polniſcher 
Mehrheit beieinander: Dubiel, Hinterſee und Tiefenau. Sonſt weiſt gerade die 
Grenze ſowohl zum Kreiſe Stuhm wie nach Roſenberg und Graudenz hin (ате 
deutſche Mehrheiten auf. Die Weichſelniederung iſt deutſch und hängt mit dem höher 
gelegenen Teile des Kreiſes deshalb eng zuſammen. 


4. Der Kreis Roſenberg iſt bedeutend umfangreicher und volkreicher als die 
drei anderen Kreiſe des Abſtimmungsgebiets. Er zählt auf 1042 Quadratkilometer 
45 550 Einwohner, die zu 92 v. H. deutſcher Nationalität ſind. 50 194 Deutſchen 
ſtehen nur 4 291 Polen gegenüber. Der Unterſchied von Stadt und Land ſpielt in 
dieſer Hinſicht nur eine geringe Rolle. Der Hundertſatz der deutſchen Bevölkerung 
beträgt in den Städten 94, auf dem Lande 91. 


5. Einen wirtſchaftlich beſonders wertvollen Teil des Abſtimmungsgebiets bildet 
auch die Niederung an Weichſel und Nogat, welche den Strom auf ſeiner ganzen, 
das Abſtimmungsgebiet berührenden Strecke begleitet. Es handelt ſich hier um ein 
äußerſt fruchtbares und wertvolles landwirtſchaftliches Gebiet, das allerdings viel Arbeit 
erfordert und eines beſonderen Schutzes gegen Überſchwemmungen bedarf. Die ſprach⸗ 
lichen Verhältniſſe in dieſer Niederung ſind im folgenden beſonders ermittelt, weil von 
polniſcher Seite Beſtrebungen auf dieſes Gebiet geltend gemacht werden, die angeſichts 
des ausgeſprochen deutſchen Charakters dieſer Gegend völlig unverſtändlich ſind. Das 
Verhältnis zwiſchen Deutſchen und Polen ſtellt ſich in der Niederung wie folgt: 


Ortsanweſende Bevölkerung 


Polniſch 


Gemeinde Jusgeſamt 
Deutſch 


Kreis Marienwerder: 


o 150 32= 210.5. 118 79 v. H. 


o e 34 34=100 » — 
R A 245 191-- 78 > 53 == 22 » 
Ellermalde ......... ¿dl 545 544--100 „ er 

Gr. Grabau 188 = М.» | SEI 

Gr, Rebrau 366= 93 „ 


Ortsanweſende Bevölkerung 


Gemeinde Insgeſamt 
Deutſch | Polniſch 
Übertrag . - 1560 1355 200 

Gr Paradise A A a 70 66= 94 v. H. К = ГИЙ, 
Gr. Weide o 349 180= 52 „ 130=37 » 
Gutid ...... OS 233 192= 82 » = Ши 
Johannisdorf. 341 124= 36 » 21 == 027; 
Kampangen . 69 69 = 100 » — 
Kanitzken 524 492 = 94 » 
Kleinfelde . . SCH 66 ъ= 23 » 
RE er и ВИ 645 681 = 98 » 
Kl. Nebrau . 202 198 98 „ 
Kramershof - 33 DE spe, 
Kurzebrack 666 582= 89 > 
Mareefe .... 869 778 = 90 » 
Mewiſchfelde 334 242— 72 „ 
ецбе. an. Жш». * 235 217= 08 2 
Neuliebenau ............ 7% 80 14= 18 › 
Neumühlbach .. ké 139 E 
Ober d а. а 184 170 == 7920 > 
E ндү НЕ EE 570 543 — 95 » 
Rothof .. 76 67 = 88 » | 
Ruden 282 281—100 » | 
Kumbenilefe а ade dc 656 550-- 99 » | 
Ruſſenau -. 195 119 = 12 » | 
Schadewinkel 118 63= 53 » | 
Sdintenberg .. 586 584=100 » 
Schulwieſe 117 58 50 „ 
Stangendorf . 319 316= 99 » | 3= 1 
Trengenfohl . 311 310=100 „ Ss 
Unterwalde. . 86 59= 69 » 27 = 31 
Weichſelburg. 399 382—100 » === 
Weißhof . - 172 427 == 78 > 44—25 „ 
Ziegellack. dé 347 290—100 „ ne 
ӨЗБ nase EC 566 r 0-0 ta] 
Gr. Ußnitz 141 127= 9 » | 14= 9 
Kl. Ußnitz Da 72 67 == озі» | == 
Montauerweide 272 20= 81 » | 50—18 » 
Жоки и ee to debi ds . 66 55= 88 » UAT у= 
Rudnerweide 94 70 69-- 99 » 1 
Schardauu 28 18= 64 » | 10=36 » 
Schweingrube 241 231 = 96» 10= 4 » 
Weißenberg E 130= 32 » » 


Insgejamt .... 


Insgeſamt umfaßt die Niederung alſo 46 Ortſchaften mit 12592 Einwohnern, 
von denen 83 v. H. Deutſche und nur 15 v. H. Polen ſind. 

Das Geſamtbild der nationalen Zuſammenſetzung der Bevölkerung iſt alſo folgendes: 

In allen vier Kreiſen des Abſtimmungsgebiets überwiegt die deutſche Bevölkerung 
die polniſche zumeiſt um mehr als 80 v. H. Die Deutſchen ſtellen die Hauptmaſſe 
der Bewohner der Städte dar, die für die Entwickelung des Gebietes von ausſchlag⸗ 
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gebender Bedeutung find, Auch in den ländlichen Ortſchaften ſtehen die Polen ſowohl 
als Bewohner wie als Grundbeſitzer hinter den Deutſchen beträchtlich zurück. Die 
überwiegende Mehrzahl der ſtädtiſchen Gewerbebetriebe iſt in deutſchem Beſitz; die Polen 
nennen höchſtens 7 v. H. der kleinſten Betriebe ihr eigen. Ebenſo iſt der Grundbeſitz 
in den fruchtbareren Landstrichen, jo beſonders in der Weichſelniederung, ganz in deutſcher 
Hand. Die geringe wirtſchaftliche Bedeutung der Polen tritt am ſichtbarſten in der 
geringeren Steuerkraft der von ihnen bewohnten Bezirke hervor. Das Deutſchtum über- 
ragt ſomit an Zahl, wirtſchaftlicher Bedeutung und kultureller Leiſtungsfähigkeit das 
Polentum bei weitem. Es iſt alſo nur recht und billig, wenn den Deutſchen auch 
der politiſche Beſitz des von ihnen zuerſt und am ſtärkſten beſiedelten und kulturell 
geförderten Gebiets verbleibt. 

Bei der Beurteilung des aus der vorſtehenden Darftellung hervorgehenden Zahlen- 
verhältniſſen zwiſchen Deutſchen und Polen iſt nun aber noch ferner zu beachten, daß 
durchaus nicht alle Perſonen mit polniſcher Mutterſprache auch das Beſtreben haben, 
in dem neugebildeten, unter dem Einfluß von Galiziern und Kongreßpolen ſtehenden 
polniſchen Staate aufzugehen. Viele von ihnen fühlen ſich vielmehr durchaus als 
deutſche Staatsbürger und wollen das auch bleiben. So hat ſich ſchon bei den Wahlen 
zur Deutſchen Nationalverſammlung am 19. Januar 1919 gerade in den Kreiſen, in 
denen die polniſch ſprechende Bevölkerung verhältnismäßig zahlreich iſt, gezeigt, daß die 
ſprachliche Zugehörigkeit zum Polentum nicht auch das Bekenntnis zum politiſchen 
Polentum nach ſich zieht. Da die polniſche Partei damals zur Stimmenthaltung auf 
gefordert hatte, iſt die Zahl ihrer Anhänger aus der Ziffer der Wahlbeteiligung leicht 
zu errechnen. In dem öſtlich der Weichſel gelegenen Teile des Kreiſes Marienwerder 
haben z. B. 81 v. H. der wahlberechtigten Bevölkerung ihre Stimme abgegeben, 
19 v. H. haben ſomit an der Wahl nicht teilgenommen. Da nun erfahrungsgemäß 
mindeſtens 10 v. H. der Wahlberechtigten wegen Krankheit, Abweſenheit und ſonſtiger 
Verhinderung nicht zu wählen pflegen, haben ſich alſo höchſtens 9 v. H. aus politiſchen 
Gründen an der Wahl nicht beteiligt. Tatſächlich ſtimmt dieſer Prozentſatz mit dem 
zahlenmäßigen Anteil der Polen an der Bevölkerung des Kreiſes genau überein, auch 
er beträgt 9 v. H. Anders in Rofenberg und Stuhm. Da im Kreiſe Roſenberg 
84 v. H. der Wahlberechtigten gewählt haben, beträgt abzüglich der jedesmal abzu⸗ 
ziehenden 10 v. H. verhinderter Wähler der auf die Polen anzurechnende Teil der 
wahlberechtigten Bevölkerung etwa 6 v H., während nach der Zählung von 1910 
8 v. H. der Bevölkerung des Kreiſes polniſch ſprechen. Noch größer ift der Unterſchied 
zwiſchen polniſch ſprechenden und polniſch wählenden Perſonen im Kreiſe Stuhm. 
Während hier die Zahl der Perſonen mit polniſcher Mutterſprache im Jahre 1910 
noch 42 v. H. betrug, haben ſich bei der Wahl im Januar 1919 nur etwa 31 v. H. 
durch Wahlenthaltung zum Polentum bekannt. Dieſe Zahlen erweiſen unwiderleglich, 
daß die politiſch dem Deutſchen Reiche abgeneigte Schicht der Polen hinter der Zahl 
der ſich politiſch und kulturell zum Deutſchtum bekennenden Perſonen auch im Kreiſe 
Stuhm weit zurückſteht. { 

Sieht man noch näher zu, fo ift das Ergebnis der Nationalverjammlungswahlen 
für die Polen ſogar noch ſehr viel ungünſtiger, da ſich bei den genannten Wahlen im 
Durchſchnitt des ganzen Reiches 17 v. H. der Wahlberechtigten nicht an der Wahl 
beteiligt haben, während bei der ſoeben vorgenommenen Berechnung der Prozentſatz der 
Nichtwähler zugunſten der Polen nur auf 10 v. H. angenommen worden war. Schätzt 
man, was durchaus der Gerechtigkeit entſprechen würde, die Zahl der polniſchen Stimmen 
in der Weiſe, daß nur alle diejenigen Wahlberechtigten den Polen zugute gerechnet werden, 
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die über den Reichsdurchſchnitt von 17 v. H. hinaus ſich der Wahl enthalten 
haben, ſo würden die Polen noch ſehr viel ſchlechter abſchneiden. Denn danach würden 
ſich im Kreiſe Stuhm nur rund 22 v. H. der Wahlberechtigten als Polen bekannt haben. 
In den Kreiſen Marienburg und Marienwerder iſt der Prozentſatz mit 7 und 2½ v. H. 
noch erheblich geringer. Im Kreiſe Roſenberg hat die polniſche Parole zur Wahlenthaltung 
bei dieſer ſachgemäßeren Beurteilung überhaupt keinen Erfolg ausgeübt, da in dieſen 
Kreiſen nicht einmal der Reichsdurchſchnitt von 17 v. H. ſich der Stimme enthalten hat. 
Sehr bemerkenswert iſt, daß im Kreiſe Stuhm die Zahl der Wahlberechtigten, die ſich 
bel der Nationalverſammlungswahl als Polen gezeigt haben, prozentual noch geringer 
iff, als die Zahl der Perſonen, die im Jahre 1912 für den polniſchen Reichstags. 
kandidaten geſtimmt haben. Im Jahre 1912 haben nämlich die Polen im Kreiſe Stuhm 
2025 Stimmen auf ihren Kandidaten vereinigt, während insgeſamt in dieſem Kreiſe 
6276 gültige Stimmen abgegeben worden find. Übrigens haben, wie dieſe Zahl zeigt, 
die Polen auch im Jahre 1912 im Kreiſe Stuhm nicht einmal */,, ſondern nur 27,6 v. H. 
der gültigen Stimmen erhalten. 

Die Abwendung polniſch ſprechender Perſonen vom polniſchen Staatsgedanken ЧЕ 
ſeitdem noch weiter fortgefchritten, wie fic) namenklich bei den im Mai vorgenommenen 
Wahlen zur verfaſſunggebenden Verſammlung im Freiſtaat Danzig gezeigt hat. Beſonders 
bezeichnend iſt es hier, daß im ſüdlichen Teil des Kreiſes Gr. Werder, in welchem 1910 
27 v. H. polniſch ſprechende Perſonen gezählt wurden, jetzt nur 3 v. H. der Wahl: 
ва die Liſte der polniſchen Partei gewählt haben. 

Dieſer Rückgang der polniſchen Wähler, der bei der bevorſtehenden Volksabſtimmung 
aller Wahrſcheinlichkeit nach von neuem zu beobachten ſein wird, hat eine Reihe von 
Urſachen, von denen hier nur die wichtigſten kurz angedeutet werden ſollen. Die polniſche 
Bevölkerung in Weſtpreußen und Poſen trägt ein ganz anderes Gepräge als die galiziſche 
und kongreßpolniſche. Die Jahrhunderte alte nähere Berührung mit der weſtlichen 
Kultur hat Sprache, Sitte, Rechtsgefühl und Sympathien auch der polniſchen Bewohner 
unſeres Gebietes ſtark beeinflußt. Viele polniſch ſprechende Perſonen ſind zwar der 
Raſſe nach Polen, ihrer Denkungsart nach aber nur deutſche Staatsbürger polniſcher 
Zunge und wollen auch gar nichts anderes ſein. In dieſer Anſchauungsweiſe ſind ſie 
durch die Erfahrungen beſtärkt worden, welche die ohne ihre Zuſtimmung abgetretenen 
Teile der Provinzen Weſtpreußen und Poſen unter kongreßpolniſcher Herrſchaft gemacht 
haben. Unter dieſer Herrſchaft hat das geſchulte deutſche Beamtentum das Land teils 
freiwillig verlaſſen, teils verlaſſen müſſen, Unordnung und Unzuverläſſigkeit haben überhand 
genommen, die Finanzen find zerrüttet, die Wirtſchaftskraft iſt ſchwach, die Fähigkeit 
zum Wiederaufbau gering. Das von Kongreßpolen regierte Staatsweſen läßt ſich von 
dem Grundſatze leiten, daß Macht vor Recht gehe. Es unterdrückt die berechtigte 
Sonderart der Bewohner ſeiner weſtlichen Gebiete und greift zur rückſichtsloſen Gewalt 
nach innen wie nach außen. Krieg und Hunger begleiten den Leidensgang der абде 
tretenen Gebiete und laſſen allenthalben den Wunſch nach Loslöſung von Kongreßpolen 
laut und immer lauter werden. 

All das bleibt den Bewohnern unſeres Abſtimmungsgebietes natürlich nicht ver 
borgen und verfehlt ſeinen Eindruck auch auf diejenigen nicht, Ме |0) ihrer Stammes⸗ 
zugehörigkeit nach zum Polentum rechnen. So iſt auch unter ihnen überall der Gedanke 
im Zunehmen, daß es beſſer fei, dem Deutſchen Reiche, das ſich in feiner Verfaſſung 
feierlich zum Schutze der Minderheiten bekannt hat, treu zu bleiben und den Lockungen 
des noch ganz in mittelalterliche Anſchauungsweiſe verſtrickten neuen i Staates 
zu widerſtehen. 
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Es iſt daher mit Beſtimmtheit zu erwarten, daß auch in vielen Ortſchaſten mit 
polniſch ſprechender Mehrheit die größere Zahl der Abſtimmenden für Deutſchland 
ſtimmen wird, und dieſe Bekundung wird naturgemäß noch ſtärker ins Gewicht fallen 
müſſen als die gegenwärtige nationale Zuſammenſetzung der Bewohner. Denn ша)» 
gebend find die Wünſche und Intereſſen der Bevölkerung (Antwortnote Seite 20). 


IV. Wirtſchaſtliches. 


a) Verkehr: Alle Wirtſchaft iſt letzten Endes abhängig von den Verkehrs. 
bedingungen, der Verkehr wiederum beſtimmt von der Lage der Oberflächengeſtaltung, 
dem Reichtum an Bodenſchätzen, kurz den natürlichen Grundlagen wie andererſeits 
von der Verteilung der Bevölkerung innerhalb und außerhalb des behandelten Gebietes. 
Hieraus ergeben ſich Notwendigkeiten, die ohne ernſte Schädigung der Intereſſen eines 
Landes oder eines Gebietss nicht außer Acht gelaſſen werden dürfen. 

Das Abſtimmungsgebiet gehört, wie {боп bei der Betrachtung der geographiſchen 
Verhältniſſe hervorgehoben wurde, zur norddeutſchen Tiefebene, welche von Oſten nach 
Weſten von der ша Ва бен Seenplatte durchzogen wird. 

Dieſe gravitiert als wirtſchaftsgeographiſche Einheit von Often nach ереп 
und teilt ſich in die verſchiedenen Stromgebiete der Weichſel, Oder, Elbe, Weſer und 
des Rheins. 

Die von Süden nach Norden verlaufenden Täler der Weichſel, Oder und Elbe 
werden aber ihrerſeits durchſchnitten durch das gewaltige Urſtromtal der Weichſel, die 
in grauer Vorzeit nicht wie heute bei Danzig, ſondern bei Hamburg in die Nordſee 
mündete. Dieſe Tatſache iſt inſofern von großer Bedeutung, als ſie einen Fingerzeig 
für die künftige Verkehrspolitik des geſamten Oſtens bietet, ſoweit ſie geographiſch 
bedingt iſt. 

Das über Bromberg nach Weſten verlaufende, bei Hamburg mündende Urſtrom⸗ 
tal der Weichſel eignet D in ект Linie für die Herſtellung eines großen Binnen- 
waſſerweges nach Welten und bietet ſomit eine willkommene und ſehr bedeutſame natür- 
liche Ergänzung zu den gleichfalls von Often nach Weſten verlaufenden Eiſenbahnen. 


Binnenverkebr. 


In feinen engeren Zuſammenhängen betrachtet liegt das Abſtimmungsgebiet ange⸗ 
ſchloſſen an die größere Einheit der Provinz Oſtpreußen als deren Verbindungsglied 
mit der Weichſel. Beide Landesteile, zwiſchen dem Memelſtrom und der Weichſel 
liegend, bilden ein untrennbares Ganzes, die vorhandenen Verkehrswege ein zufammen- 
hängendes Netz. Es beſaß urſprünglich eine doppelte Verbindung mit dem norddeutſchen 
Bahnſyſtem, nämlich eine ſüdliche, über das erwähnte Urſtromtal der Weichſel bis 
Thorn, Bromberg, Landsberg, Küſtrin. Die nördliche von Marienburg bei Dirſchau 
ſich doppelt verzweigende 1) über Konitz Schneidemühl, wo fie mit der Linie über 
Bromberg-Berlin wieder zuſammentrifft, und 2) über Danzig, Neuſtadt-Stolp-Stettin, 
Berlin. Die zweite Abzweigung iſt jedoch ungünſtig, da ſie weſentlich länger iſt, 
außerdem aber den ural-baltiſchen Höhenrücken in der Gegend feiner höchſten Erhebung 
eingleiſig überqueren muß. 

Entſprechend dieſen Verbindungen mit dem Weſten, deren ſüdliche, die Strecke 
über Dt.⸗Eylau, Thorn, Bromberg gegenwärtig für den Verkehr nicht in Frage kommt, 
iſt das Eiſenbahnnetz für den Binnenverkehr bedingt. Es mündet nach dem Weſten hin 
konzentriſch auf Marienburg. Infolge des Ausſcheidens der ſüdlichen Linie iſt Marien. 


41 — 


burg gegenwärtig der wichtigſte Umſchlagsplatz für den geſamten oſtpreußiſchen weſtlich 
gerichteten Verkehr geworden. 

Auch ohne den Zuſammenhang mit dem oſtpreußiſchen Eiſenbahnnetz betrachtet, 
gilt das gleiche für das weſtpreußiſche Abftimmungsgebiet an ſich. Auch hier verlaufen 
alle Bahnen konzentriſch auf Marienburg, und für den Lokalverkehr des Abftimmungs- 
gebietes iſt Marienburg von entſcheidendem Einfluß. 


Binnenwaſſerverkehr. 

Ganz ähnlich liegen die Dinge hinſichtlich des Binnenwaſſerverkehrs. Der bei 
Elbing mündende Oberländiſche Kanal bildet in ſeinem letzten Abſchnitt die Nordoft- 
ſtrecke des Abſtimmungsgebietes. Dieſes beſitzt Verbindung nach Weſten über die 
Kanäle des Großen Werders und über die Nogat, und nach Oſten über das Friſche Haff 
nach Königsberg. Damit iſt einerſeits der Zuſammenhang mit der See hergeſtellt, anderer- 
ſeits aber auch mit den großen Binnenwaſſerſtraßen, die entſprechend der natürlichen 
Oberflächengeſtaltung des Bodens von Oſten nach Weſten über Bromberg nach Berlin 
verläuft und damit den Anſchluß an die Induſtriegebiete des Weſtens findet. Das auf 
dieſem Wege erſchloſſene Wirtſchaftsgebiet, deſſen Hauptbeziehungen von Oſten nach 
Weſten und umgekehrt verlaufen, iſt für das Abſtimmungsgebiet von weſentlich größerer 
Bedeutung als die Frage der Verbindung von Norden nach Süden. . 

Die Bahnen, welche in Sonderheit innerhalb des weſtpreußiſchen Abſtimmungs 
gebietes den Anſchluß an die Waſſerberkehrswege erreichen, dienen hier als Zubringer 
für die Kanäle und Waſſerſtraßen. Deren Ausbau kann nicht ſehr erheblich ausgedehnt 
werden, weil der hügelige Charakter des Landes die Binnenwaſſerwege auf beſtimmte 
Linien weiſt, die ſchon oben genannt worden find. 

Eine Abtrennung des weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebietes von der Provinz Op. 
preußen müßte gerade in verkehrspolitiſcher Hinſicht vernichtend wirken, beſonders für 
den Regierungsbezirk Allenſtein. 

Die Erklärung hierfür liegt einmal in der gegebenen Linienführung der Bahnen 
durch das Abſtimmungsgebiet nach Marienburg und in dem Anſchluſſe an die größte 
Waſſerſtraße innerhalb des Abſtimmungsgebietes, der Weichſel, und in der wechſel— 
ſeitigen Abhängigkeit des agrariſchen Oſtens und des induſtriellen Weſtens. Es iſt 
wirtſchaftspolitiſch kein Zufall, daß Op. und Weſtpreußen dem polniſchen Reiche vor- 
gelagert ſind. Wirtſchaftsgeographiſch betrachtet liegt das an der hier ſchon mehrmals 
betonten weſtöſtlich und oſtweſtlich beſtimmten Orientierung des norddeutſchen Tief 
landes. Die Nahrungsmittelerzeugung des Oſtens muß nach dem Weſten geſchafft 
werden, um hier gegen Induſtrieprodukte umgetauſcht zu werden. 

Innerhalb des Abſtimmungsgebietes und innerhalb der größeren Einheit der 
Provinz iſt noch eine beſondere Bindung von Bedeutung: nämlich die Beziehungen zu 
der Stadt Elbing, als einer der bedeutendſten Induſtrieſtädte des Oſtens. 

Hier hat fih im Laufe der Jahre, geführt von einigen unternehmenden und weit 
blickenden Männern eine Schiff- und Maſchinenbauinduſtrie herangebildet, deren Erzeugniſſe 
Weltruf genießen. Dieſe beruht nicht auf ihrem Abſatz an das polniſche Reich, ſondern 
iſt auf den Oſten und Weſten, in erſter Linie aber auf den Weltmarkt angewieſen. 


Der Weltverkehr. 
Damit kommen wir zur Frage der weltwirtſchaftlichen Beziehungen. Dieſe ſind 
gegenwärtig naturgemäß nur unbedeutend, weil der Krieg die Ausgleichsbewegung zwiſchen 
Überſchuß- und Nachfragegebieten ſtark beeinträchtigt hat. 
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Dies kann über die wirklichen Zuſammenhänge nicht hinwegtäuſchen. Wie das 
Abſtimmungsgebiet mit Oſtpreußen, fo hängt das ganze »Preußen« (Oft und Жей» 
preußen) mit Deutſchland zuſammen und iſt durch dieſes mit der übrigen Welt verknüpft. 
Es wäre auch von Deutſchland dann abhängig, wenn es aus dem politiſchen Verbande 
des Deutſchen Reiches herausgeriſſen würde, wie das bei dem abgetretenen Gebiet der 
Fall iſt. Das bedeutet, von allen denkbaren Fällen des politiſchen Anſchluſſes des 
Abſtimmungsgebietes iſt die Verbindung mit dem Deutſchen Reiche die einzig vorteilhafte 
und zweckmäßige. 

Aus dieſem Grunde bedeutet die ungehinderte Benutzung der weſtöͤſtlichen Ver- 
bindungen, fei es zu Waſſer oder zu Lande, eine unbedingte Lebensfrage für das 90. 
ſtimmungsgebiet. Es bedarf wie die Provinz Oſtpreußen der Sicherung eines unge 
hinderten Verkehrs durch den Korridor. Es bedarf wie die Provinz Oſtpreußen überdies 
des Zugangs zur See. Die Seeverbindung durch die Weichſel iſt die notwendige 
Ergänzung der Eiſenbahnlinien für den Verkehr in Schwer- und Maſſengütern, wie 
Getreide und Kartoffeln, Holz, künſtlichen Düngemitteln, Maſchinen, Kohlen uſw. 
Wenn dieſe Verbindung auch gegenwärtig nicht voll zur Geltung kommt, ſo liegt das 
an der Abgabe der deutſchen Handelsflotte. Auf der gleichen Waſſerſtraße regelt ſich 
auch der Verkehr mit dem Auslande, mit Skandinavien, Rußland und Großbritannien. 
Hat doch engliſche Gaskohle auch vor dem Kriege eine gewiſſe Bedeutung hier im 
Oſten beſeſſen. 

Wir faſſen zuſammen: 

Das weſtpreußiſche Abſtimmungsgebiet gehört verkehrsgeographiſch wie wirtſchaftlich 
zu Oſtpreußen und damit zu Deutſchland. Eine Trennung bedeutet für Oſtpreußen 
den wirtſchaftlichen Tod. Sowohl für den Binnenverkehr, wie für den Auslands- 
verkehr iſt der Anſchluß an das deutſche Eiſenbahnnetz und die Verbindung mit der 
Weichſel und der See eine Lebensnotwendigkeit. Das geſamte Eiſenbahnſyſtem des 
Weſtens und Südens der Provinz Oſtpreußen gravitiert nach Marienburg und nach 
dem Zugang der Weichſel. Polen kann weder etwas bieten, noch hat es einen konſtanten 
Bedarf an landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen. Es iſt vielmehr ein landwirtſchaftliches 
Uberſchußgebiet. 

Eiſenbahnen. 

Die Hauptverkehrsadern des Abſtimmungsgebietes ſind die beiden Hauptbahnen 
Marienburg-Marienwerder-Garnſee und Marienburg-Rieſenburg-Dt. Eylau. 

Die erſtgenannte Linie übernimmt den Verkehr längs des Randes der Niederung. 
Auf der kurzen Strecke zwiſchen Stuhm und Garnſee überſchreitet fie zweimal den Abfall 
von der Höhe zur Niederung und hat daher ſehr ungünſtige Steigungs⸗ und Krüm⸗ 
mungsverhältniſſe. Sie iſt deshalb nicht ſehr leiſtungsfähig und kann auch durch einen 
weiteren Ausbau niemals eine in jeder Beziehung ſo leiſtungsfähige Vollbahn werden 
wie es die auf dem polniſchen Weſtufer der Weichſel von Bromberg über Lastowib- 
Schmentau-Dirſchau nach Danzig verlaufende zweigleifige Hauptbahn ijt. Es liegt daher 
auch nicht der mindeſte Grund vor, die Bahnlinie Garnſee-Marienwerder-Marienburg 
etwa für den Durchgangsverkehr Polens von Graudenz aus oder gar ihre Überführung 
in den Beſitz Polens zu fördern. Die Linie hat nur Bedeutung für den Binnenverkehr. 
Für den Durchgangsverkehr ſteht die ausſchließlich über polniſches Gebiet führende Linie 
Graudenz-Laskowitz-Schmentau-Dirſchau zur Verfügung, die bedeutend leiſtungsfähiger 
als die Strecke über Marienwerder ift, weil insbeſondere die Neigungsverhältniſſe erheb- 
lich günſtiger find und weil fie zweigleiſig ausgebaut iſt. Der Weg Graudenz-Laskowitz. 
Dirſchau iſt außerdem nur 2,1 km weiter als der Weg Graudenz-Marienwerder-Dirſchau 
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Die zweite Hauptlinie iſt die Strecke Marienburg -Dt. Eylau. Auf dieſer hat 
im Frieden bereits ein recht erheblicher Durchgangsverkehr aus Rußland gelegen. Den 
polniſchen Anſprüchen auf den Beſitz dieſer Bahnlinie muß daher nachdrücklichſt folgendes 
an werden: 

Im Frieden iſt der Umſtand, daß dieſer Schienenweg durch Deutſchland 
führte, niemals ein Grund geweſen, den Güteraustauſch mit Rußland irgend⸗ 
wie zu beeinträchtigen. Aber auch in jüngſter Zeit — nach Schaffung der 
Republik Polen — hat ſich der Güteraustauſch mit Polen ohne Schwierigkeit 
über dieſe Linie vollzogen. Der beſte Beweis dafür iſt der, daß ſeit vielen 
Monaten die polniſchen Lebensmitteltransporte von Danzig nach Warſchau 
über dieſe Linie rollen, und zwar, wie wiederholt zum Ausdruck gebracht ift, 
zur vollſten Zufriedenheit der Beteiligten. 

2. Polen hat außerdem den Vorzug, daß es für den direkten Verkehr mit Danzig 
nicht etwa auf dieſe Strecke allein angewieſen iſt. Es hat die vortreffliche 
Schnellzuglinie von Warſchau über Thorn und Bromberg nach Danzig zur 
Verfügung, auf der ſehr gute Schnellzüge zwiſchen Warſchau und Danzig 
verkehren. 

3. Der Verkehr wird von Deutſchland nicht erſchwert werden, weil die 
Artikel 264 ff., 268 ff. und 365 ff. des Friedensvertrages Polen ſchützen, und 
vor allem, weil der Verkehr vom deutſchen Mutterlande nach Oſtpreußen 
durch polniſches Gebiet geleitet werden muß. Erſchwerungen von deutſcher 
Seite auf der Strecke Marienburg Dt. Eylau würden alſo ſofort durch Gegen- 
maßnahmen von polniſcher Seite beantwortet werden. Es liegt daher nicht 
der mindeſte Grund vor, weshalb nicht die polniſchen Wagen auf der Strecke 
Marienburg-Dt. Eylau durch einen deutſchen Korridor geleitet werden, 
zumal dieſe Möglichkeit im Artikel 98 des Friedensvertrages bereits aus⸗ 
drücklich vorgeſehen iſt. 

Die anderen Bahnen des Abſtimmungsgebietes ſind ſämtlich Nebenbahnen, die 

mehr oder weniger nur für den örtlichen Verkehr in Frage kommen. 

Polen hat daher kein lebenswichtiges Intereſſe daran, bt Bahn des 

Abſtimmungsgebietes in feinen Beſitz zu bekommen. 


Erzeugung und Verbrauch. 

Die wichtigſten Faktoren find ſchon weiter oben im Zuſammenhange mit ішігі» 
ſchaftspolitiſchen Elementen auseinandergeſetzt worden. Das Abſtimmungsgebiet, wie 
das anſchließende Oſtpreußen iſt ſeinem Charakter nach ein landwirtſchaftliches Über— 
ſchußgebiet und als ſolches auf die Ausfuhr von Getreide angewieſen. Es bezieht im 
Eintauſch dagegen induſtrielle Erzeugniſſe des deutſchen Weſtens und, wenn auch nicht 
in bedeutendem Maße, eine Reihe von Erzeugniſſen des Auslandes. 

Von beträchtlicher Bedeutung ſind innerhalb dieſer größeren Zuſammenhänge die 
Beziehungen zu der ſüdlich der Nogatmündung liegenden Stadt Elbing. Elbing ift 
eine der bedeutendſten Induſtriezentren des deutſchen Oſtens. Darum könnte es 
ſcheinen, als wären deshalb Anſätze zu einer Art geſchloſſenen Wirtſchaft des Oſtens 
gegeben, das heißt, als mache das Vorhandenſein dieſer Induſtrie landwirtſchaftlicher 
Maſchinen, Lokomotiven, Schiffe uſw. den Zuſammenhang mit Deutſchland weniger 
dringlich. Das 1 ein Irrtum. Wohl iſt diefe Induſtrie durchaus bodenſtändig. Ihr Abſatz⸗ 
gebiet liegt mit Ausnahme der Schiffe zum großen Teil im Oſten ſelbſt, ſie bezieht 
ihre Arbeitskräfte aus der Umgebung, zumal aus dem Abſtimmungsgebiet, ſie beruht in 
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ihrer Lebensfähigkeit auf dem infolge der niedrigen Nahrungsmittelpreiſe, kleineren 
Löhnen gegenüber der weſtlichen Induſtrie. Dennoch wurzelt ſie gleichzeitig in der 
geſicherten Verbindung mit dem induſtriellen Weſten. Das Eiſen, die Halbfabrikate, 
die Stahlſorten ſtammen aus dem Ruhrgebiet, ja ſogar aus England. Die Kohlen 
kommen ebendaher und müſſen teils mit Schiff, teils mit Bahn über den Korridor 
herangeſchafft werden. 

In normalen Friedensjahren (мейе der Marienburger Viehhandel nach Mittel. 
und Weſtdeutſchland eine große wirtſchaftliche Rolle. Ein großer Teil der Rinder 
und Schweine wird nach Berlin und von dort nach Mittel- und Weſtdeutſchland ver- 
kauft. Für den Verſand des Rindviehs und der Schweine des Kreiſes Marienburg 
und ſeiner Nachbarkreiſe iſt die Stadt Marienburg mit ihren von Süden und Often 
kommenden Bahnen die natürliche Sammelſtelle. 

Beſondere Erwähnung verdient die Zuckerinduſtrie von Marienburg. Die beiden 
Zuckerfabriken in Marienburg und Altfelde verarbeiten in normalen Zeiten jährlich 
etwa 2655 000 Zentner Zuckerrüben, davon Marienburg 1775000 Zentner bei einer 
Anbaufläche von 11000 preußiſchen Morgen, Altfelde 880 000 Zentner bei einer An 
baufläche von 5 500 preußiſchen Morgen. Der Zucker, rund 440 000 Zentner, wurde 
bisher nach Stettin verfrachtet. Deutſchland hat vor dem Kriege mehr Zucker 
produziert als es verbrauchte und exportierte daher große Mengen nach anderen 
Ländern, hauptſächlich nach England. Künftig kann Deutſchland den im Abſtimmungs— 
gebiet hergeſtellten Zucker nicht mehr entbehren. Nachfolgende Statiſtik gibt weitere 
Einzelheiten über Anbau und Erzeugung des Abſtimmungsgebiets. 


Statiſtik. 
Flächeninhalt des Abſtimmungsgebietes: 248 142 ha. 
Bevölkerung: 165 676 Köpfe. 
Zahl der Ortſchaften: 590, darunter 10 Städte. 


1. Landwirtſchaftlich benutzbare Fläche 165 271 ha, 
LAA a RIAL. Aën 44736 » 
3. Torfmoore (Rofenberg).... <<... — 5000 ». 
Wert des landwirtſchaftlich benutzbaren Grund und Bodens: 2500000000 A. 
Viehzucht: 
dee e NOOO e cle АНЬ 35 000 Stück, 
J ĩ˙ AA ec e SE 31415 » 
Sch, eee e 45 250 > 
4. Schweine eee 77 395 >» 
Dap Ziegen p па E 9628 >» 
ЕАР DRM Son аа а М 382 691 * 
Verkehr: Eiſenbahnen 388 km. 
Ernteſchätzung: 
Meggen; a 29 434 t, 
. Weizen RAN 10 883 t, | 
NT JE uk MSC 11 876 t, 
РВИ ea EUA: 26 040 t, 
Getreide.... 68233 t, 
By Statin ДЫЛ a 91717 t, 
6. Zuckerrüben ufw. ...........:. 22135 t, 


Sackfrüchte 1138521 
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Sind die vorſtehend gebrachten Einzelheiten auch nicht vollſtändig, fo illuſtrieren 
ſie doch trotz ihrer Unvollkommenheit die engen wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
dem Abſtimmungsgebiet und Deutſchland. Zumal ſeit dem Friedensvertrage von 
Verſailles iſt Deutſchland mehr denn je auf die Überſchußgebiete des Oſtens angewieſen. 
Für Deutſchland bedeutet der Beſitz des weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebietes eine 
Lebensfrage, und zwar eine Lebensfrage in doppeltem Sinne: Einmal bedeutet die 
landwirtſchaftliche Erzeugung des Abſtimmungsgebietes einen heute ſchwer ins 
Gewicht fallenden Faktor bei der Nahrungsmittelverſorgung Deutſchlands, ſodann aber 
hängt von der Sicherung dieſes Beſitzes die Lebensfähigkeit der Provinz Oſtpreußen ab, 
und dieſe Provinz iſt für Deutſchland vollends unerſetzlich. 

Polen hingegen iſt auf das Abſtimmungsgebiet weder als Markt noch als Bezugs- 
gebiet angewieſen. Die vorübergehende Nachfrage nach Lebensmitteln in Polen wird 
ſchon im laufenden Jahre nach Ausſpruch der polniſchen Regierung ihr Ende erreichen. 
Induſtrielles Ausfuhrland iff Polen ebenſowenig. Es hat weder Rohſtoffe noch Fertig: 
fabrikate, für die eine Nachfrage im Abſtimmungsgebiet beſtände. 

Das heißt, das Abſtimmungsgebiet kommt für Polen genau fo wie der abge- 
tretene Teil Weſtpreußens nur als aha in Frage. Die Gebiete ſelbſt find 
wirtſchaftlich nach Weſten orientiert. Es beſteht hier etwa ein gleiches Verhältnis wie 
zwiſchen dem deutſchen Induſtriegebiet des Weſteus und Holland. Der Durchgangs- 
verkehr kann aber im Sinne des Friedensvertrages ohne Schädigung beider Teile де 
regelt werden. 


V. Weichſel und Nogat. 


a. Deich verbände. 

Der Deichverband der Marienwerderſchen Niederung umfaßt die ganze 
Niederung öſtlich der Weichſel zwiſchen den Bingsbergen oberhalb Groß-Wolz und den 
Höhen bei Weißenberg an der Nogat. 

Er hat den Zweck, die Niederung gegen Deichbruchsgefahren zu ſchützen und 
gemeinſame große Meliorationen auszuführen. 

Aus alten Dokumenten iſt erſichtlich, daß die erſten Weichſeldeiche in der Marien- 
werderſchen Niederung bereits um die Wende vom 13. zum 14. Jahrhundert angelegt 
worden ſind. Die Erkenntnis, daß nur Zuſammenfaſſung aller verfügbaren Kräfte im⸗ 
ſtande iſt, die der Niederung bei einem Deichbruch drohende Gefahr wirkſam zu 
bekämpfen, führte im Laufe der Zeit zur Bildung von Deichſozietäten. 

Die große Zahl der in den letzten Jahrhunderten an dieſer Strecke der Meichjel 
vorgekommenen Deichbrüche und die dabei klar erkannte Notwendigkeit, im gemeinſamen 
Überſchwemmungsgebiet gemeinſam die Deichverteidigung auszuüben, veranlaßte Mitte des 
vorigen Jahrhunderts die einzelnen Deichſozietäten zur Gründung des Deichverbandes 
der Marienwerderſchen Niederung. 

Der preußiſche Staat hat von jeher gewußt, daß ſtaatliche Hilfe im Falle der 
Gefahr ſtets zu ſpät kommen würde; er überließ deswegen mit voller Abſicht den Aus- 
bau und die Verteidigung der Deiche der in der Niederung wohnenden und von der 
Deichbruchsgefahr bedrohten Bevölkerung. 

Die Deiche ſind Privatbeſitz des Deichverbandes; dieſer iſt durch die preußiſche 
Deichgeſetzgebung zur Unterhaltung der Deiche verpflichtet. Der Staat führt hierüber 
die Aufſicht und leiſtet Beihilfen. Mit der Regulierung des Stromes oder mit der 
Schiffahrt haben die Deiche nichts zu tun; ſie ſind lediglich zum Schutze des Hinter 
landes da. эн 
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Zur wirbjamen Deichverteidigung find Deichverteidigungspläne aufgeftellt. Jede 
Ortſchaft weiß genau, wieviel Menſchen, Pferde, Wagen, Sandſäcke uſw. ſie im Falle 
der Gefahr auf den Deich bringen muß. Zeigen ſich bei Hochwaſſer oder Eisgang 
Ausſpülungen auf der Junenſeite des Deiches oder quillt Waſſer an der Deichſohle 
durch, fo iſt höchſte Eile geboten. In wenigen Stunden іші еп hunderte von Menſchen 
mit Geſpannen und Verteidigungsmaterial an der gefährdeten Stelle ſein, ſonſt gelingt 
es nicht mehr, die Gefahr zu beſchwören. 

Vorbedingung hierzu iſt aber die einheitliche Leitung. Deshalb iſt auch das 
Oberhaupt des Deichverbandes, der Deichhauptmann, für den Ernſtfall mit umfaſſenden 
Vollmachten ausgeſtattet. Es iſt aber für ihn uumöglich, eine wirkſame Deichverteidigung 
zu organiſieren und im Bedarfsfall in Tätigkeit zu ſetzen, wenn ein Teil feines Wire 
kungsbereichs ſeinem Einfluß entzogen iſt. 

Dies iſt bei dem Marienwerder Deichverband bei der Deichſtrecke zwiſchen den 
Bingsbergen und der Südgrenze des Kreiſes Marienwerder der Fall. In dieſem Ab- 
ſchnitt liegen die beiden Gemeinden Groß und Klein Wolz. Beide Ortſchaften zuſammen 
ſind viel zu ſchwach, um den Deich zu ſchützen. Aber gerade an dieſer Strecke liegen 
die am meiſten gefährdeten Deichſtellen. Der Strom macht hier eine Biegung. Bei 
Hochwaſſer drücken infolgedeſſen die Waſſermaſſen der Weichſel gegen die Deiche in 
vermehrtem Maße. Wie zahlreiche Auskolkungen beweiſen, haben hier wiederholt Deich- 
brüche ſtattgefunden. Trotz dauernder Verſtärkungsarbeiten iſt ein Durchbruchsgefahr 
hier nicht als beſeitigt anzuſehen. Es muß im Gegenteil weiterhin mit ihr gerechnet 
werden. 

Daß auch in neueſter Zeit Deichbrüche vorkommen, beweiſt der Durchbruch des 
Deiches an dem Flüßchen Lud in den Grafſchaften Lincolnſhire und Lancaſhire in 
England vom Mai 1920. Die Stadt Louth wurde hierbei zerſtört, zahlreiche Bauern⸗ 
gehöfte vernichtek und eine große Anzahl von Menſchen und Vieh getötet. Wenn hier 
ſchon unter kleinen Verhältniſſen eine derartige Kataſtrophe eintreten konnte, ſo kann 
man ermeſſen, welch verheerende Verwüſtungen ein Deichbruch bei Wolz in der Marien- 
werder Niederung anrichten würde. Das ganze Weichſelhochwaſſer würde ſich in die 
Niederung ergießen, das Land überfluten und Menſchen und ihr Hab und Gut vernichten. 
Nur die einheitliche Organiſation des Deichverbandes iſt imſtande, die Gefahren ein- 
zuſchränken und zu bekämpfen. 

Deshalb muß der Marienwerder Deichverband in feiner ſtatutenmäßigen Que 
ſammenſetzung und unter der gleichen Staatshoheit beſtehen bleiben. 


Neben dieſer Hauptaufgabe des Deichſchutzes hat der Deichverband der Marien- 
werderſchen Niederung noch die Entwäſſerung feines Bezirks zu regeln. Aus wirtſchaft⸗ 
lichen und techniſchen Gründen darf der Zuſammenhang dieſes einheitlichen Entwäſſerungs⸗ 
ſyſtems, das bis in die Kreiſe Stuhm und Graudenz hinüber greift, nicht zerriſſen 
werden. Bei der Abtrennung einzelner Teile wird eine regelrechte Entwäſſerung un⸗ 
möglich gemacht, die einzelnen Beſitzer werden wirtſchaftlich auf das empfindlichſte де 
ſchädigt, und das ganze einheitlich zuſammenhängende Abflußſyſtem wird der Gefahr der 
Verſumpfung ausgeſetzt. 

Aus den angeführten Gründen iſt daher die Abtrennung einzelner Teile des 
Deichverbandes der Marienwerderſchen Niederung techuiſch und wirtſchaftlich unmöglich. 

Nach ähnlichen Grundſätzen ift der Elbinger Deichverband organiſiert. Er ши 
faßt Teile von 5 Kreiſen, nämlich Stadt, und Landkreis Elbing, Pr. Holland, Marien. 
burg und Stuhm. Eine Trennung iſt auch hier nicht möglich. 220.40 
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b. Aberwachung und Verwaltung. 

Nach Artikel 97 Abſatz 4 des Friedensvertrages werden die Alliierten und 
Aſſoziierten Hauptmächte die Grenze zwiſchen Oſtpreußen und Polen in dieſer Gegend 
feſtſetzen. Dabei werden ſie Polen zum mindeſten für die geſamte Strecke, auf der 
die Weichſel die Grenze bildet, die volle und uneingeſchränkte Yibermachung des Stromes 
einſchließlich feines öſtlichen Ufers in der Tiefe überlaſſen, die für die Regulierung 
und Verbeſſerungsarbeiten erforderlich iſt. 

Bei Abfaſſung dieſer Vertragsbeſtimmung find die Alliierten und Aſſoziierten 
Mächte offenbar von der Annahme ausgegangen, daß es noch zweifelhaft ſei, ob ſich 
die Mehrheit der Bevölkerung in dem unmittelbar neben der Weichſel liegenden Ge- 
bietsſtreifen für Oſtpreußen oder Polen ausſprechen werde. Sie haben alſo mit der 
Möglichkeit gerechnet, daß Polen auf Grund der Abſtimmung die volle Gebietshoheit über den 
Weichſelabſchnitt einſchließlich feines öſtlichen Ufers erwerben könnte, haben aber bem. 
polniſchen Staate »zum mindeſten« — d. h. mithin für den damals nach Auffaſſung 
der Alliierten noch nicht ſicheren Fall, daß die Volksabſtimmung in dieſem Gebietsſtreifen 
gegen Polen entſcheiden ſollte —, das vorerwähnte Aufſichtsrecht ſichern wollen. 

Das Aufſichtsrecht erſcheint in dieſem Zuſammenhange alſo nicht etwa als 
Ausfluß der ſtaatlichen Gebietshoheit, ſondern im Gegenteil als ein bloßer Erſatz für fie. 

Die Gebietshoheit bis zur Weichſelgrenze, d. h. bis zur Hauptfahrrinne des 
Stromes (Artikel 28 und 30), wird alſo nach Sinn und Zweck des Friedensvertrages 
demjenigen Staate zuzuſprechen ſein, für welchen die Volksabſtimmung entſchieden hat. 
Dieſer Staat hat für das ganze Gebiet die Geſetzgebung auszuüben, für Kirche, Schule 
und überhaupt alle Kulturaufgaben zu ſorgen, hat das Gebiet polizeilich zu ſchützen, 
zu verwalten, hat insbeſondere in der Niederung die Deiche zu unterhalten, die Зе 
und Entwäſſerung zu bewirken und endlich auch die Regulierung des Stromes und 
die Verbeſſerungsarbeiten an ihm und an ſeinem rechten Afer vorzunehmen. 

Bei dem mit Sicherheit zu erwartenden überwiegend deutſchen Abftimmungser- 
gebnis wird alſo nach Artikel 28 des Friedensvertrages die Weichſel die Weſtgrenze 
Oſtpreußens bilden. Deutſchland wird alſo in dieſem Gebiet bis zur Hauptfahrrinne 
der Weichſel die volle Staatshoheit mit allem vorher aufgeführten Rechten und Pflichten 
ausüben. Polen wird durch Artikel 97 für dieſen Fall nur die »Überwachung« des 
Stromes einſchließlich ſeines öſtlichen Ufers in einer Tiefe überlaſſen werden, die für 
die Regulierung und Verbeſſerungsarbeiten erforderlich ijt. Der Friedensvertrag macht 
hier einen ausdrücklichen Unterſchied gegen die nach Artikel 104 Abſ. 3 dem polniſchen 
Staat innerhalb des Gebiets der ſreien Stadt Danzig zugeſprochenen Rechte. 

Während der Artikel 104 Abſ. 3 von »contróler et administration“ ſpricht, 
handelt der Artikel 97 lediglich von »eontröles. Das maßgebende Dictionnaire de 
VAcadémie Francaise 7 me edit. 1878 bietet keinerlei Handhabe, um dem Begriff 
»contróles irgendein Exekutivrecht beizulegen. Nach dem Dictionnaire de Ла langue 
francaise par: E. Littre, page 789, ſchließt das Wort und der Begriff «controles 
ſogar jegliche Exekutivbefugnis gänzlich aus: 

Dans le langage politique et administratif le contróle est opposé а 
Paction: c'est un principe que le contróle et Гаспоп doivent étre separes. 

Dieſe Definition ift von um ſo größerer Bedeutung, als nach Littré (page 54) 
gerade das franzöſiſche Wort »administration« den Begriff Aktion bisweilen einſchließt. 
Denn es heißt dort unter 3: »Avee un sons actif, en parlant de celui qui administre: 
und unter 5: »On emploie aussi administration pour gouvernement, considerée 
surtout dans son action administratives. 
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Es kann demnach keinem Zweifel unterliegen, daß das Polen an der Weichſel 
zugeſtandene Kontrollrecht nur techniſchen Charakter trägt, während alle ſonſtigen Fragen 
der Verwaltung oder gar der Exkutive nichts mit Polen zu tun haben, ſondern lediglich 
Sache des Deutſchen Reiches ſind. 

Trotzdem iſt Polen beſtrebt, die Verwaltung des Stromes uneingeſchräukt in die 
Hand zu bekommen. Dieſe unberechtigte und dem Friedensvertrag widerſprechende polniſche 
Forderung muß auf das allerentſchiedenſte zurückgewieſen werden. 

Es wird vorgeſchlagen, dieſes Kontrollrecht der Polen über das öſtliche Ufer der 
Weichſel, ſoweit es die Regulierungs- ufo. Arbeiten am Strom berührt, höchſtens zu: 
zulaſſen bis zu einer Linie, die die Buhnenwurzeln verbindet. Der Anfang der 
Buhnen am Ufer (Buhnenwurzel) iſt auf preußiſchem und bisher preußiſchem Gebiete 
ſtets durch Grenzſteine deutlich markiert, Zweifel und Streitigkeiten ſind alſo bei dieſer 
Art der Feſtſetzung der Kontrollbefugnis unmöglich. Unter allen Umſtänden muß daran 
feſtgehalten werden, daß der Ausbau und die Unterhaltung aller Strombauwerke auf 
dem öſtlichen Weichſelufer weiterhin durch das Deutſche Reich ausgeführt und geleitet 
werden. In jahrhundertelanger Kulturarbeit hat das Deutſche Reich den Beweis 
erbracht, daß es dieſe Arbeiten ohne die Vormundſchaft Polens, das heute ſelbſt noch 
nicht die Weichſel in Kongreßpolen reguliert hat, auszuführen in der Lage ijt. So 
hat der preußiſche Staat für den Ausbau der Weichſel in den letzten hundert Jahren 
mehr als 200 Millionen Mark und für die Unterhaltung der geſchaffenen Strombau- 
werke jährlich rund 2, Millionen verausgabt. Dieſe Aufwendungen find auch 
während der letzten Zeit gemacht worden. Das Waſſerbauamt Graudenz (jest in 
Kurzebrack) allein hat z. B. in feinem Bezirk für ſolche Arbeiten ausgegeben: 
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e ARRASANDO = 
T e een 380 000 >. 


Das dem polniſchen Staat zuſtehende Kontrollrecht darf ſich nur auf die Zweige 
erſtrecken, welche zur einheitlichen techniſchen Leitung erforderlich ſind. 1 

Wie ſchon unter Va ausgeführt, haben die Weichſeldeiche mit ſtrombautechniſchen 
Angelegenheiten nichts zu tun. Die Deiche find Privatbeſitz. Auf die Deiche darf Do 
demnach auch das Kontrollrecht Polens nicht erſtrecken. 

Von der Abzweigung der Nogat bei Montauerſpitze an bildet gleichfalls nach 
Artikel 28 die Nogat. die Weſtgrenze Oſtpreußens. Im Gegenſatz zur Weichſel wird 
die Nogat in Artikel 97 nicht erwähnt. Infolgedeſſen iſt es ſelbſtverſtändlich, daß 
hier auch kein Kontrollrecht der Polen beſteht. Polniſche Anſprüche in dieſer Hinficht 
können nicht anerkannt werden. 

c. Unbehinderter Zugang. 

Nach Artikel 97 Abſ. 5 des Friedensvertrages haben ſich die Alliierten und 
Aſſoziierten Hauptmächte verpflichtet, Vorſchriften zu erlaſſen, die der oſtpreußiſchen 
Bevölkerung den Zugang zur Weichſel und die Benutzung des Stromes für ſie ſelbſt, 
für ihre Güter und für ihre Schiffe unter angemeſſenen Bedingungen und unte 
vollſter Rückſichtnahme auf ihre Intereſſen ſichern. Der Zutritt zur Weichſel 
und die Benutzung des Stromes als Schiffahrtsſtraße wird Oſtpreußen nur dadurch 
ermöglicht, daß entſprechend den Ausführungen unter Vb das rechte Weichſelufer im 
weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebiet im Beſitz des Deutſchen Reiches bleibt. Jede andere 
Löſung birgt die Quelle für eine unabſehbare Kette von Reibungen in fic) und muß 
als ungangbar bezeichnet werden. Wahl und Ausbau von Umſchlaghäfen an dieſer 
Strecke der Weichſel müſſen dem freien Ermeſſen des Deutſchen Reiches vorbehalten bleiben 
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Daneben muß von Polen erwartet werden, daß es in loyaler Erfüllung des 
Artikels 97 Abſatz 5 die Benutzung der Dirſchauer und Danziger Häfen durch die oft. 
preußiſche Bevölkerung gewährleiſtet und den freien und ungehinderten Schiffsverkehr 
zwiſchen Nogat und Weichſel garantiert. 

Die Fülle von Schwierigkeiten und Übergriffen durch polniſche Dienſtſtellen ſeit 
Beſtehen des polniſchen Korridors zeigen, womit Oſtpreußens Bevölkerung bei Aus⸗ 
übung der Weichſelſchiffahrt und Verwaltung zu rechnen hat, wenn nicht der Willkür 
der polniſchen Kontrollbehörden die im Friedensvertrag vorgeſehenen Schranken аш» 
erlegt werden. 

Wir müſſen auf das nachdrücklichſte fordern, daß das durch den Friedensvertrag 
dem Deutſchen Reich verbliebene geringe Maß von Rechten nicht noch weiter verkümmert 
wird. Oſtpreußens Bevölkerung wird ſich polniſchen Anmaßungen an der Weichſel 
niemals beugen. 


VI. Die Oſſalinie. 


In einem Proteſt gegen eine etwaige Teilung Polens erklärte das polniſche 
National-Zenkralkomitee in Poſen im Jahre 1848 folgendes wörtlich: 


»Wir erklären hiermit feierlich, daß, ſobald die Wiederherſtellung 
Polens verwirklicht werden wird, das polniſche Volk, getreu ſeiner ganzen 
Vergangenheit, den zweifelhaften Grenzdiſtrikten die freie Wahl der Regierung 
und Nationalität, denen fie angehören wollen, laſſen wird, « 

Poſen, den 17. April 1848. 

Libelt, M. Mielzynſki, Slomczewſki, Potworawfki, Jarochowfki, 
K. Pruſinowſfki, Moraczewfki, 3. Caſſius.« 


Trotz dieſer ausdrücklichen Erklärung hat es Polen zugelaſſen, daß große Strecken 
deutſchen Landes die zum Teil niemals, zum Teil nur kurze Zeit unter polniſcher 
Oberhoheit ſtanden, ohne Befragung des Volkswillens vom Deutſchen Reiche abgetrennt 
und dem polniſchen Staat einverleibt worden ſind. Wenn ſchon die Anordnung einer 
Volksabſtimmung im alten Deutſchen Ordenslande überhaupt eine Zumutung für die 
Bevölkerung bedeutet und erſt die heutige Schärfe der nationalen Gegenſätze verurſacht 
hat, ſo iſt die Losreißung des ohne jede Befragung der Bevölkerung abgetretenen Weſt⸗ 
preußens vom Mutterlande nichts als eine Vergewaltigung. 

Im beſonderen gilt dies für folgende Gebiete: 

Nordteil des Kreiſes Graudenz bis zur Oſſa, 
Kirchſpiel Leiſtenau und Nordteil des Kreiſes Löbau. 
Im einzelnen wird hierzu bemerkt: 


a. Nordteil des Kreiſes Graudenz. 

Die Oſſa bildet die natürliche Grenze zwiſchen den beiden Wirtſchaftszentren 
Graudenz und Marienwerder. Die Anlage der Stichbahn Garnſee —Leſſen deutet darauf 
hin. Von 155 Gemeinden im ganzen Recife Graudenz find nach der amtlichen Statiſtik 
von 1910 nicht weniger als 94 überwiegend von deutſcher Bevölkerung bewohnt. Hierbei 
iſt zu berückſichtigen, daß die Verhältniszahlen fich in den letzten Jahren nicht unerheblich 
verſchoben haben, wie dies auch an anderen Stellen der Fall iſt. 

Alter Беше фес Beſitz liegt in dieſem Gebiet. Durch die Abtrennung von der 
Wirtſchaftsbaſis Marienwerder wird ein großer Teil der Bevölkerung wirtſchaftlich aufs 
ſchwerſte geſchädigt. 
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Beſonders hervorgehoben fei noch folgendes: 

Herminendorf (50 ha) mit ſeinen 12 ſämtlich deutſchen Bauern — Polen 
gibt es dort nicht — und das Gut Kalmuſen (235 ha), das von jeher in deutſcher 
Hand geweſen iſt, bilden kommunalrechtlich eine Einheit. Beide liegen nur 3 km von 
dem mit ihnen durch Felder verbundenen Garnſee entfernt, während die Entfernung 
nach Graudenz 15 km beträgt. Ein großer Teil der Bauern aus Herminendorf und 
der Beſitzer aus Kalmuſen haben Grundbeſitz bei Garnſee, der von ihren im Kreiſe 
Graudenz gelegenen Gehöften aus bewirtſchaftet wird. 

Die Schneidemühle und der Torfbruch des Beſitzers von Kalmuſen, der elektriſchen 
Strom von der Überlandzentrale in Marienwerder bezieht, find zur Verfrachtung ihrer 
Erzeugniſſe auf den Bahnhof Garnſee angewieſen. Mit einer Anzahl Beſitzer aus 
Garnſeedorf gehört das Gut Kalmuſen zu einer Entwäſſerungsgenoſſenſchaft, deren An. 
lagen durch die heutige Grenze durchſchnitten werden und für welche die Aufſichts⸗ 
behörde in Marienwerder ihren Sitz hat. Die gleichen Verhältniſſe liegen bei dem 
4 km öſtlich gelegenen Buden vor. 

Zwiſchen Buden und Kalmuſen liegt der Bahnhof Garnſee, der wegen ſeiner 
bevorſtehenden Entwickelung als Grenzbahnknotenpunkt unbedingt vergrößert werden muß. 
Schon heute liegen ein Stellwerk, einige Weichen, Haupt. und Vorſignale für die Ein- 
fahrt von Graudenz und Leſſen jenſeits der Grenze auf polniſchem Gebiet. 

Uber die Bedeutung der Gemeinden Gr. und Kl. Wolz iſt bereits unter Va 
geſprochen worden. Es muß aber nochmals betont werden, daß der Verbleib dieſer 
Gemeinden mit den Weichſeldeichen bei Oſtpreußen für die ganze Marienwerder Niede- 
rung geradezu eine Lebensfrage iſt. Das Leben und der Beſitz von tauſenden von 
Einwohnern darf nicht durch einen Paragraphen des Friedensvertrages aufs Spiel geſetzt 
werden. Die derzeitige Landesgrenze durchſchneidet in der Nähe der Nordſpitze des 
Nogath⸗Sees den Gardengafluß, welcher mit einer Reihe von Gräben für eine etwa 
268 qkm große Fläche im Kreiſe Marienwerder die Entwäſſerung bildet. In dieſe 
Waſſerzüge münden die Vorflutgräben von 8 Drainage- und Wieſengenoſſenſchaften mit 
zuſammen 3 940 ha Fläche. Die waſſerwirtſchaftlichen Verhältniſſe dieſer Genoffen- 
ſchaften werden durch die Abſchnürung der Vorfluten äußerſt nachteilig beeinflußt. 
Schon immer war bei dem meiſt geringen Gefälle der Grabenzüge eine ſtändige Зе 
obachtung durch die Genoſſenſchaftsvorſteher und eine mehrmalige Reinigung im Jahre 
notwendig. Um erhebliche Flächen nicht der Verſumpfung anheimfallen und um uicht 
Millionen von Baukapital verloren gehen zu laſſen, muß hier eine Verſchiebung der 
Grenze nach Süden vorgenommen werden. 


b. Kirchſpiel Leiſtenau. 

Das alte Kirchſpiel Leiſtenau liegt an der Oſtgrenze des Kreiſes Graudenz und 
umfaßt die Ortſchaften Groß Leiſtenau, Schloß Leiſtenau, Klein Leiſtenau, Scharnhorſt, 
Groß Partenſchin (darin aufgegangen Kovallek, Luiſenforſt, Babken), Dohnaſtädt, Groß 
Thiemau, Klein Thiemau, Gottſchalk, Oſſowken, Carlshof und Oſſa-Neuſaß. Es ift 
faſt rein deutſch, trägt oſtpreußiſchen Charakter und hat niemals, auch vor 1772 nicht, 
zu Polen, ſondern zum Amt Rieſenburg und damit zu Oſtpreußen gehört. 

Im Jahre 1243 wurde die Grenze zwiſchen dem Bistum Culm und dem Bistum 
Pomeſanien, dem jetzigen Abſtimmungsgebiet Marienwerder, durch die Oſſa, und zwar 
bis zu ihrer Einmündung in die Weichſel gebildet, 1294 wurde durch einen Vertrag 
des Ritterordens mit dem Biſchof von Pomeſanien (Urkunde vom 30. Juli 1294) eine 
Berichtigung und genaue Feſtlegung der Grenze vorgenommen. Wie aus der genannten 
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Urkunde und aus altem Kartenmaterial erkennbar iſt, ging hinfort die Grenze zwiſchen 
Pomeſanien und dem Bistum Culm in oſtweſtlicher Richtung längs der Oſſa bis öſtlich 
Mendritz, bog hier, das Kirchſpiel Leiſtenau öſtlich laſſend, nach Norden ab, um zwiſchen 
Leiſtenau und Widlitz, Gottſchalk und Schönau durch den Schwentener See, dann 
zwiſchen Dohnaſtädt und Schwenten bis zu der Stelle zu führen, an der dieſe beiden 
Ortſchaften mit Waldau zuſammenſtoßen, und fiel dann in weſtlicher Richtung weiter- 
laufend im allgemeinen mit der Grenze der Kreiſe Marienwerder und Graudenz zu- 
ſammen. Die Weſigrenze des Kirchſpiels Leiſtenau iſt teilweiſe auch heute noch durch 
eine mehrere Meter breite Trift im Gelände erkennbar. 

Aus dem öſtlich der genannten Grenze liegenden Pomeſanien entſtanden bei der 
Säkulariſation Preußens (1525) die beiden Hauptämter Marienwerder und Rieſenburg 
ſowie das Erbamt Schöneberg. 

Zu dem Hauptamte Rieſenburg gehörte das Kirchſpiel Leiſtenau mit ſämtlichen 
angeführten Ortſchaften. Die drei Amter bildeten einen Teil des alten Herzogtums 
Preußen (Oſtpreußen). Ihre Grenzen ſind bis zur Bildung der landrätlichen Kreiſe 
Marienwerder, Nofenberg und Graudenz (1816) unverändert geblieben. Damals erſt 

fiel das Kirchſpiel Leiſtenau an den Kreis Graudenz; in kirchlicher Hinſicht blieb es 
aber noch bis zum Jahre 1857 bei der Diözeſe Biſchofswerder (Kreis Roſenberg). 
Noch jetzt gilt im Kirchſpiel Leiſtenau das oſtpreußiſche Provinzialrecht. 

Abgeſehen von dieſen geſchichtlichen Gründen rechtfertigen noch folgende Umftände 
die Forderung der Bewohner des Kirchſpiels, wieder mit Preußen vereinigt zu werden. 

Leiſtenau iſt für die Umgebung der wirtſchaftliche Mittelpunkt mit Kaufläden 
und Handwerkern aller Art ſowie Poſtamt. Dort tagen die Vereine der Un 
gebung. Soweit Beziehungen nach außerhalb gepflogen werden müſſen (Geldverkehr, 
Arzt, Apotheke), beſtehen ſie hauptſächlich nach Oſten, und zwar nach den Städten 
Biſchofswerder und Freyſtadt im Kreiſe Roſenberg. Mit letzterem iſt das Kirchſpiel 
durch Eiſenbahn unmittelbar verbunden. Nach Graudenz dagegen iſt der Verkehr беге 
hältnismäßig gering und äußerſt erſchwert, da die Bahnverbindung dorthin nur über 
Goßlershauſen führt, wo der Sug gewechſelt werden muß, und da der Landweg rund 
35 km beträgt. 

Der Grundbeſitz iſt ſeit der Reformation faſt ausnahmslos in deutſcher Hand. 
Nur je ein kleinerer Beſitzer in Klein Leiſtenau und in Groß Partenſchin iſt polniſch. 
In neueſter Zeit iſt nach der Abtretung noch das Anſiedelungsgut Gottſchalk polo 
niſiert worden. 

Daß auch heute noch nach der Übergabe an Polen die Bevölkerung überwiegend 
deutſch iſt, beweiſt der Ausfall der vor kurzem vorgenommenen Wahl zum polniſchen 
Seym. Im Wahlbezirke Groß Leiſtenau, in dem die Bewohner von Groß Leiſtenau, 
Schloß Leiſtenau, Klein Leiſtenau, Groß Partenſchin, Carlshof, Scharnhorſt und Mendritz 
abgeſtimmt haben, wurden von 588 Wahlberechtigten 497 deutſche und nur 91 polniſche 
Stimmen abgegeben. Dabei iſt noch zu berückſichtigen, daß in den letzteren die Stimmen 
der polniſchen Arbeiter aus Mendritz enthalten ſind, das, wie oben angeführt, nicht zu 
den Ortſchaften des alten Kirchſpiels Leiſtenau gehört. 


с. Nordteil des Kreiſes Löbau. 

Der Nordteil des Kreiſes Löbau bildet mit dem Kreiſe Nofenberg eine Wirt- 
ſchaftseinheit. Dagegen beſteht zu dem ſüdlichen Hauptteil des Kreiſes Löbau jo 
gut wie gar kein wirtſchaftlicher Verkehr. Die Kreisſtadt Neumark iſt mit der 
Eiſenbahn nur über Goßlershauſen, Strasburg oder das deutſch gebliebene Dt. Eylau 
zu erreichen. 
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Die rein ländliche Bevölkerung iſt zur Deckung ihres Wirtſchaftsbedarfs voll- 
ſtändig auf den Kreis Roſenberg mit ſeinen Städten Dt. Eylau, Biſchofswerder, 
Roſenberg und Rieſenburg angewieſen. In den beiden erſten wurden bis zur Ab. 
tretung die Wochen- und Viehmärkte beſchickt und beſucht. Die Landwirte kauften 
künſtlichen Dünger, Sämereien, Futterartikel und Kohle vom Kreisverein in Riefen- 
burg, der Zweigniederlaſſung der Großhandelsgeſellſchaft in Dt. Eylau und bei Kauf— 
leuten in VBiſchofswerder. Ebenſo waren die genannten Städte ihr Abſatzgebiet für 
landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, ſoweit dieſe nicht mit der Bahn in Goßlershauſen, 
Biſchofswerder oder Dt. Eylau verfrachtet wurden. Dorthin verkaufte z. B. der 
Pächter des Bielitzer Sees ſeine Fiſche, dorthin lieferten die Landwirte die Milch. 
Insbeſondere hatte die Molkereigenoſſenſchaft in Bielitz, der nicht nur Güter aus 
dem Kreiſe Löbau, ſondern auch Güter und Bauern aus dem Kreiſe Roſenberg, 
z. B. Peterwitz, angeſchloſſen waren, eine Niederlage in Biſchofswerder. Anderer⸗ 
ſeits gehörten wieder Güter aus dem Kreiſe Löbau (а. B. Rofen) der Molkereige⸗ 
noſſenſchaft in Dt. Eylau an. Die Schneidemühlen von Biſchofswerder und Dt. Eylau 
wurden gleichmäßig benutzt. Aus dieſen Städten mußten die landwirtſchaftlichen 
Maſchinen bezogen werden, wurden Handwerker aller Art, wie Maurer, Zimmerleute, 
Tiſchler beſchäftigt, die in den Dörfern fehlten. Die Beſitzer gehörten den Landwirt- 
ſchaftlichen Vereinen in Dt. Eylau an. Dort und teilweiſe auch in Biſchofswerder 
ſind die Geldinſtitute, die höheren Schulen, die nächſten Arzte, Tierärzte, Apotheken 
und Krankenhäuſer. Wenn auch das fragliche Gebiet zur Landkrankenkaſſe des 
Kreiſes Löbau gehörte, find zu ihr doch die Arzte aus Biſchofswerder und Dt. Eylau 
zugelaſſen und werden auch heute noch bevorzugt. Die evangeliſchen und katholiſchen 
Kirchen in Biſchofswerder und in Dt. Eylau wurden von den Bewohnern mehrerer 
Gemeinden aus dem Kreiſe Löbau beſucht; auch liegen dort die zuſtändigen Friedhöfe. 
Seit der Abtzennung können dieſe aber nicht mehr oder nur unter ſehr erſchwerten 
Umſtänden beſucht werden. Nur die katholiſchen Konfirmanden werden ungehindert 
nach Biſchofswerder durchgelaſſen, die evangeliſchen müſſen neuerdings nach Lonkorſz gehen. 

Der Kreis Roſenberg andererſeits bezog aus dem fraglichen Teil des Kreiſes 
Löbau fein Brenn und Bauholz. Wie ſchon erwähnt, waren Güter aus ihm an 
die Bielitzer Molkereigenoſſenſchaft angeſchloſſen. Die Bieliger Hengſtſtation, die 
weit und breit die einzige iſt, wurde von weither aus dem Kreiſe Roſenberg benutzt. 
Vor allem aber iſt die Verbindung mit den Bahnhöfen Biſchofswerder und Jamielnik 
der Bahnſtrecke Goßlershauſen-Dt. Eylau für den ſüdlichen Kreisteil unbedingt 
notwendig. 

Eng verbunden ſind die benachbarten Teile der beiden Kreiſe durch die 
Regulierungsgenoſſenſchaft der oberen Oſſa. Dieſe wurde im Jahre 1910 
zur Unterhaltung der Waſſerabführung der Offa von Sommerau, durch den Nofen- 
berger, Löbauer und Graudenzer Kreis bis zum Plowenzſee und zur Trockenlegung 
von etwa 1068 ha früher verſumpfter Wieſen gegründet, und zwar mit einer Dotation 
des Staates von 72 000 , einem Darlehen der Provinzial-Hilfskaſſe von 120 000 A 
und einem ſolchen der Kreisſparkaſſe Roſenberg von 48000 A. Der Sitz der 
Genoſſenſchaft iſt Biſchofswerder, die Aufſichtsbehörde der Landrat in Roſenberg. 
Die Zahl der Genoſſen beträgt gegenwärtig 207, zu / deutſche Beſitzer. Sollte 
die Offa künftig die Landesgrenze bilden, dann würden die auf beiden Ufern бе 
findlichen genoſſenſchaftlichen Anlagen wieder verfallen, die Wieſen ſich wieder in 
Sumpf verwandeln und damit ein beträchtlicher Kulturwert zerſtört БОЛ Schon 
jetzt ruht die Tätigkeit der Genoſſenſchaft. 


A као 


Beſonders hervorgehoben ſei folgendes: 

Im Nordteil des Kreiſes Löbau liegen die Gemeinden Fittowo und die 
Güter Schackenhof und Bonin, die außer aus den von weiten Kreiſen der Bewohner 
des Nordweſtteiles des Kreiſes geltend gemachten Gründen gegen ihre Abtretung an 
Polen deshalb proteſtierten, weil ihr Grundbeſitz ſowohl im Kreiſe Löbau als auch im 
Kreiſe Roſenberg liegt. ! 


Die Gemeinde Fittowo bildet einen Vorort von Biſchofswerder, von dem 
ſie nur die Oſſa trennt. Zahlreiche Arbeiter und Handwerker aus ihr fanden bisher 
in der Induſtrie Biſchofswerders dauernde und lohnende Beſchäftigung, haben ſie aber 
nach der Abtretung aufgeben müſſen, da ſie die Grenze nicht überſchreiten können. 
Ebenſo müſſen die Kinder Fittowos, die mangels einer eigenen Schule nach Biſchofs⸗ 
werder eingeſchult waren, jetzt die 4 km entfernte Schule in Krotoſchin beſuchen. Noch 
ungünſtiger liegen die kirchlichen Verhältniſſe, da die nächſte evangeliſche Kirche in 
Lonkorſz, die nächſte katholiſche in Schwarzenau 7 km entfernt find. Die regulierte 
Oſſa teilt eine Reihe von Grundſtücken von Biſchofswerder und Fittowo; dies war, 
ſolange beide Ufer deutjch. waren, unbedenklich, muß jetzt aber zu dauernden Grenjver- 
letzungen führen. Schließlich haben mehrere Beſitzer aus Fittowo (z. B. die Beſitzer 
Teſchendorf und Borowſki) die größte Hälfte ihres Ackers, zum Teil (ей 50 Jahren, 
in der Feldmark von Biſchofswerder gelegen, während ihre Wirtſchaftsgebäude in Fittowo 
ſtehen. Jetzt ſind ſie von ihren im Kreiſe Roſenberg gelegenen Feldern vollſtändig 
abgeſchnitten. 

Das Rittergut Schackenhof liegt mit 315 ha im Kreiſe Löbau, hart am linken 
Oſſaufer, mit 88 ha ohne Gebäude im Kreiſe Roſenberg am rechten Oſſaufer. Dort 
liegen noch Vorwerke in Groß-Peterwitz mit 100 ha und 33 ha, während das Vor- 
werk Aunenwalde, mit 269 ha an Schackenhof öſtlich angrenzend, im Kreiſe Löbau 
gelegen iſt. Von dem ganzen 800 ha großen Beſitz entfallen alſo 589 ha auf den 
Kreis Löbau und 221 ha auf den Kreis Roſenberg. Das Hauptgehöft liegt faſt genau 
in der Mitte des Beſitzes unmittelbar an der Kreisgrenze. Würde dieſe die Landes 
grenze, dann würde der Park, der Weidegarten und das Wieſengelände zerſchnitten und 
ein Teil des nicht zur ſelbſtändigen Wirtſchaft eingerichteten Landes auf dem rechten 
Oſſaufer abgetrennt. Dieſer wird ſeit mehr als einem halben Jahrhundert von Schacken⸗ 
hof aus bewirtſchaftet, während ſich auf ihm nur einzelne Feldſcheunen und Ställe für 
Jungvieh befinden. 

Beim Rittergut Bonin, das ſeit 1854 im Beſitz der deutſchen Familie 
Sonntag iſt, liegen die Verhältniſſe ähnlich wie bei Schackenhof. 420 Morgen, die 
nie zum Königreich Polen gehört haben, liegen auf dem rechten, 140 Morgen mit dem 
Gehöft auf dem linken Oſſaufer. Weitere 240 Morgen des Gutes im Kreiſe Löbau 
find oft ſpäter zugekauft worden. Alle Intereſſen des Gutes, beſonders die wirt— 
ſchaftlichen, neigen nach dem Kreiſe Roſenberg. 

Zwiſchen beiden Gütern bildet die Kreisgrenze der Traupeler See, der durch Зе 
ſchluß des Bezirksausſchuſſes in Marienwerder vom 15. September 1893 in feiner 
ganzen Ausdehnung zum Kreiſe Roſenberg geſchlagen worden iſt. Von polniſcher Seite 
wird die an feinem öſtlichen Ufer führende Grenze zu Unrecht nicht anerkannt. Der 
Pächter des Sees wird ſeit Abtretung des Kreiſes Löbau an der Ausübung ſeines 
Fiſchereirechts auf dem öſtlichen Teile des Sees behindert. Es wird bereits jetzt auf 
diplomatiſchem Wege verſucht, die Anerkennung der Zugehörigkeit des ganzen Traupeler 
Sees zum Kreiſe Roſenberg von Polen zu erreichen. 
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An der öſtlichen Kreisgrenze, 9 km von Deutſch-Eylau, liegt ſchließlich das јен 
1853 im ебе der deutſchen Familie Richter befindliche Rittergut Ludwigs luſt 
mit den beiden Vorwerken Schalenetz und Orlau, zuſammen 750 ha groß. Es grenzt 
in einer Länge von etwa 3 km an die Schönberger und Raudnitzer Forſt im Recife 
Roſenberg, aus der es feinen Holzbedarf deckt. Wirtſchaftlich neigt das Gut voll- 
ſtändig nach Deutſch⸗Eylau, das von dem nur 3 km von Ludwigsluſt entfernten Bahn- 
hofe Jamielnik leicht zu erreichen iſt. Seit vielen Jahren baut der Beſitzer des Gutes 
Zuckerrüben und iſt als Rübenlieferant, Aktionär und Aufſichtsratsmitglied mit der 
nächſtgelegenen Zuckerfabrik Rieſenburg eng verbunden. Eine Abtretung von Preußen 
und damit vom Kreiſe Roſenberg würde für das Gut die ſchwerſten wirtſchaftlichen 
Nachteile bedeuten. 

Allgemein ſei darauf hingewieſen, daß nicht nur die größeren und meiſten Güter 
wie Schackenhof, Bonin, Oſtrowitt, Ludwigsluſt, Buczek, Studa, die Domänen Bielitz, 
Krotoſchin uſw., ſondern auch die Dörfer wie Neuhof, Leckart, Criſchlin uſw. und die 
im Nordweſtzipfel des Kreiſes Strasburg liegenden Gemeinden Groß-Plowenz, Adams⸗ 
dorf und Adl. Neudorf überwiegend deutſch find. Zum größten Teil find dieſe Зе 
ſitzungen ſeit langen Jahren in denſelben Familien. Aus zahlreichen Eingaben geht 
hervor, daß die Bevölkerung dieſes Gebiets die Wiedervereinigung mit Deutſchland 
wünſcht. Daß Meier Wunſch nicht nur bei der deutſchen Bevölkerung beſteht, jondern 
auch von polniſchen Bewohnern geteilt wird, beweiſt unter anderm die an die Inter 
allierte Kommiſſion für Verwaltung und Volksabſtimmung in Marienwerder gerichtete 
Eingabe der Gemeinde Fittowo, unter deren 34 Unterſchriften 13 von Polen herrühren. 

Jetzt iſt der Zeitpunkt gekommen, wo Polen ſein im Jahre 1848 gegebenes 
feierliches Verſprechen zu erfüllen und mit dazu beitragen kann, daß die Grundſätze der 
Mantelnote vom 16. Juni 1919 über die Berückſichtigung der nationalen Zuſammen⸗ 
ſetzung der Bevölkerung nicht ein leerer Schall bleiben! 

»Alle von unzweifelhaft polniſchen Bevölkerungen bewohnten Gebiete ſind Polen 
zuerkannt worden. Alle von einer deutſchen Mehrheit bewohnten Gebiete ſind, ab⸗ 
geſehen von einigen vereinzelten Städten und von auf vor kurzem gewaltſam enteigneten 
Landgütern gegründeten und inmitten unzweifelhaft polniſcher Landſtriche belegenen An- 
ſiedelungen Deutſchland belaſſen worden. Überall, wo der Wille des Volkes zweifelhaft 
їй, iſt eine Volksabſtimmung vorgeſehen worden.« (Antwortnote S. 82.) 

And weiter heißt es: 

»Alle klar beſtimmten nationalen Beſtrebungen müſſen die vollſte Be⸗ 
friedigung finden, die Ihnen gewährt werden kann, ohne neue Gründe der 
Zwietracht und des Gegenſatzes zu ſchaffen oder alte Gründe der Zwietracht 
und des Gegenſatzes zu verewigen, welche mit der Zeit den Frieden Europas 
und folglich den der Welt erneut zunichte machen könnten.“ (Antwortnote 
S. 10.) 

So ері es in der Mantelnote! 

Deshalb fordern wir als die berufenen Vertreter aller Deutſchen des weſt⸗ 
preußiſchen Abſtimmungsgebiets folgende Grenzen: 

Im Weſten: Nogat und Weichſel. 

Im Süden: Die Offa von ihrer Mündung ſtromaufwärts bis Gut Wald- 
heim, von dort die Gemeinden Adl. Neudorf, Groß⸗Plowenz und Adams⸗ 
dorf einſchließend eine Linie, die am Südufer des Groß-Neudorfer Sees 
und Zeliner Sees, dann durch die Mitte des Glowiner Sees und am 
Südufer des Donkorrekſees verläuft. Von hier folgt die Grenze bis zum 
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Skarliner See der Skarlanka, führt dann an dem Südrand der Ge- 
markung Neuhof entlang und ſpringt in gerader Linie zur Drewenz, etwa 
1 km nördlich танап über. Von dieſem Punkte bis zum oſtpreußiſchen 
Abſtimmungsgebiet bilder die Drewenz die Landesgrenze. 
Im Often und Norden: Unveränderten Anſchluß an das oſtpreußiſche Ab- 
ſtimmungsgebiet. 
Weſtpreußens deutſche Bevölkerung erblickt in der Feſtſetzung der vorſtehend де 
forderten Grenzen die Tilgung des an dieſem Teil der Bevölkerung begangenen Unrechtes. 
Der (Geif der vorerwähnten Mantelnote, welche ja die Leitmotive des Friedens- 
vertrages von Verſailles in maßgeblicher Faſſung enthält, wird aber erſt dann voll 
erfüllt fein, wenn auch dem übrigen abgetrennten, hier nicht erwähnten Teil Weſt⸗ 
preußens das Selbſtbeſtimmungsrecht zuerkannt worden iſt. 


C. Schlußbetrachtung. 


Das Abſtimmungsgebiet Marienwerder iſt eine kleine Fläche von rund 2 500 qkm 
mit 160 000 Einwohnern, alſo nicht einmal ſo umfangreich wie das Großherzogtum 
Luxemburg oder wie die Balearen-Jnfel Mallorca. Außer ſeiner blühenden Landwirt 
ſchaft und ſeiner günſtigen Lage zur Weichſel und Nogat hat es nichts aufzuweiſen, 
was fremder Ländergier begehrenswert erſcheinen könnte. Seine Beziehungen zum 
Hauptteil des polniſchen Staates, zum ſogenannten Kongreßpolen, ſind gering. Enger 
iſt fein Zuſammenhang mit dem an Polen abgetretenen Weſtpreußen, und zwar ſowohl 
mit dem unmittelbar im Süden angrenzenden Teile der Kreiſe Graudenz und Löbau 
als auch mit dem Lande weſtlich der Weichſel, durch welches der Verbindungsweg zwiſchen 
Oſtpreußen und dem übrigen Deutſchland führt. Am ſtärkſten aber neigt das Gebiet 
einerſeits nach Oſtpreußen, mit deſſen Städten Königsberg und Elbing es in regem 
Güteraustauſch ſteht, und anderſeits nach dem See, und Weichſelhafen Danzig, auf 
welchen ſeine Verkehrsverbindungen und diejenigen des oſtpreußiſchen Hinterlandes zum 
großen Teile zugeſchnitten ſind. Es bildet geradezu die Brücke zwiſchen Oſtpreußen und 
dem Freiſtaat Danzig. 

Oſtpreußen bedarf dieſes ſeines einzigen Zuganges zur Weichſel. Sie iſt der 
belebende Strom, der die ganze breite Landfläche ſüdlich der Oſtſee durchzieht, und 
bildet die natürliche Verkehrsader für alle Teile dieſes großen Zuſammenhanges. Der 
Anſpruch auf den Zugang zu ihr iſt der Provinz im Friedensvertrage (Art. 97 Abſ. 5) 
auch ausdrücklich gewährleiſtet. Dieſer Zugang kann aber nur dadurch geſichert werden, 
daß das Verbindungsſtück zwiſchen Oſtpreußen und der Weichſel derſelben Gebietshoheit 
unterſteht wie Oſtpreußen ſelbſt. Das Abſtimmungsgebiet ganz oder teilweiſe unter 
polniſche Gebietshoheit ſtellen, würde bedeuten, daß Oſtpreußen bei der Benutzung des 
ihm verheißenen Zuganges dauernd auf »polniſche Vertragstreue« angewieſen fein 
würde. Dem Begriffe der »polniſchen Vertragstreue« hat der junge polniſche Staat leider 
in zahlreichen Fragen, namentlich auch in der für Oſtpreußen ebenfalls wichtigen Frage 
der Verbindung mit dem übrigen Deutſchland (durch den ſogenannten Korridor) einen 
Entrüſtung und Abſcheu erregenden Inhalt gegeben. Beiſpielsweiſe beſchränkt er den 
Verkehr auf eine ganz unzulängliche Nebenſtrecke, während die bisherigen Hauptſtrecken 
geſperrt werden. Außerdem wird der Umfang des Verkehrs ſo ſtark eingeſchränkt, daß 
er nicht im entfernteſten den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen Oſtpreußens entſpricht. Auch 
die uneingeſchränkte Benutzung der Bahntelegraphen und Fernſprechleitungen, die frei, 
Beförderung der Dienſtbriefe, Dienſttelegramme und Ferngeſpräche wird abgelehnt 
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ferner werden willkürlich Bahnſtrecken für längere Zeit ganz geſperrt 
und höhere Gebühren für den Telegraphen- und Telephonverkehr verlangt, obgleich 
Polen mit Telegraphier- und Schaltarbeit an der Verkehrsvermittelung garnicht beteiligt 
iſt. Den Reiſenden werden Paßſchwierigkeiten gemacht, die den Perſonenverkehr nicht 
nur erſchweren, ſondern auch erheblich verteuern. Ja, es iſt ſogar vorgekommen, daß 
deutſche Bürger während der ihnen vertraglich zuſtehenden Durchfahrt durch den Korridor 
ohne jeden Rechtsgrund verhaftet und willkürlich feſtgehalten worden find, ohne daß 
ſie in der Lage geweſen wären, ihren um ſie zitternden Angehörigen auch nur die geringſte 
Nachricht zukommen zu laſſen. Den Schiffsverkehr auf den Waſſerſtraßen zwiſchen Oder 
und Weichſel hat Polen bisher ſogar ganz verhindert, obgleich es ſich in einem Ab- 
kommen vom 22. Oktober 1919 noch beſonders zu ſeiner ſofortigen Freigabe verpflichtet 
hatte (ogl. hierzu Anhang III über polniſche Vertragsverletzungen). Wenn der polniſche 
Staat verſucht hat, einen Teil der gegen ihn erhobenen Vorwürfe durch eine möglichſt 
engherzige Auslegung des Friedens vertrages zu entkräften, fo iſt dies natürlich nur cin 
Grund mehr, die Befriedigung irgendeines lebenswichtigen Intereſſes nicht an das 
brüchige Band polniſcher Vertragstreue zu knüpfen. Denn die Erfüllung eines Ver⸗ 
trages erfordert nicht nur ein Feſthalten am geſchriebenen Wort, ſondern vor allem ein 
redliches und aufrichtiges Handeln im Geiſte und nach dem Zweck der getroffenen 
Vereinbarung. 

Die Wirkungen, welche dieſe vertragswidrige Abſchnürung Oſtpreußens vom 
übrigen Deutſchland notwendig für beide Teile im Gefolge haben mußte, liegen auf 
der Hand. Es ſei nur hervorgehoben, daß oftmals Tauſende von Güterwagen viele 
Tage, ja Wochen hindurch auf beiden Seiten des polniſchen Korridors ftilliegen und 
ihr Inhalt (auf der einen Seite Kohlen und Maſchinen, auf der anderen Seite land— 
wirtſchaftliche Erzeugniſſe und Grubenholz) dem ſo dringend notwendigen Wiederaufbau 
des europäiſchen Wirtſchaftslebens entzogen wird. Würde Oſtpreußen nun auch noch 
von der Weichſel und damit zugleich von dem Seehafen Danzig abgeſchnitten, ſo würde 
dies nicht nur das Wirtſchaftsleben Danzigs empfindlich treffen, ſondern vor allem das: 
jenige Oſtpreußens vollends zum Stillſtand verurteilen. Zur Erfüllung des Friedens- 
vertrages iſt es alſo notwendig, daß das ganze Abſtimmungsgebiet einſchließlich des 
rechten Weichſelufers dauernd mit Oſtpreußen vereinigt wird. Die Beſtimmung 
des Artikels 97 Abſ. 4 ſteht dem, wie oben in Abſchnitt Sb ausgeführt, in keiner 
Weiſe entgegen. Я 

Die deutſche Bevölkerung des Abſtimmungsgebiets legt Wert darauf, das Intereſſe 
ganz Oſtpreuß ens am Abſtimmungsgebiet auch von ſich aus zu betonen. Denn wir 
fühlen uns als Teil Oſtpreußens und des dieſe Provinz in ſich ſchließenden großen 
deutſchen Reichs und empfinden beider Schickſal als unſer eigenes. 

Die Intereſſen Oſtpreußens und des Abſtimmungsgebiets fallen aber auch ſachlich 
inſofern zuſammen, als es ſich in den ganzen Bezirken öſtlich des Anterlaufes der 
Weichſel um eine große wirtſchaftliche und geographiſche Einheit handelt, die von einem 
einheitlichen Verkehrsnetz durchzogen und als geſchloſſener Wirtſchaftskörper in der Lage 
iſt, allen ſeinen Teilen Vorteile zu bieten, die ihnen das wirtſchaftlich zurückgebliebene, 
an ſtändigen Valutanöten krankende Polen niemals wird gewähren können. Ein Teil 
ſtück dieſer Einheit iſt das Abſtimmungsgebiet, das als Ganzes vorwiegend nach den 
Städten Königsberg, Elbing und Danzig neigt und in ſich ſelbſt in dem kerndeutſchen 
Marienburg und in zweiter Linie in dem ebenſo kerndeutſchen, noch niemals in polniſcher 
Hand geweſenen Marienwerder feine wirtſchaftlichen und zugleich geiſtigen Mittelpunkte 
hat. Jede Ortſchaft des Abſtimmungsgebietes ſteht mit einer dieſer Städte, die meiſten 
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ftehen mit beiden in engſter wirtſchaftlicher Verbindung. Es iſt keine Grenzziehung 
innerhalb des Abſtimmungsgebietes denkbar, die einzelne oder auch mehrere Gemeinden 
von beiden Mittelpunkten trennen könnte, ohne die abgetrennten Ortſchaften ihrer natür- 
lichen Lebens und Verkehrsbeziehungen zu berauben. Das weiß auch die kleine polniſche 
Minderheit des Abſtimmungsgebietes ſehr genau. Soweit ſie krotz der trüben Nachrichten 
aus dem abgetretenen Gebiet auch jetzt noch für den Anſchluß an Polen ſtimmen ſollte, 
will ſie damit nur zum Ausdruck bringen, daß es ihr erwünſcht wäre, wenn das 
Abſtimmungsgebiet in ſeiner Geſamtheit polniſch würde. Daß aber einzelne 
Gemeinden aus ihrem natürlichen Zuſammenhange geriſſen und für ſich allein zu Polen 
geſchlagen werden könnten, wünſcht und erwartet De ſelbſt nicht. 

Wie uns bekannt geworden iſt, wird nun allerdings von polniſcher Seite der 
Gedanke erörtert, es würden ſich mutmaßlich in einzelnen weit von der polniſchen Grenze 
entfernten Dörfern polniſche Mehrheiten ergeben, und es würde ſich dann wohl »empfehlen«, 
dieſe abgeſchnittenen Dörfer gegen die vorausſichtlich deutſch ſtimmenden Ortſchaften am 
rechten Weichſelufer auszutauſchen, ſo daß alſo z. B. wegen einer polniſchen Abſtimmung 
in Porſchweiten, Straſzowo oder Dubiel die vollkommen deutſchen Ortſchaften Kurzebrack 
oder Groß Nebrau an Polen zu geben ſein würden. Dem deutſchen Ausſchuß fällt es 
ſchwer, zu derartigen Gedankengängen, die einer vollſtändigen Nichtachtung des Selbft- 
beſtimmungsrechtes der Völker entſpringen, in ruhiger Weiſe Stellung zu nehmen. Die 
Dörfer, die etwa polniſch ſtimmen könnten, liegen auf der Höhe und ſind arm und 
unentwickelt. Die Gemeinden, welche Polen gern dafür eintauſchen möchte, liegen in 
der fruchtbaren, mit Weizenboden geſegneten Niederung und führen ein blühendes wirt⸗ 
ſchaftliches Leben. Die Dörfer auf der Höhe ſind durch eine überwiegend deutſche 
Umgebung von der Verbindung mit dem polniſchen Staate abgeſchnitten. Die Ort⸗ 
ſchaften in der Niederung ſtehen in engſter Verbindung mit dem unmittelbar an ſie 
anſchließenden übrigen Abſtimmungsgebiet und durch dieſes mit ganz Oſtpreußen. Die 
erwähnten auf der Höhe gelegenen Dörfer kann Polen ohne Nachteil entbehren, 
jedenfalls ſehr viel leichter als Deutſchland die Stadt Bromberg und den Netzegau, 
die (іі) nach dem Friedensvertrage ebenfalls der fie umgebenden andersſprachigen Mehr⸗ 
heit haben fügen müſſen (vgl. die Einleitung). Die Ortſchaften in der Niederung 
bedeuten für das Abſtimmungsgebiet und darüber hinaus für ganz Oſtpreußen den im 
Friedensvertrage zugeſicherten Zugang zur Weichſel. Endlich iſt allen im Verbande des 
Deutſchen Reiches verbleibenden fremdſprachigen Bevölkerungsteilen durch die Reichs- 
verfaſſung und durch die ihr entſprechende Landesgeſetzgebung der weiteſtgehende Schutz 
in ſprachlicher und religiöſer und in jeder ſonſtigen Beziehung geſichert (vgl. Einleitung). 
Polen dagegen hat zwar nach Artikel 93 des Friedensvertrages ſein Einverſtändnis 
damit erklärt, daß die alliierten und aſſoziierten Mächte in einen mit ihm zu ſchließenden 
Vertrag die Beſtimmungen aufnehmen, die ſie zum Schutze der nationalen, religiöſen 
und ſprachlichen Minderheiten für notwendig erachten, und hat auch einen dahingehenden, 
Vertrag mit ihnen geſchloſſen, durch welchen allen Einwohnern Polens volle Religions- 
freiheit, gleiches bürgerliches und politiſches Recht ohne Unterſchied des Religions, 
bekenntniſſes und freier Gebrauch der Mutterſprache zugeſichert worden iſt — die ganze 
Geſchichte des abgetretenen Gebietes enthält aber ſeit Inkrafttreten des Friedensvertrages 
eine fortlaufende Kette ſich immer wiederholender Verletzungen dieſes Schutzvertrages 
durch Polen. Die deutſche Sprache wird beſchränkt, deutſche Lehrer werden entfernt, 
deutſche Schulen werden geſchloſſen, ja, die evangeliſchen Gemeinden des abgetretenen 
Gebiets werden ſogar von dem Zuſammenhange mit der preußiſchen Landeskirche der 
älteren Provinzen abgeſchnitten (vgl. Anhang III über »polniſche Vertragsverletzungen «). 
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Die deutſche Bevölkerung des Abſtimmungsgebietes erhebt flammenden Einſpruch gegen 
den Gedanken, daß dem vertragsbrüchigen polniſchen Staate auch nur noch ein einziges 
Dorf mit deutſcher Bevölkerungsmehrheit zugeſprochen werden könnte. Sie erachtet es 
vielmehr umgekehrt für ein Gebot der Gerechtigkeit, daß die alliierten Mächte ſich bei 
Feſtſetzung der Grenze in dieſer Gegend auch der berechtigten Wünſche unſerer un 
mittelbar an uns angrenzenden Brüder im Süden des Abſtimmungsgebietes annehmen 
und ihnen, die wirtſchaftlich, geographiſch, national und dem Herzen nach zu uns 
gehören, im Wege der Grenzberichtigung die von ihnen heiß erſehnte Wiedervereinigung 
mit dem Deutſchen Reiche gewähren. 

Der Deutſche Ausſchuß für Weſtpreußen hat geglaubt, gegenüber der Interalliierten 
Kommiſſion ſich darauf beſchränken zu ſollen, aus der Fülle des ihm zu Gebote ſtehenden 
Materials die vorſtehenden Beiträge zur beſſeren Beurteilung des Abſtimmungsgebietes 
auszuwählen. Wir ſind uns bewußt, daß die von den alliierten Mächten über unſer 
Schickſal zu treffende Entſcheidung, äußerlich betrachtet, nur eine Frage zweiten Ranges 
iſt, denn im Verhältnis zu den großen Gebieten, mit deren Lebensfragen ſich die 
‚alliierten Mächte fortlaufend zu beſchäftigen haben, iff unſere Abſtimmungszone nur 
ein kleines Stück Erdboden. Aber die Forderungen der Gerechtigkeit bleiben dieſelben 
im kleinen wie im großen, und die Anordnung der Volksabſtimmung und die Entſendung 
der Interalliierten Kommiſſion beweiſen, einen wie hohen Wert auch die alliierten 
Mächte darauf gelegt haben, die durch falſche polniſche Informationen verdunkelten 
Verhältniſſe unſeres Bezirks unparteiiſch zu erforſchen und eine freie und unbeeinflußte 
Willenskundgebung der Bevölkerung über ihre Wünſche und Sympathien herbeizuführen. 
Darum haben wir keine Bedenken getragen, uns offenherzig und vertrauensvoll an die 
Interalliierte Kommiſſion zu wenden und ihr unſere Gedanken und Empfindungen über 
das künftige Schicksal unſerer Heimat freimütig vorzutragen Die Interalliierte Kom— 
miſſion hat ihr hohes und verantwortungsvolles Amt mit der Zuſicherung angetreten, 
uns mit der größten Unparteilichkeit zu dem Schiedsſpruch, der unſere Zukunft beſtimmen 
wird, zu geleiten und iſt dieſem Verſprechen bei jeder ihrer Handlungen mit Genauig- 
keit nachgekommen. Wir geben uns der Hoffnung hin, daß ſie auch bei dem für uns fo 
überaus wichtigen Vorſchlage über die Grenzlinie in unſerer Gegend mit derſelben 
Unparteilichkeit verfahren und kein Stück unſeres urdeutſchen Abſtimmungsgebietes dem 
jon über Gebühr mit deutſchen Beſtandteilen geſättigten polniſchen Staate preis- 
geben wird. ~ 


Anhang. 


1. Ortsz und Familiennamen. 


Die Sprache der alten Pruzzen lebt in zahlreichen Orts- und Familiennamen 
des Gebiets weiter, deren altpreußiſcher Kern ſelbſt heute unter der deutſchen oder 
polnischen Hülle noch deutlich erkennbar iſt. Gerade die Ortsnamen im Abſtimmungs⸗ 
gebiet, zumal dem umſtrittenen Stuhmer Kreiſe, beweiſen, daß hier altpruzziſche Stamm- 
ſitze vorliegen und nicht etwa polniſche Siedelungen, die erſt viel ſpäter Platz 
griffen. So erſcheint Barlewitz im Kreiſe Stuhm in einer Urkunde von 1414 als 
Wargen, Wargel, 1565 als Barglewicz, erſt 1639 rein polniſch als Folwark Зато» 
шісі. Hier liegt dem Ortsnamen der altpruzziſche Familienname Wargelis zugrunde. 
In den Namen der Dörfer Waplitz und Teſſensdorf find die altpruzziſchen Familien⸗ 
namen der Wapel und Theſeym enthalten. Teſſensdorf hieß urſprünglich Czesmekayme, 
wobei »kayme« das altpruzziſche Wort für »Dorf« ijt. Das gleiche Suffix erſcheint 
in Watkeim, jetzt Watkowitz und Baldekeim (Baldau). Dietrichsfeld, aus dem die 
Polen Straſzewo gemacht haben, heißt zuerſt Streſſewito; Honigfelde, polniſch Trzeiano, 
iſt altpruzziſch Miditz von Medo = Honig; Gurken, polniſch Grabiſko, iſt von 
altpruzziſch Garbs = Berg abgeleitet, Kalwo von Kalwa = Hügel, Wengern von 
Mango = Woge, Damerau von Damerow = Eichwald, Gulbien (Kreis Roſenberg) 
von altpruzziſch Gulbio = Schwan. Die Beiſpiele ließen ſich noch bedeutend „реге 
mehren. Neben dieſen altpruzziſchen Ortsnamen weiſt das Land Pomeſanien die 
rein deutſchen Namen der Koloniſtendörfer auf, wie Tiefenau, Neudorf, Braunswalde, 
Conradswalde uſw., die ſich größtenteils bis zum Anfang des 14. Jahrhunderts zurück 
nachweiſen laſſen. Über die Herkunft und Verbreitung der deutſchen Anſiedler gibt uns 
die Mundartenforſchung wichtige Aufſchlüſſe. Im ganzen trug die Sprache im Ordens. 
lande ein eutſchieden mitteldeutſches Gepräge, denn es waren überwiegend thüringische, 
ſächſiſche und ſchleſiſche Koloniſten, die der Orden ins Land zog. In den Städten, 
die jetzt entſtanden und bald die Mittelpunkte deutſcher Kultur wurden, herrſchte die 
deutſche Sprache faſt ausſchließlich; auch auf dem flachen Lande bewahrte der deutſche 
Adel anfänglich noch zäh die deutſche Art. Die Urkundenſprache war bis in die Mitte 
des 13. Jahrhunderts das Lateiniſche, aber ſchon fehr früh im Jahre 1255 tauchten 
die erſten Urkunden in deutſcher Sprache auf, früher ſelbſt als im weſtdeutſchen 
Mutterlande. 

Um die Mitte des 14. Jahrhunderts, als der Ordensſtaat feine höchſte Blüte 
erreichte, war das Deutſche in dem Gebiete rechts der Weichſel die herrſchende Landes 
ſprache. Daß die Altpruzzen keineswegs ganz ausgeſtorben waren, beweiſt die Land» 
ordnung Siegfrieds von Feuchtwangen, wo es in bezug auf die deutſche Sprache heißt: 
»Wer pruzziſche Untertanen und Geſinde hat, ſoll fie fleißig zum Gottesdienſt anhalten 
und darauf ſehen, daß De nicht mehr pruzziſch reden, ſondern fie immer möglichſt an 
die deutſche Sprache gewöhnen. Von polniſch ſprechenden Untertanen ift dagegen 
noch nirgends die Rede. Erſt mit dem Aufhören des Zuſtroms aus dem deutſchen 
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Mutterlande und dem beginnenden Verfall des Ordensſtaates hob vom Culmerland, 
Kujawien und Pommerellen her eine ſtärkere polniſche Einwanderung an, die aber 
nirgends in den völlig eingedeutſchten Gebieten Pomeſaniens das deutſche Element 
weſentlich zu ſchmälern vermochte. Wie aber ſelbſt nach 1466 der politiſche Zufammen- 
hang der preußiſchen Lande mit der Krone Polens nur ein loſer war und dieſe ihre 
feierlich verbrieften Rechte keineswegs preisgaben, fo behielt hier das deutſche Element 
auch weiterhin die Oberhand. Im Inkorporations-Privilegium von Kaſimir IV. war 
die Zuſicherung enthalten, daß Weſtpreußen ſeine Sprache, d. h. die deutſche, бе 
halten ſollte, und in der Tat blieb die Amts- und Gerichtsſprache im polniſchen 
Preußen weiterhin deutſch. Die Verhandlungen auf den Landtagen erfolgten bis zum 
Jahre 1551 in deutſcher Sprache, polniſch Sprechende wurden zur Ordnung gerufen 
und ihre Rede nicht zu Protokoll genommen. Selbſt die königlichen Bot- 
ſchaften wurden in deutſcher Sprache vorgeleſen. Das alles konnte aber nicht ver 
hindern, daß mit den polniſchen Beamten und Geſchäftsleuten die polniſche Sprache 
ins Land kam und ſich allmählich ausbreitete. Indeſſen vermochte ſie lediglich links 
der Weichſel und im Culmer Lande feſteren Fuß zu faſſen, die Weichſel⸗ 
niederung bei Marienburg und Marienwerder, die Städte, ſelbſt kleinere wie 
Chriſtburg, Roſenberg, Rieſenburg, Dt. Eylau bewahrten feſt die deutſche Sprache 
und Sitte. 

Der deutſche Adel, der nach dem Verfall des Ordensſtaates den polniſchen König 
ins Land gerufen hatte, wies ſelbſt im Stuhmer Kreiſe zur Ordenszeit noch keine роб 
niſchen Elemente auf. Nun begann er durch den Erwerb polniſchen Grundbeſitzes ſeinen 
Namen zu poloniſieren, und jo entſtanden die deutſch-polniſchen Doppelnamen ber 
Manteufel⸗Zielpinſki, von Hutten Ccapſki, von Noſtiz⸗Borkowſki uſw. Bezeichnend ift 
der Fall, daß die ins Stuhmiſche eingewanderte Familie der Kroszynſki den deutſchen 
Namen Kroſſen annimmt, ein Beweis, daß der Einfluß des deutſchen Adels dort maß- 
gebend war. Auch der Name des deutſchen Bauern, der jetzt vielfach in polonifierter 
Form erſcheint, verleugnet ſeine deutſche Herkunft keinesfalls, und in den Unterſchriften 
der Baudener Willkür von 1610: Kriſtof Lybrecht, Pawel Wyttinck und Jan буша 
erkennen wir die gut deutſchen Namen Chriſtoph Liebrecht, Paul Witting und Johann 
Ziehm So ijt ein großer Teil der heute polniſch klingenden Namen lediglich die pol: 
niſche Form alter deutſcher Familiennamen. Auch die Ortsnamen erleiden jest 
dasſelbe Schickſal und nicht nur erhalten ſie durch die Endung o, owo, ewo, itz, eine 
polniſche Färbung, ſondern werden oft bis zur Unkenntlichkeit ihrer deutſchen Herkunft 
entſtellt. Während bis 1466 faſt gar keine polniſchen Ortsnamen erſcheinen, 
tauchen ſie ſeit der Poloniſierung immer häufiger auf, ohne indeſſen den polniſchen 
Charakter des Ortes in jedem Falle dartun zu können. Als Friedrich der Große 1772 
dem Lande deutſche Kultur und damit ſeinen deutſchen Charakter wiedergab, ließ er, 
da er der deutſchen Sprache gleichgültig gegenüberſtand, die polniſchen Namen der Ortſchaften 
beſtehen, und fo kam es, daß bis im 20. Jahrhundert zahlreiche Namen von Orten pol- 
niſch geblieben ſind, obgleich ihr deutſcher Charakter längſt wieder hergeſtellt war. 
Wenn heute in einem unſerer 4 Kreiſe — im Kreiſe Stuhm — das Polniſche noch 
häufig zu hören up. fo iſt zu bedenken, daß feine dreihundertjährige polniſche Ober- 
hoheit ihm den Weg geebnet hat, daß es dort aber ſo wenig wie in den rein deutſchen 
Nachbarbezirken Marienburg, Marienwerder und Roſenberg eine Heimatberechtigung 
beſitzt. Die Sprachforſchung hat bewieſen, daß dort anfänglich wohl altpruzziſches, 
aber kein polniſches Land geweſen iſt, daß aber die deutſche Sprache und das 
deutſche Volkstum durch die geſchichtliche Entwicklung dort Heimatrechte erworben haben. 
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II. Die Baudenkmäler Pomefaniens. 


Im Zuſammenhang mit dieſer kulturhiſtoriſchen Betrachtung müſſen noch einige 
beſondere Worte über die Baudenkmäler geſagt werden. 
Die alte preußiſche Landſchaft Pomeſanien, die jahrhundertelang der geiſtige 
Mittelpunkt des deutſchen Ordens war, gliederte ſich verwaltungsrechtlich in: 
1. Die Komturei Marienburg, mit dem Ordenshaupthauſe Marienburg und der 
Burg Stuhm, 

2. die Komturei Chriſtburg, deren Burg jetzt zerſtört iſt, 

3. das Bistum Pomeſanien mit den vom Domkapitel erbauten Burgen in 
Marienwerder und Schönberg. 

Die Grundzüge der kunſtgeſchichtlichen Entwicklung laſſen ſich an der Marienburg 
am beſten verfolgen. Jegliche alte Kultur oder Handwerkskunſt, die der Orden hätte 
benutzen können, fehlte. Der 1190 gegründete Orden hatte in Syrien, ſpeziell in 
Akkon, ſein Hauptarbeitsfeld gehabt und ſeit 1291 ſein Haupthaus in Venedig. Der 
Hochmeiſter Hermann von Salza (1210 bis 1239), von Geburt ein Thüringer, weilte 
meiſt in Unteritalien bei feinem kaiſerlichen Freunde Friedrich I. War ſchon überhaupt 
der Zuſammenhang der abendländiſchen Kulturvölker damals recht innig, fo zeigt fic 
das auch beſonders in den baulichen Schöpfungen des Ordens. Die vierflügelige, um 
einen Hof mit Laubengängen gruppierte Bauanlage der Burgen, ähnlich den Kloſter⸗ 
bauten, zugleich die geſchloſſene, wehrhafte Bauweiſe, vielgeſchoſſig mit Ecktürmen ge- 
ſichert wie in alten Kaſtellen, alles das brachten die Ordensritter aus dem Süden 
mit; die hohen Portalniſchen und die farbigen Streifen gehen beſtimmt auf italieniſche, 
die Buchſtabeninſchriften auf ſarazeniſche Vorbilder zurück. Auch die Technik des Bad: 
ſteinbaues, die in dem ſteinarmen Lande notwendig wurde, war dem Abendlande wohl 
bekannt. Oberitalien hat viele alte Ziegelbauten noch aus der Hohenſtaufenzeit (Verona), 
und um 1150 treten ſie auch in der Mark und in Lübeck auf. Die Fülle der Bau— 
aufgaben ſchuf freilich ſehr bald einen eigenen Stil für das Ordensland. Es fehlt der 
reiche, ſpieleriſche Schmuck, das Überwuchern des Zierrates, dafür legten die alten Meiſter 
um ſo mehr Gewicht auf ſchöne Proportionen, klaren Maſſenaufbau und wohldurchdachte 
Grundriſſe. Über den glatten Mauerflächen, die der Feſtungsbau bedingte, ſtehen nach 
dem äſthetiſchen Geſetze der Kontraſtwirkung reicher behandelter Giebel und Portale. 
Hier tritt auch bildneriſcher Schmuck auf. 1270 bis 1280 entſteht die goldene Pforte 
in Marienburg, in der wir noch die Cinfliiffe der thüringiſch. ſächſiſchen Bildhauerſchule 
(Naumburg, Freiberg) verſpüren. 

1331 bis 1344 wurden die beiden Schloßkirchen zu St. Annen und St. Marien 
in ihrer jetzigen Geſtalt erbaut. Der reiche Giebelkranz am Chorhaupte erinnert an 
ähnliche Bildungen in Mitteldeutſchland und namentlich an die von dem deutſchen 
Orden erbauten Kirchen in Mühlhauſen in Thüringen. Mheiniſche Künſtler ſchufen den 
inneren Schmuck, die großen Stuckfiguren der Marienkirche und die Bogenfelder der 
St. Annenportale; in den Malereien der Marienkirche erkennen wir nahe Beziehungen 
zum Meiſter der Wandmalereien im Hanſaſaal des Rathauſes zu Köln. Einzigartig 
iſt der im achten Jahrzehnt des 14. Jahrhunderts entſtandene Mofaiküberzug des großen 
Marienbildes am Kirchenchor, italieniſche Künſtler, die vorher in Prag gearbeitet hatten, 
ſchufen ihn als Denkmal der nahen Beziehungen des Ordenslandes zum Hofe des 
deutſchen Kaiſers Karl IV. 

Unerreicht waren die Ordensbaumeiſter als Raumkünſtler. Der Kapitelſaal des 
Hochſchloſſes, die Kirche und zuletzt der große Remter im Mittelſchloß find Raum, 
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ſchöpfungen von unübertroffener Schönheit. Im Remter wird an die großen Hallen 
der deutſchen Kaiſerpfalzen angeknüpft, aber die zierlichen Sterngewölbe auf ſchlanken 
Granitpfeilern find etwas hier zuerſt Erfundenes und darum für die deutſche Өш 
geſchichte beſonders Wertvolles. 

Ein hervorrragender Förderer der ſchönen Künſte war der Hochmeiſter Conrad 
von Jungingen (1393 bis 1407); fein vertrauter Ratgeber in Bauſachen war der 
Maurer Niclae Fellenſteyn, aus Coblenz gebürtig, der als Baumeiſter im Dienſte des 
Ordens ſtand. Fellenſteyn erbaute von 1394 bis 1396 den neuen Hochmeiſterpalaſt 
und verpflanzte damit die rheiniſche Burgenbaukunſt jener Tage nach dem Oſten. Die 
ſchönen einſäuligen Remter und die vielbewunderte Schauſeite zeigen uns Fellenſteyn als 
einen ſchöpferiſch veranlagten Künftler. 

In Marienwerder feſſelt uns die mächtige Baugruppe des Domes und Dom— 
ſchloſſes, um 1350 begonnen. Die Sitte, neben die Domkirchen die Klauſurräume für 
das Chorherrnſtift zu bauen, findet fic) überall in deutſchen Landen. Eigentümlich ift 
aber der Klauſurbau in Form einer Burg und die Gruppierung dieſer beiden Bauteile 
nicht neben, ſondern hintereinander, in der Längenachſe. Der hohe, gewölbte Mauer 
gang erinnert in ſeiner Kühnheit an die römiſchen Waſſerleitungen. Beachtenswert iſt 
die ſeitliche Stellung des Glockenturmes und die pſeudobaſilikale Querſchnittsform der 
Kirche, zwei hier vielleicht zuerſt erfundene Eigenheiten, die fortan für die ротеја“ 
niſchen Kirchen kennzeichnend wurden. 

Unter den Kunſtwerken des Domes iſt der Dorotheenſchrein von zirka 1395 
wichtig; ſeine Malereien, auf Goldgrund, ſtehen in Beziehungen zu dem Stile des 
Meiſters Theoderich von Prag. Auf italieniſchen Einfluß in den theologiſchen Anſchau⸗ 
ungen weiſt uns ein Wandbild des 14. Jahrhundert im nördlichen Seitenſchiffe hin; 
es ſtellt das Kreuz von Lucca, d. h. einen bekleideten Kruzifixus dar, deſſen Urbild eine 
hochverehrte Reliquie im Dom zu Lucca iſt. Im Anfang des 16 Jahrhunderts ließ 
Biſchof Hiob von Dobeneck (1501 bis 1521) einen mit Schnitzwerk und eingelegten 
Hölzern verzierten Biſchofsſtuhl anfertigen, in deſſen Stilform wir die Hand ſüddeutſcher 
Kunſthandwerker verſpüren. 

Was ſonſt im Lande geſchaffen wurde, ſteht im Banne dieſer beiden Monumental: 
bauten. Schloß Schönberg, 1386 vollendet, iſt ein vieltürmiges, maleriſch gruppiertes 
Burghaus, unendlich reizvoll im Walde und am See gelegen; es ſpiegelt die Poeſie ſüd⸗ 
deutſcher Burgenbauten. 

Das Rathaus in Marienburg, um 1370 erbaut, iſt durch ſeine Anlage als 
Verwaltungsgebäude beachtenswert. Die Laubenfront mit ihren Zinnen und Erkern ſteht 
wieder im Banne rheiniſcher Kunſt. 

9 ſtädtiſche und 15 ländliche Pfarrkirchen der Ordenszeit, nicht alle gleich 
mäßig gut erhalten, ſind wichtig als Denkmäler der Kulturblüte, die im 14. und 
15. Jahrhundert durch die deutſchen Anſiedler erbaut, ſich gleichmäßig über das Land 
verteilten; ſie zeigen die ſchon erwähnten Merkmale des Ordensſtils; großzügig in der 
Maſſenverteilung, aber ſparſam im Schmuck. Die evangeliſche Pfarrkirche zu Deutſch⸗ 
Eylau und die katholiſchen Dorfkirchen zu Lichtfelde (Kreis Stuhm) und Notzendorf 
(Kreis Marienburg) ſind von beſonderer Schönheit. Einzelne Anklänge an das alte 
deutſche Heimatland ſind auch hier wahrnehmbar, ſo in der einſt viergiebeligen Turmſpitze 
zu Lichtfelde. 

Die Zeit von 1466 bis 1772 iſt in dem mit Polen verbundenen Landesteile 
(Stuhm und Marienburg) architektoniſch ziemlich unfruchtbar geweſen. Dagegen zeigt 
ſich in den preußisch gebliebenen Teilen Pomeſaniens, den Kreiſen Roſenberg und 
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Marienwerder, regeres Leben. Der deutſche Adel erwies ſich hier als Kulturträger, fo 
die Polentz in dem Ausbau von Schönberg, im Kirchenbau von Langenau (1600), die 
Kospoth im Schloßbau zu Littchen (1664) oder die Bellings zu Seubersdorf (1685). 
Auch im Stuhmer Kreiſe find anſehnliche Gutshäuſer nur dem deutſchen Adel zu ver 
danken, ſo das untergegangene in Grünfelde von der Familie von Zehmen oder das 
‚Stangenburger Haus von 1678 von der Familie Schack von Wittenau. Am groß. 
artigſten iſt das Schloß, das ſich der preußiſche Feldmarſchall Graf von Finkenſtein 
1716 bis 1720 in Finkenſtein erbaute. 

Daneben iſt in ganz Pomeſanien, beſonders aber in den Niederungen eine wohlhabende 
deutſche Bauernſchaft anſäſſig, deren Siedelungsarbeit durch die Ordensurkunden bis zu 
den früheſten Anfängen genau zu verfolgen iſt. Uralte Motive deutſcher Baukunſt in 
der Raumverteilung, der Herdanlage und der Anwendung der Vorlauben ſchmelzen hier 
zu einem eigenen pomeſaniſchen Bauernhausſtile zuſammen. 

Im 16. Jahrhundert wanderten die holländiſchen Taufgeſiunten (Mennoniten) hier 
ein, deren Häuſer im Zuſammenbau mit den Scheuen und Ställen die Erinnerung an 
ihre frieſiſche Stammesheimaten wachhalten. Im 18. Jahrhundert werden die reichen 
Fachwerksgiebel der fränkiſchen und thüringiſchen Holzbaukunſt hierzulande aufgenommen 
und allerorten verwandt, ſo 1706 an der evangeliſchen Kirche in Katznaſe, 1751 im 
Köſterſchen Haufe in Stalle, 1795 am Schmidtſchen Haufe in Preußiſch⸗Königsdorf, 
alles im Kreiſe Marienburg, aber nur Stichproben aus der großen Menge bäuerlicher 
Baudenkmäler, die ſchon vor 120 Jahren als Zeugen deutſcher Kultur von den Rei: 
ſenden bewundert wurden und noch heute den Stolz des Werders bilden. 

Was haben demgegenüber die Polen während der ganzen Zeit ihrer Herrſchaft 
an kulturellen Leiſtungen auf dem Gebiete der Baudenkmäler vollbracht? Es ſind dies 
2 Spätrenaiſſancegiebel zu Schönwieſe und Altmarck (Kreis Stuhm), das iſt aber auch alles. 

Sm erſten und zweiten ſchwediſchen Kriege find 1626 bis 1629 und 1636 bis 1660 
ſehr viele Kirchen zerſtört worden. Da mußte man die Ausſtattung erneuern, wozu 
meiſtens Elbinger oder Danziger Kunſthandwerker herangezogen wurden. Unter dem 
Silbergerät finden ſich шей deutſche Stücke (Danzig, Marienburg, Elbing), vereinzelt 
auch polniſche Stücke aus Poſen. Die Häuſer des polniſchen Adels, von denen 
eigentlich nichts erhalten iſt, können nur ſehr beſcheiden geweſen ſein. Das einſtöckige 
Gutshaus in GropWayplig Е Ende des 17. Jahrhunderts von der polniſchen Familie 
v. Zawatzky erbaut, ein anmutiges Landhaus, nichts mehr. Beiläufig iſt hierzu zu 
bemerken, daß dieſes Gut noch bis zum Jahre 1581 in deutſchem Beſitz war und 
єтї in dieſem Jahre durch Heirat in den Beſitz eines Mathias Niemajew ёі gelangte. 
Durch Erbſchaft kam es dann 1780 erſt in die Hände der Familie v. Sierakowſki. 
Das jetzt Dominirſkiſche Haus in Hohendorf baute vor 170 Jahren der preußiſche 
Kriegsrat v. Schlammer. Recht wertvoll iſt die große Gemäldeſammlung des Grafen 
v. Sierakowſki in Groß-Waplitz, aber fie beweiſt nur, daß der polniſche Hochadel 
die weſtliche Kultur übernahm; typiſch für die Kultur des Kreiſes Stuhm iſt ſie nicht. 
Sie enthält Deutſche, Holländer, Vlamen, Italiener und Franzoſen; Polen aus neuerer 
Zeit ſind nicht ſehr bedeutend. 


Ш. Rechtsverletzungen der Polen. 


1. Grundſätzlich erhält kein deutſchſtämmiger Bürger des polniſchen Staates die 
behördliche Genehmigung zum Erwerb eines Grundſtücks. Das gilt ebenſo für länd- 
lichen wie für ſtädtiſchen еб. Ein noch weitergehendes Ausnahmerecht wird für 
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Anſiedler konſtruiert. Bei Anſiedlerſtellen wird auch die Beſitznachfolge im Wege des 
Erbganges nicht zugelaſſen. Weder die Witwe, noch Sohn und Tochter erhalten die 
Genehmigung zur Entgegennahme der Auflaſſung. Vielmehr wird regelmäßig kurz. 
friſtig — binnen 2 Monaten — die Räumung der Wirtſchaft, oder aber in ſchroffſtem 
Widerſpruch zu der der deutſchen Minderheit zugeſprochenen bürgerlichen Gleichberechtigung, 
der Verkauf an einen Polen verlangt. 

2. Die als liquidationsfähig angeſehenen Güter werden unter Staatsaufſicht 
geſtellt, und zwar vielfach in einer Form, daß der deutiche Eigentümer ſeines Einfluſſes 
auf den Wirtſchaftsbetrieb beraubt wird. Schon während der Zwangsaufſicht werden 
die deutſchen Angeftellten entlaſſen, die Firmen, mit denen der Eigentümer in Geſchäfts⸗ 
verbindung ſtand, gewechſelt uſw. Dabei wird auch rückſichtslos an Objekte beran- 
gegangen, bei denen die Liquidationsberechtigung durchaus bezweifelt werden muß. 
Ganz zu Unrecht verlangen die Polen Ununterbrochenheit des Wohnſitzes. Für dieſe 
Forderung gibt der Friedensvertrag keinerlei Anhalt. 

3. Ungeheuerliche Drangſalierung aller deutſchſtämmigen Kaufleute und Gewerbe 
treikenden, Nutzbarmachung der Zwangswirtſchaft, um Deutſche von jeder Belieferung 
mit Waren, Rohmaterialien und Kohlen auszuſchließen. Damit Stillegung der Betriebe 
und Herbeiführung der Verkaufsgeneigtheit. Auf dieſe Weiſe iſt die weltbekannte 
chemiſche Fabrik Milch in Poſen in polniſche Hand gebracht worden. 

4. Eine Anzahl Mühlen find zur Zeit ohne jede geſetzliche Unterlage von den 
Staroſten polniſchen Konkurrenten überantwortet worden. Zu dieſer ungeheuerlichen 
Maßnahme genügte der von dem Konkurrenten ausgeſprochene, dem Beſchuldigten gegen 
über gar nicht einmal näher fubftantiierte Vorwurf der Verletzung von Mahlvorſchriften. 

5. In einer Unzahl von Fällen wird auf Grund der in deutſcher Überſetzung 
beiliegenden Verordnung vom 6. November 1919 die Zwangsverwaltung der in бей» 
ſtämmiger Hand befindlichen Unternehmen angeordnet, ohne daß auch nur angedeutet 
wird, inwiefern die Vorausſetzungen, von denen die Verordnung ſpricht, bei den 
betroffenen Unternehmungen gegeben ſind. 

6. Erdroſſelung der deutſchen Schule. Entlaſſung der deutſchſtämmigen, hier 
beheimateten Lehrer auch an rein deutſchen Schulen. Umwandlung deutſchevangeliſcher 
in deutſch⸗katholiſche Schulen, auch bei Überwiegen der deutſchen Schülerzahl und der 
ortsanſäſſigen deutſchen Bevölkerung, — entſchädigungsloſe Fortnahme des Vermögens 
der deutſch-erangeliſchen Schulgemeinden — damit Verhinderung der Nutzung der 
Schulgebäude zur Einrichtung von Privatſchulen. (Rawitſch.) 


IV. Der Einfluß der Volksabſtimmung auf die Weichſel 
und ihr öſtliches Ufer. 
Nachtragsgutachten vom 21. Juli 1920. 


қ I. Gebietshoheit. 

Theſe 1: Die Staatshoheit über alle Teile des Abſtimmungsgebietes wird 
dadurch beſtimmt, daß der Oberſte Rat die Grenze zwiſchen Oſtpreußen und Polen in 
dieſer Gegend feſtſetzt. 

Die feſtzuſetzende Grenze kann theoretiſch auf dreierlei Weiſe gezogen werden, 
nämlich : 
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1. jo, daß das ganze Abſtimmungsgebiet mit Oſtpreußen vereinigt bleibt, 

2, ſo, daß das ganze Abſtimmungsgebiet dem polniſchen Staate zugeſprochen 

wird, 

3. ſo, daß eine Linie durch das Abſtimmungsgebiet gezogen wird. 

Begründung: Die Begründung folgt ohne weiteres aus dem Wortlaut des 
Artikels 97 ЖБ. 4. 

Theſe 2: Maßgebend für die Grenzfeſtſetzung iſt in erſter Linie der durch die 
Abſtimmung kundgegebene Wille der Einwohner, in zweiter Linie die geographiſche und 
wirtſchaftliche Lage der abſtimmenden Ortſchaften. 

Die geographiſche und wirtſchaftliche Lage kommt aber nur zuungunſten vere 
einzelter Minderheitsgemeinden in Betracht, die ſo ungünſtig liegen, daß ſie von dem 
übrigen Abſtimmungsgebiet nicht losgelöſt werden können. 

Begründung: Die Begründung ergibt ſich aus dem Wortlaute des Friedens- 
vertrages in Verbindung mit der Antwortnote der alliierten und aſſoziierten Haupt 
mächte vom 16. Juni 1919. Das Nähere darüber iſt in der Einleitung der 
Denkſchrift des Deutſchen Ausſchuſſes geſagt, deren Ausführungen in dieſer Richtung 
vollſtändig beizutreten iſt. 

Theſe 3: Nachdem die Abſtimmung im ganzen Gebiet eine überwältigende Mehrheit 
für Oſtpreußen ergeben hat, kann die Grenze gerechterweiſe nur fo feſtgeſetzt werden, 
daß das ganze Abſtimmungsgebiet mit Oſtpreußen vereinigt wird. 

Begründung: Die Begründung ergibt ſich aus dem Weſen der Volksabſtimmung 
in Verbindung mit Artikel 97 Abf. 4 und den in der Antwortnote vom 16. Juni 1919 
entwickelten Grundſätzen. 

Theſe 4: Völlig unzweifelhaft iſt die Entſcheidung insbeſondere auch für die Fluß⸗ 
niederung, da die Niederung, abgeſehen von den kleinen Ortſchaften Außendeich, Neu⸗ 
Liebenau und Kramershof, durchweg für Oſtpreußen geſtimmt hat, und dieſe drei Ort 
ſchaften aus dem Abſtimmungsgebiet nicht herausgeriſſen werden können. Das ganze 
öſtliche Niederungsgebiet der Weichſel und der Nogat iſt alſo vollſtändig mit Oſtpreußen 
zu vereinigen. 

Begründung: Die drei genannten Ortſchaften zählen zuſammen nur 263 Ein- 
wohner. Sie gehören zum Deichverbande der Marienwerder Niederung und ihr Schutz 
gegen Überſchwemmung ſowie die Be- und Entwäſſerung ihres kleinen Gebietes können 
nicht abweichend von ihrer nördlichen und ſüdlichen Umgebung geregelt werden. Auch 
läßt ſich eine beſondere Zollverwaltung für dieſe kleine Bevölkerungsinſel nicht 
durchführen. 

Theſe 5: Die Gebietshoheit Oſtpreußens hat ſich von derjenigen Stelle an, wo 
die Nordgrenze des Kreiſes Marienburg auf die Nogat ſtößt, bis zu derjenigen Stelle, 
wo die Südgrenze des Kreiſes Marienwerder die Weichſel verläßt, überall bis zur 
mittleren Linie der Hauptſchiffahrtsrinne der beiden Flußläufe zu erſtrecken. 

Begründung: Die in Theſe 1 erwähnte Grenzfeſtſetzung durch die alliierten 
Hauptmächte entſcheidet über die Gebietshoheit im ganzen Abſtimmungsgebiet. Der 
Umfang dieſes Gebietes iſt durch die Artikel 28, 30 und 96 des Friedensvertrages 
zweifelsfrei feſtgelegt. Das Gebiet umfaßt nämlich die Kreiſe Stuhm und Roſenberg 
und die öſtlich der Nogat und öſtlich der Weichſel liegenden Teile der Kreiſe Marien⸗ 
burg und Marienwerder. Der hier gebrauchte Ausdruck »öftlich« (эй 1 Евб« — » cast of«) 
darf nicht etwa dahin mißverſtanden werden, daß die Weſtgrenze des Abſtimmungsgebietes 
mit dem öſtlichen Flußufer der Nogat und der Weichſel zuſammenfallen ſoll. Denn 
Artikel 100 des Friedensvertrages in Verbindung mit den Artikeln 28 und 30 beſtimmt 
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deutlich, daß die Hauptſchiffahrtsrinne Бес Nogat die Oſtgrenze des Freiſtaates Danzig 
und mithin die Weſtgrenze des Abſtimmungsgebietes bilden ſoll. Ebenſo verläuft die 
Kreisgrenze des Kreiſes Stuhm von altersher in der Hauptſchiffahrtsrinne der Weichſel. 
Dasſelbe muß, unter Berückſichtigung des Wortlautes des Artikels 28, auch von deu 
jenigen Strecke des Kreiſes Marienwerder gelten, wo — nach dem Wortlaut des Artikels 97 
Abs. 4 — ebenfalls die »Weichſel die Grenze bildete. 

Wenn polniſcherſeits der Standpunkt vertreten wird, das Artikel 97 Ab]. 4 dem 
polniſchen Staate auf alle Fälle die Gebietshoheit am ganzen Weichſelſtrome und 
an ſeinem öſtlichen Ufer zuſpreche, ſo widerſpricht dieſe Auffaſſung dem Sinne der 
Volksabſtimmung. Unter Berückſichtigung des durch die Abſtimmung fund- 
gegebenen Willens der Bevölkerung iſt über das ganze Abſtimmungsgebiet 
zu entſcheiden. Es wäre ein vollkommener Widerſpruch, wenn der Friedensvertrag 
einerſeits in den Artikeln 28 und 96 dem Abſtimmungsgebiet einen beſtimmten Um- 
fang gegeben, andererſeits aber in Artikel 97 beſtimmt haben ſollte, daß ein Teil 
dieſes Gebietes (nämlich die öſtliche Hälfte des Weichſelſtromes einſchließlich feines rechten 
Ufers) auf alle Fälle — gleichgültig wie die Abſtimmung ausfallen möge — dem 
polniſchen Staate zuzuſprechen fet. 

Zuſatz: An der dargelegten Auffaſſung des Artikels 97 Ab. 4 ändert auch 
der dort vorkommende Ausdruck »mindeſtens« (au moins«) nichts. Denn wie in der 
Denkſchrift des Deutſchen Ausſchuſſes (Abſchnitt Vb über »Weichſel und Nogat«) ји“ 
treffend ausgeführt iſt, iſt dieſer Ausdruck nur alternativ gemeint und bedeutet, daß 
dem polniſchen Staate auch für den ſchlimmeren Fall eines ihm ungünſtigen Aus- 
ganges der Volksabſtimmung (d. h. alſo im praktiſchen Ergebnis »auf alle Fälle« — 
»in any cases —) immer hin die Überwachung der ganzen Weichſel einſchließlich ihres 
öſtlichen Ufers, überlaſſen werden ſoll. Art und Umfang dieſes Überwachungsrechts, 
das dem polniſchen Staate auf alle Fälle zu überlaſſen ift, find in Artikel 97 Abſ. 4 
genau beſtimmt und einer Erweiterung weder in ſachlicher noch in räumlicher Hinſicht 
fähig. Weit entfernt davon, ſich ſelbſt mit dem gefährlichen Rechte eines willkürlichen 
Ermeſſens auszuſtatten, haben die Alliierten Mächte ſchon bei Abſchluß des Friedens- 
vertrages genau erwogen, welche klar beſtimmten Rechte an der öſtlichen Weichſelhälfte 
und am öſtlichen Stromufer dem polniſchen Staate auf alle Fälle verbleiben müſſen, 
um dieſem großen Anlieger der Weichſel denjenigen Einfluß auf die Regulierung und 
die Verbeſſerungsarbeiten zu ſichern, deſſen er nach Auffaſſung der Alliierten Mächte 
dauernd bedarf. Dieſe Rechte erſchöpfen ſich nach der bündigen Beſtimmung des 
Artikels 97 Abſ. 4 in der Überwachung. Die Überwachung der weſtlichen Hälfte der 
Weichſel einſchließlich ihres weſtlichen Afers ſteht dem polniſchen Staate ohne weiteres 
auf Grund der ihm durch den Friedensvertrag zugeſprochenen Gebietshoheit zu. 
Artikel 97 WGP. 4 des Vertrages gewährt aber dem polniſchen Staate auf alle Fälle 
auch die Überwachung der öſtlichen Weichſelhälfte, alſo die »volle und uneingeſchränkte⸗ 
Überwachung der ganzen Weichſel und fügt, um jeden Zweifel auszuſchließen, noch 
hinzu, daß dieſe Überwachung der ganzen Weichſel auch das öſtliche Ufer in der für 
die Regulierung und Verbeſſerungsarbeiten erforderliche Tiefe einſchließt. 

Theſe 6: Da Oſtpreußen ſtaatsrechtlich einen Beſtandteil des Deutſchen Reiches 
bildet, fällt alſo die Gebietshoheit über das Abſtimmungsgebiet bis zur mittleren 
Linie der Hauptſchiffahrtsrinne der Nogat und der Weichſel dem Deutſchen Reiche zu. 

Zuſatz: Aus dieſer Gebietshoheit fließt u. а. das Recht und die Pflicht, den 
Gemeingebrauch der östlichen Flußhälfte zum Baden, Waſſerſchöpfen, Viehtränken und 
zur Eisentnahme ſowie die Fiſcherei zu regeln, Häfen und Stichkanäle ſowie Bade 
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anſtalten anzulegen und die Strom- und Schiffahrtpolizei auszuüben. Die Gebiets: 
hoheit am Fluſſe und an ſeinem Ufer erſtreckt ſich auf die Verfolgung ſtrafbarer 
Handlungen, die auf dieſem Gebiete begangen ſind, und iſt maßgebend für die Zollgrenze. 


Il. Kontrolle Aberwachung). 

Theſe 7: Die dem polniſchen Staate nach Artikel 97 Abs. 4 zu überlaſſende 
»Kontrolle« des Weichſelſtromes, einſchließlich ſeines öſtlichen Ufers, ſtellt nicht etwa einen 
Ausfluß der polniſchen Gebietshoheit dar, die vielmehr an der Grenze des bisherigen 
Abſtimmungsgebietes endigt, ſondern enthält umgekehrt eine auf der deutſchen Gebiets⸗ 
hoheit laſtende Staatsſervitut zugunſten Polens. 

Begründung: Wie in Abſchnitt I ausgeführt, entſcheidet die vom Oberſten Rat 
feſtzuſetzende Grenze über die Staatshoheit am ganzen Abſtimmungsgebiet. Die dem 
polniſchen Staate zu überlaſſende Kontrolle kann alſo nicht den Umfang des deutſchen 
Staatsgebietes vermindern, ſondern gewährt dem polniſchen Staate nur gewiſſe öffentlich 
rechtliche Befugniſſe gegenüber einem Teil des deutſchen Hoheitsgebietes. 

Theſe 8: Die erwähnte »Kontrolles iſt einerſeits von der Gebietshoheit, anderſeits 
von der Verwaltung zu unterſcheiden. Auf ſeinem eigenen Gebiete ſteht Polen nach 
allgemeinen öffentlich-rechtlichen Grundſätzen die volle Gebietshoheit zu, auf demjenigen 
des Freiſtaates Danzig hat es nach Artikel 104 Nr. 3 Anſpruch auf die Kontrolle und 
Verwaltung«, für das mit Oſtpreußen zu vereinigende Abſtimmungsgebiet beſchränken 
ſich ſeine Befugniſſe auf die bloße »Kontrolle«. Dieſe Kontrolle gewährt dem polniſchen 
Staate kein eigenes Ausführungsrecht (droit d'exécution), ſondern lediglich ein бе. 
wachungsrecht (droit de surveillance). 

Begründung: In der Denkſchrift des Deutſchen Ausſchuſſes (Abſchnitt Vb über 
»Weichſel und ода) iſt bereits ausgeführt, daß das Wort »contróles nach 
franzöſiſchem Sprachgebrauch den Begriff der eigenen Handlung (actions) entgegen- 
geſetzt iſt. Die eigene Handlung (actions) wird auf dem Gebiete ſtaatlicher Aufgaben 
vielmehr durch die Worte »exécution« oder »administration« bezeichnet. Mit dieſem 
Sprachgebrauch ſteht auch die Ausdrucksweiſe des Friedensvertrages überall im Einklange. 
So heißt es im Artikel 203, wo von der Durchführung der deutſchen Abrüſtung die 
Rede iſt, daß die in Betracht kommenden Vertragsbeſtimmungen von Deutſchland unter 
der Überwachung (»contröle«) beſonderer interalliierter Kontrollkommiſſionen „ausgeführte 
(»exécutéese — »executed«) werden follen, dort werden alſo »Überwachung« 
(»contróle<) und »Ausführung« (»exécution<«) ſcharf unterſchieden. Denſelben Unter: 
ſchied zwiſchen Überwachung (»contróle«) und »administratione oder »exécution« 
(»administration« oder »handling«) machen auch die Artikel 233 Anlage II $ 12 
und Artikel 258 (vgl. auch Artikel 322: »contröle sur les entreprises). Endlich 
erläutert Artikel 204 den Ausdruck »contróles durch die dort als gleichbedeutend gebrauchte 
Bezeichnung »surveiller« (»see tos) und Dellt wiederum dieſer »Überwachung« (» surveil- 
lance«) ausdrücklich die »Ausführung« (»exécution«) gegenüber. 

Theſe 9: Die Aufgaben des Deutſchen Reiches, deren Kontrolle dem polniſchen 
Staate zu überlaſſen iſt, decken ſich mit den Aufgaben der Strombauverwaltung und 
find nicht etwa mit den Aufgaben des Deichſchutzes oder gar der Entwäſſerung zu ver- 
wechſeln. 

Die erwähnten Aufgaben find, ſoweit fie über das eigentliche Flußbett hinaus- 
greifen, durch das preußiſche Geſetz vom 20. Auguſt 1883 — Geſetz über die Befug 
niſſe der Strombauverwaltung gegenüber den Uferbefigern an öffentlichen Flüſſen 


17“ 


ee сүр ЈЕ 


(Gejesfamml. 1883 S. 333) — genau geregelt. Danach beſchränken ſich die Befug⸗ 
niſſe der Strombauverwaltung gegenüber den Uferanliegern im allgemeinen auf die 
zwiſchen den Buhnen liegenden Anlandungen und gehen nur hilfs- und ausnahmsweiſe 
um ein geringes darüber hinaus. 

Die Befugniſſe bedürfen vom Standpunkte des Schiffahrtsintereſſes keiner Er- 
weiterung. 


Erläuterung und Begründung. 
1. Aufgaben der Strombauverwaltung. 

Der Herbeiführung einer ungehinderten Schiffahrt dient vor allem die Erhaltung 
einer genügend tiefen Fahrrinne des Stromes, daneben kommt das Setzen der Schiff⸗ 
fahrtszeichen in Frage. у 

Die Tiefe der Fahrrinne wird unmittelbar durch die Breite des Fluſſes bedingt. 
Je breiter der Fluß iſt, um fo geringer iſt ſeine Tiefe. Je ſchmaler er wird, um fo 
kräftiger räumt er durch die unabläſſig wirkende Kraft des fließenden Waſſers ſein Bett 
und verſchafft ſich dadurch ſelbſttätig die ſeiner Waſſerfülle entſprechende Tiefe. Die 
Regulierung des Stromes beſteht darin, den Fluß an ein beſtimmtes Strombett zu 
feſſeln, die Verbeſſerung verfolgt den Zweck, das Bett zu verengen und die Fahrrinne 
zu vertiefen. — Baggerungen ſind in einem ſo kräftig ſtrömenden Gewäſſer, wie es die 
Weichſel iſt, regelmäßig nicht angezeigt. 

Auf der das Abſtimmungsgebiet begleitenden Stromſtrecke geſchieht die Regulierung 
im allgemeinen durch die Anlage von Buhnen, ausnahmsweiſe auch von jogenannten 
Deckwerken. Buhnen ſind Gebilde aus Faſchinen, Draht und Pfählen, die mit Steinen 
beſchwert find, und deren Unterlagen auf dem Grunde des Stromes Sinkſtücke (Strauch⸗ 
matratzen) bilden. Ihre Länge beträgt je nach den örtlichen Verhältniſſen 40 bis 150 m, 
in einzelnen Fällen noch darüber hinaus. Sie ragen in Abſtänden von 100 bis 150 m 
quer in das Flußbett und dienen dazu, den Anlandungen des Stromes einen Halt zu 
geben. Die Waſſerfläche zwiſchen ihnen nimmt am Stromlaufe nicht mehr Teil, ſetzt 
ſich allmählich zu und wird mit der Zeit zum feſten Ufer. Die Anſatzſtelle der Buhne 
am {еп Lande (alfo am alten Ufer) heißt Buhnenwurzel und ijt durch einen Mart: 
ſtein bezeichnet; ihre am weiteſten in den Fluß ragende Spitze heißt Buhnenkopf. 
Die Verbindungslinie der Buhnenköpfe — Streichlinie genannt — bildet die dem 
Strome für die Zukunft vorgeſchriebene Uferlinie. — Deckwerke find feſte, künſtliſche 
Böſchungen, welche ſofort nach ihrer Anlage Strom und Ufer ſcharf voneinander 
trennen. Sie ſind koſtſpieliger als die Regulierung durch Buhnen und finden ſich im 
Abſtimmungsgebiet nur an drei Stellen (bei Stangendorf, Groß-Grabau und an ber 
Münſterwalder Brücke). 

Sämtliche Buhnen auf der Stromſtrecke des Abſtimmungsgebietes ſind bereits vor 
mehr als 35 Jahren erſtmalig angelegt. Im Laufe der Zeit iſt die Entwicklung jo 
weit vorgeſchritten, daß die ehemalige Waſſerfläche ſich zwiſchen dem landwärts liegenden 
Teil der Buhnen bereits an vielen Stellen zu nutzbarem Lande gewandelt hat. Der 
Anlage neuer Buhnen bedarf es an keiner Stelle des Abſtimmungsgebietes. Die Auf: 
gabe der Strombauverwaltung beſteht nur noch darin, die Buhnen zu erhalten, fchad- 
hafte Buhnen auszubeſſern und ſolche, die etwa ganz oder teilweiſe vom Strome aus⸗ 
geſpült werden, zu erneuern, außerdem in der Anlage kleinerer Zwiſchenwerke. 

Langjährige Erfahrung hat gelehrt, daß der Bau und die Unterhaltung der 
Buhnen zweckmäßig vom Strome aus geſchieht. Uferwege, die den Strom auf eine 
längere Strecke begleiten, gibt es nicht. Sie ſind auch noch nie vermißt worden. Der 
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Strom ſelbſt ift die natürliche Fahrſtraße für die Baufahrzeuge und für die Heran- 
ſchaffung und Weiterbeförderung des Materials. Dieſes Material wird teils den Forſten, 
teils dem Gelände zwiſchen den Buhnen entnommen, wo die Anlandungen häufig ſtärker 
zunehmen als erwünſcht erſcheint. Nur hilfsweiſe wird auch das Flußufer zur Entnahme 
von Erde, zur Ablagerung von Material und zur Unterbringung von Arbeitern benutzt. 
Hierzu genügt im Höchſtfalle ein Streifen von 10 bis 15 m landwärts über die 
Buhnenwurzeln hinaus. Einen größeren Raum nimmt die Strombauverwaltung ſchon 
deshalb nicht in Anſpruch, weil die Nutzung des dahinter liegenden Landes ſonſt bein. 
trächtigt wird. 

Wo feſte Deckwerke beſtehen, find Fluß und Land durch die Kante des Ze, 
werks ſcharf geſchieden. Für die Unterhaltung genügt auch hier im Höchſtfalle ein 
Streifen in der vorher erwähnten Breite von 10 bis 15 m. 

Alle ſonſtigen Aufgaben der Strombauverwaltung (Strompolizei, Eisaufbruch⸗ 
arbeiten, Setzen von Schiffahrtszeichen) vollziehen ſich auf dem Strome ſelbſt oder un⸗ 
mittelbar am Uferrande. 

Dieſen Erfahrungen trägt das Geſetz vom 20, Auguſt 1883 (Geſetzſamml. 1883, 
S. 333) Rechnung, indem es der Strombauverwaltung alleinigen Beſitz und volle 
Nutzung an den Anlandungen zwiſchen den Buhnen gewährt (§ 5), ihr landeinwärts 
am alten Ufer aber nur noch die ganz beſchränkten Rechte des § 3 des erwähnten 
Geſetzes (Entnahme von Erde, Lagerung von Material, Inanſpruchnahme von Unter: 
kunftsplätzen für die Arbeiter) einräumt. Übrigens hat ſich die Strombauverwaltung 
auf Grund ihrer Erfahrungen ſogar des Nutzungsrechts an der Fläche zwiſchen den 
Buhnen teilweiſe freiwillig entäußert und ſich mit einem Beſitzſtreifen begnügt, der ſich 
nur bis zu einer Breite von durchſchnittlich 50 m hinter der Verbindungslinie der Buhnen— 
köpfe (der ſogenannten Streichlinie) erſtreckt, alſo erheblich näher zum Fluſſe liegt als 
die Verbindungslinie der Buhnenwurzeln und entſprechend vom alten Ufer entfernt bleibt. 


2. Hochwaſſerſchutz und Entwäſſerung. 

Das von der Strombauverwaltung wahrzunehmende Intereſſe der Schiffahrt бе; 
ſchränkt ſich auf das zwiſchen den Uferrändern des Fluſſes eingeſchloſſene Flußbett. 
Wenn der Strom über ſeinen mittleren Waſſerſtand hinausſteigt und die Uferränder 
überflutet, ſo hindert dieſer Vorgang die Schiffahrt zunächſt nicht. Werden auch die 
am Ufervande aufgeſtellten Schiffahrtszeichen überflutet oder zerſtört, fo muß die Schiff 
fahrt eingeſtellt werden, bei großem Hochwaſſer iſt ſie unmöglich. Die bei ſtarkem 
Anſchwellen des Fluſſes der Niederung drohende Überſchwemmungsgefahr hat aber 
mit der Schiffahrt auf dem Strome nichts zu tun. - 

Der den Flußlauf in größerer oder geringerer Entfernung begleitende Deich ijt 
nicht von der Strombauverwaltung, ſondern von den im Deichverbande der Marien- 
werderer Niederung zuſammengeſchloſſenen Niederungsbewohnern angelegt und für die 
Schiffahrt ohne Bedeutung. Er dient zum Schutze des landwärts gelegenen Niederungs- 
gebiets und iſt an vielen Stellen um Hunderte von Metern von der Verbindungslinie 
der Buhnenwurzeln entfernt. An anderen Stellen tritt er hart an dieſe Linie heran, 
ſo daß die Markſteine dort am Deichfuße ſtehen. An ſolchen Stellen vermeidet es die 
Strombauverwaltung grundſätzlich, bei ihren Arbeiten über die Verbindungslinie der 
Buhnenwurzeln hinauszugehen; denn ſie hat zu allen erforderlichen Hilfsmaßnahmen 
anderweitig reichlich Platz und will natürlich die Verwaltung des Deiches in keiner 
Weiſe beeinträchtigen. 
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Die Entwäſſerung der Niederung hat vollends keinen Zuſammenhang mit der 
Weichſel. Sie geſchieht durch eine Anzahl von Gräben, die landwärts vom Deiche 
liegen und nach ihrer Vereinigung in der alten Nogat ſchließlich bei Weißenberg 
am nördlichen Ende der Niederung durch ein Siel in die ſchiffbare Nogat übergeleitet 
werden. 

Theſe 10: Die dem polniſchen Staate zu überlaſſende Kontrolle fällt mit der 
Überwachung der Tätigkeit der Strombauverwaltung zuſammen. Sachlich wird ſie darin 
beſtehen müſſen, daß den polniſchen Behörden das Recht eingeräumt wird, ſich von dem 
Zuſtande des Stromes und feiner Regulierung und Verbeſſerung (Strompolizei, Hafen: 
anlagen, Eisaufbrucharbeiten, Schiffahrtszeichen, Buhnenbauten und Deckwerke) durch 
Kontrollorgane zu überzeugen, denen die deutſchen Behörden alle auf die genannten 
Verhältniſſe bezüglichen Auskünfte erteilen und Schriftſtücke zur Einſicht vorlegen werden. 
Räumlich erſcheint es ſachgemäß, die Kontrolle außer auf die Stromfläche ſelbſt noch 
auf einen Streifen auszudehnen, der bis zur Verbindungslinie der durch Markſteine 
genau bezeichneten Buhnenwurzeln verläuft. 1 

Begründung: Das Intereſſe Polens an der zum Abſtimmungsgebiet und mithin 
künftig zu Oſtpreußen gehörenden Weichſelſtrecke iſt ein reines Schiffahrtsintereſſe. Der 
Hochwaſſerſchutz und die Entwäſſerung der Niederung kommen für Polen nicht in Frage, 
da die Marienwerderer Niederung ein in ſich geſchloſſenes Ganzes bildet, an welchem 
Polen — abgeſehen von den beiden kleinen, billigerweiſe künftig wieder mit dem 
Deutſchen Reiche zu vereinigenden Gemeinden Groß- und Klein-Wolz — nicht beteiligt 

iſt. Auch beſchränkt der Friedensvertrag die Rechte Polens ausdrücklich auf den Strom 
und auf ſein öſtliches Ufer in der für die Regulierung und Verbeſſerung erforderlichen 
Tiefe und gewährt Polen keinerlei Anſprüche auf eine Kontrolle des Hochwaſſerſchutzes 
oder gar der Entwäſſerung der Niederung. 

Vom Schiffahrtsintereſſe aus bedarf Polen nur der Überwachung des Stromes 
ſelbſt und ſeines Ufers in der erwähnten, für die Regulierung und Verbeſſerung erforder⸗ 
lichen Tiefe. Hierbei iſt jedoch zwiſchen der eigentlichen Regulierung und Verbeſſerung 
und bloßen gelegentlichen Hilfsmaßnahmen zu unterſcheiden. Die in der Erläuterung 
zu Theſe 9 unter Nr. 1 erwähnten ausnahmsweiſe auf das feſte Ufer hinübergreifenden 
Maßnahmen (Entnahme von Erde, Lagerung von Material, Inanſpruchnahme von 
Unterkunftsplägen) tragen einen bloßen Hilfscharakter und bedürfen keiner beſonderen 
Überwachung. Für die Überwachung genügt es vielmehr völlig, wenn der polniſche 
Staat jederzeit in der Lage iſt, ſich von dem Zuſtande der Buhnen und der zwiſchen 
ihnen liegenden Fläche zu überzeugen. 

Die Art und Weiſe der Kontrolle durch Kontrollorgane und durch Erfordern 
von Auskünften ergibt ſich aus ihrem Weſen. Ob darüber hinaus aus dem Weſen einer »vollen 
und uneingeſchränkten« Kontrolle auch das Recht Polens zu folgern iſt, die Abſtellung von 
Mängeln und unter Umſtänden auch die Herſtellung neuer Strombauten rechtswirkſam fordern 
zu dürfen, erſcheint deshalb zweifelhaft, weil fic) der Ausdruck »voll und uneingeſchränkt⸗ 
nach dem Zuſammenhang des Artikels 97 Abſ. 4 anſcheinend gar nicht auf den fachlichen 
Umfang des Kontrollrechts, ſondern nur auf ſeine räumliche Erſtreckung (nämlich in 
der Richtung auf die ganze Weichſel) beziehen ſoll. 

Theſe 11: Die Koſten der ihm zuſtehenden Kontrolle hat der polniſche Staat 
zu tragen. 

Begründung: Da über die Koſten der Kontrolle nichts geſagt iſt, ſind ſie 
nach allgemeinen Grundſätzen von demjenigen zu tragen, zu deſſen Gunſten das Kontroll- 
recht begründet iſt. Das iſt der polniſche Staat. — Die Sache liegt hier, wie einer 


3 


näheren Ausführung wohl nicht bedarf, völlig anders als bei den verſchiedenen im 
Friedensvertrage vorgeſehenen Wiedergutmachungen. 

Darin, daß Polen die Koſten der Kontrolle ſelbſt trägt, liegt auch ein gewiſſer 
Schutz des Deutſchen Reichs gegen eine Überſpannung des Kontrollrechts. Dieſer 
Schutz it um fo mehr am Platze, als es tatſächlich einer Kontrolle des deutſchen Stromes 
durch Polen in keiner Weiſe bedarf. Denn auf dem Gebiete des Strombaues wie des 
Waſſerbaues überhaupt ſind die Deutſchen, wie jeder Sachkundige weiß, den Polen ſeit 
jeher überlegen. 


Ш. Zuſammenfaſſung. 

Artikel 97 Abſ. 4 ſchreibt vor, daß der Grenzfeſtſetzung für das Abſtimmungs⸗ 
gebiet in erſter Linie das Ergebnis der Volksabſtimmung zugrunde zu legen iſt. Da 
die Abſtimmung überall und namentlich auch in der Weichſelniederung eine über 
wältigende Mehrheit für Oſtpreußen erbracht hat, wird alſo das ganze Abſtimmungs⸗ 
gebiet bis zu ſeiner im Friedensvertrage feſtgelegten Grenze, d. h. bis zur mittleren 
Linie der Hauptſchiffahrtsrinne der Weichſel, mit Oſtpreußen und infolgedeſſen mit dem 
Deutſchen Reiche zu vereinigen ſein. Dem polniſchen Staate iſt nur die Kontrolle 
über die Weichſel und über ihr öſtliches Ufer in der für die Regulierung und Ver. 
beſſerungsarbeiten erforderlichen Tiefe einzuräumen. Dieſe Tiefe reicht bis zur Ber 
bindungslinie der Buhnenwurzeln. Der ſachliche Umfang des Kontrollerechts geht dahin, 
daß den polniſchen Behörden das Recht eingeräumt wird, ſich von dem Zuſtande des 
Stromes und ſeiner Regulierung und Verbeſſerung (Strompolizei, Hafenanlagen, Eis⸗ 
aufbrucharbeiten, Schiffahrtszeichen, Buhnenbauten, Deckwerken) durch Kontrollorgane zu 
überzeugen, denen die deutſchen Behörden alle auf die genannten Verhältniſſe bezüglichen 
Auskünfte erteilen und Schriftſtücke zur Einſichtnahme vorlegen werden. Die Koſten 
der Kontrolle trägt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen der polniſche Staat. 

Zuſatz: Nur dadurch, daß Deutſchland die Gebietshoheit bis zur Fahrrinne der 
Weichſel behält, kann der Provinz Oſtpreußen der ihr in Artikel 97 Abſ. 5 ausdrücklich 
zugeſagte und für ihre Lebensintereſſen unentbehrliche Zugang zur Weichſel wirklich 
»geſichert« werden. 


V. Die Grenzziehung an der Weichſel. 


Eine Eingabe des Deichverbandes der Marienwerderer Niederung an den Oberſten Rat 
in Paris vom 4. Auguſt 1920. 


1. Einleitung. 

Der Deichverband hat ſich in größter Beſorgnis um das Schickſal der Niederung 
bereits in mehrfachen Kundgebungen an den Oberſten Rat und an die Offentlichkeit 
gewandt, um die Zerreißung des Deichſchutzes durch die urſprünglich geplante Abtrennung 
eines Uferſtreifens in der Breite von 50 m abzuwehren. Wir begrüßen es mit Ge 
nugtuung, daß der Plan einer ſolchen mechaniſchen Grenzziehung, welche den Deich an 
fünf Stellen überſchreiten würde, nach zuverläſſig erſcheinenden Meldungen aufgegeben 
ſein ſoll. Wir glauben daraus ſchließen zu dürfen, daß auch dem Oberſten Rat daran 
gelegen iſt, die Intereſſen der Deichgenoſſenſchaft in erſter Linie zu ſchützen. Dies 
geſchieht aber fo lange nicht, als das rechte Ufer auch nur teilweiſe in den Händen des 
polniſchen Staates bleibt und dem Deutſchen Reiche die Staatshoheit über Strom und 
Ufer gänzlich entzogen wird. Wir bitten den oberſten Rat deshalb auf das dringendſte, 
nicht auf halbem Wege ſtehenzubleiben, ſondern die großen und berechtigten Intereſſen 
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der Bevölkerung voll zu berückſichtigen und die ganze Niederung einſchließlich des део“ 
graphiſch und wirtſchaftlich notwendig zu ihr gehörenden Vorlandes und einſchließlich 
der öſtlichen Hälfte des Weichſelſtromes der deutſchen Staatshoheit zu belaſſen. 


II. Oeichſchutz und Strombau. 


Wie dem Oberſten Rat aus früheren Darlegungen hinlänglich bekannt iſt, hat 
der Deich den Zweck, das einheitliche Aberſchwemmungsgebiet der Niederung 
gegen Hochwaſſer zu ſchützen, während der Strombau in erſter Linie das Bett des 
Fluſſes feſtlegen und verengen foll, um ihm ſchifſbar zu machen und zu erhalten. Der 
Deich dient alſo dem Lande und ſchützt es gegen den Strom, der Strombau dagegen 
dient dem Strome in ſeiner Eigenſchaft als durchgehende Schiffahrtsſtraße. Während 
ſich aber die Aufgaben des Deichverbandes im Schutze des Hinterlandes erſchöpfen, hat 
der Strombau gleichzeitig die Nebenaufgabe, den Schutz des Hinterlandes gegen Über— 
ſchwemmungen, ſoweit es in ſeinen Kräften ſteht, zu unterſtützen. 

Der Strombau bedarf des Ufers nur ausnahmsweiſe und hilfsweiſe und im 
allgemeinen nur bis zur Verbindungslinie der Buhnenwurzeln oder um ein geringes 
darüber hinaus. Denn die Schiffahrt hat naturgemäß keine ſelbſtändigen Intereſſen 
am Hinterlande, ſondern gleitet, wie der Strom ſelbſt, an ihm nur vorüber. Wo ſie 
des Warenaustauſches wegen anlegt, verliert ſie ihren Charakter als reine Schiffahrt 
und geht in den Güterumſchlag über. Der Deichſchutz dagegen iſt in mehreren 
Richtungen auf das der Strombauverwaltung unterſtehende Vorland und auf einen 
guten Strombau längs des ganzen Verlaufes des Deiches unbedingt angewieſen. 

1. Der Deichſchutz bedarf der Benutzung des zwiſchen Deich und Fluß liegenden 
Vorlandes zur Unterhaltung und Verſtärkung des Deiches. 

Die Hochwaſſergefahr bedroht den Deich immer nur an der Außenſeite. Dieſe 
Außenſeite des Deiches, der an fünf wichtigen Stellen (bei Kanitzken, Kurzebrack, Rothe⸗ 
bude, Außendeich und Rudnerweide) unmittelbar an die Verbindungslinie der Buhnen⸗ 
wurzeln ſtößt, läßt |) ohne Benutzung des Vorlandes, d. 0. alſo des Gebietes zwiſchen 
den Buhnen, gar nicht unterhalten. Der Deichhauptmann muß in der Lage ſein, ohne 
erſt Paßſchwierigkeiten oder polizeiliche oder bürokratiſche Umſtändlichkeiten überwinden 
zu müſſen, in jedem Augenblick anordnen zu können, daß das Vorland betreten wird 
und daß Erde und Strauchwerk aus ihm zum Schutze des Deiches entnommen werden. 
Namentlich zur Zeit des Hochwaſſers handelt es ſich oft um Stunden, mitunter um 
Minuten. Die Leute aus der ganzen Niederung kommen mit Fuhrwerken heran, um 
den Deich zu verſtärken und zu ſchützen. Es wäre unbegreiflich, wenn das Schickſal 
der ganzen, 20 000 ha großen Niederung in ſolchen Zeitpunkten dadurch aufs Spiel geſetzt 
würde, daß eine fremde Staatshoheit in der Lage wäre, die Arbeiten des Deichver- 
bandes zu hemmen und zu unterbrechen. 

2. Die ſorgfältige Unterhaltung der Buhnen dient nicht nur der Regulierung 
des Stromes, ſondern zugleich dem Schutze des Deiches. Der Deichfuß würde gerade 
an den gefährdetſten Stellen der Unterſpülung ausgeſetzt fein, wenn der Fluß ſtändig 
unmittelbar neben ihm dahinſtrömte und nicht durch das zwiſchen den Buhnen liegende 
Vorland abgehalten würde. Deshalb find die Buhnen auch urſprünglich von der 
Deichverwaltung angelegt worden und erſt ſpäter, als das Intereſſe der Schiffahrt 
ſtärker hervortrat, von der Strombauverwaltung übernommen worden. 

Aus demſelben Grunde iſt auch das Vorland zwiſchen den Buhnen ſchon ſeit 
altersher von den Einwohnern der Niederung durch Einpflanzung von Strauchwerk бе 
feſtigt worden. 
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3. Beſonders wichtig für den Deichverband iſt ferner der Eisaufbruch im Früh⸗ 
jahr. Wenn Schnee und Eis am Oberlaufe des Stromes zu ſchmelzen beginnen, dann 
drückt das gewaltig anſchwellende Waſſer des Stromes gegen die Eisdecke, hebt und 
zertrümmert fie und wälzt die Eisſchollen mit ſich. Die Schollen ſtoßen und heben ſich 
übereinander. Erfolgt kein Eingriff, ſo ſetzen ſich dieſe Geſchiebe an engen Stromſtellen 
feſt und können, vom Grunde an aufwachſend, die Krone des Deiches erreichen. Sie 
hemmen den Ablauf des Waſſers und zwingen es, über den Deich hinweg in die 
Niederung überzutreten. Gleichzeitig ſtoßen die Eisſchollen auf dem ungeregelten Waffer- 
laufe gegen den Deich, zerſtören ihn und bringen die Gefahr des Deichbruches mit ſich 
(ſo geſchehen im Jahre 1888). 

Allen dieſen Gefahren kann die Deichgenoſſenſchaft aus eigener Kraft nicht бе 
gegnen, da fie nicht Herrin über den Strom iſt. Es ijt daher Aufgabe der Strom- 
bauverwaltung, die örtlichen Intereſſen der Niederung dadurch zu fördern, daß ſie den 
Schmelzwaſſern und den in ihnen treibenden Eisſchollen einen glatten und ungehinderten 
Abfluß ermöglicht. Dies geſchieht alljährlich durch Eisaufbruch mittels Brechdampfers. 
Der Deichverband erſtattet deshalb der Strombauverwaltung alljährlich anteilig die 
Koſten der hierfür geleiſteten Arbeiten. ` 

Zu 1 bis 3. Das Lebensintereſſe der Marienwerderer Niederung zwingt daher 
gebieteriſch zu der Forderung, daß die Strombauverwaltung auf der ganzen die 
Niederung begleitenden Stromſtrecke in deutſcher Hand bleiben muß. Der polniſche 
Staat hat am Strome, ſoweit er an deutſchem Hinterlande vorbeifließt, nur ein Schiff⸗ 
fahrtsintereſſe und wird durch die Bedürfniſſe der Niederung in keiner Weiſe berührt. 
Auch beim beſten Willen kann eine fremde Staatshoheit uns nicht ſo ſchützen wie die 
eigene, da es einer ſtändigen Fühlungnahme zwiſchen Deichverband und Strombauver⸗ 
waltung bedarf, wie fie mit einer fremden Strombauverwaltung nicht möglich iſt. 
Endlich kann der Deichverband den Hinweis darauf nicht unterlaſſen, daß die Beamten 
der polniſchen Strombauverwaltung bei der Bevölkerung keineswegs dasſelbe Vertrauen 
genießen, wie Diejenigen der deutſchen. Nur wer gefliſſentlich die Augen ſchließt, kann 
ſich die Tatſache verhehlen, daß das Beamtentum überhaupt und insbeſondere das ftrom- 
bautechniſche Beamtentum in Polen hinter dem deutſchen an Sachkunde und Erfahrung 
weit zurückbleibt. E 

Was insbeſondere die Eisbrucharbeiten angeht, fo darf fic) Oſtpreußen unbebent- 
lich darauf verlaſſen, daß der Freiſtaat Danzig, ſchon im Intereſſe des Schutzes des 
großen zwiſchen Weichſel und Nogat liegenden Werders, dem Schmelzwaſſer durch Eis- 
brecherarbeit einen regelmäßigen Abfluß verſchafft. Die anſchließenden Aufbrucharbeiten 
auf der Stromſtrecke von Weißenberg aufwärts bis Groß- und Klein-Wolz werden aber 
nur dann im Intereſſe der Marienwerderer Niederung durchgeführt werden, wenn ſich 
die ſachkundige deutſche Strombauverwaltung dafür einſetzt. Falls Deutſchland von 
jeder Beteiligung am Strombau ausgeſchloſſen fein ſollte, fo beſteht ſogar die Gefahr, 
daß von polniſcher Seite eine Überflutung der Marienwerderer Niederung zur Rettung 
des eigenen — polniſchen — Ufers nicht ungern geſehen werden würde. 

4. Endlich ſei wegen des Uferſtreifens bemerkt, daß die Niederung auch ein rein 
wirtſchaftliches Intereſſe am Vorlande und am Zutritt zum Strom hat. In dieſer 
Richtung berühren ſich die Intereſſen aller Niederungsbewohner, von denen nur die 
Fiſcher, Korbmacher und Viehhalter hervorgehoben feien, die des Uferſtreifens bis an 
den Strom heran dringend bedürfen. 

Ebenſo wie ganz Oſtpreußen braucht ferner natürlich auch die Marienwerderer 
Niederung den Zugang zum Strome für den Güteraustauſch. Der Strom bildet für 
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den Deichverband noch beſonders die Verkehrſtraße zur Heranſchaffung des Deichſchutz⸗ 
amterials (Strauchwerk, Pfähle, Steine, Draht). 


III. Der Zohannisdorfer Bezirk. 

Nach Zeitungsmeldungen follen die fünf Ortſchaften Johannisdorf, Außendeich, 
Neuliebenau, Kleinfelde und Kramershof der polniſchen Gebietshoheit unterſtellt und 
damit aus dem Deichverbande der Marienwerderer Niederung herausgeriſſen werden. 
Dieſe Meldung iſt für jeden, der die Verhältniſſe der Niederung kennt, unfaßbar. 

1. Die Niederung bedarf eines einheitlichen Deichſchutzes, der an keiner Stelle 
unterbrochen werden darf. Reißt der Deich auch nur an einer einzigen Stelle, jo 1 
die ganze 20 000 ha große Niederung gefährdet. Es iſt, wie jeder Sachverſtändige 
beftátigen muß, und wie der Oberſte Rat bereits dadurch anerkannt hat, daß er den 
Plan der Abtrennung eines 50 m-Streifens hat fallen laſſen, techniſch nicht möglich, 
die Niederung zu ſchützen, ohne daß der Deich einer einheitlichen Leitung unterſteht. 
Deshalb werden wir nicht aufhören, zu fordern, daß die Ortſchaften Klein- und Groß⸗ 
Wolz am oberen Ende der Niederung wieder der deutſchen Staatshoheit unterſtellt 
werden, und deshalb erheben wir eindringlich dieſelbe Forderung für die fünf Ort 
ſchaften bei Johannisdorf. Der Friede von Verſailles vertritt den Grundſatz, daß ſich 
aus wirtſchaftlichen und geographiſchen Gründen die Minderheit der Mehrheit fügen 
müſſe. Die mit polniſchen Beſtandteilen durchſetzten Ortſchaften des Johannisdorfer 
Bezirkes müſſen ſich deshalb der ſie umgebenden geſchloſſenen deutſchen Mehrheit fügen 
und um des Schutzes der ganzen Niederung willen bei Deutſchland bleiben. 

2. Es iſt nicht durchführbar, etwa einen zweiten Deich zwiſchen den von Polen 
beanſpruchten Ortſchaften und dem deutſch bleibenden Teile der Niederung zu ziehen. 
Zur Errichtung eines ſolchen zweiten Deiches fehlt es an Ort und Stelle an Material. 
Der Deich würde fruchtbares Niederungsgebiet durchſchneiden und damit entwerten. Bei 
den heutigen Arbeitslöhnen, bei der Notwendigkeit der Heranführung von Material aus 
der Ferne und mit Rückſicht auf die Koſten der Enteignung des wertvollen Grund und 
Bodens würden ſich die Geſamtkoſten des neuen Deiches mindeſtens auf 10 Millionen 
Mark ſtellen, alſo auf einen Betrag, der den Wert der fünf abzutretenden Ortſchaften 
überſteigt. 

Der neu zu ziehende Deich würde außerdem das Entwäſſerungsſyſtem der Marien- 
werderer Niederung zerſtören. Sowohl die alte Nogat wie die Kathrinke, welche eine 
Hauptentwäſſerung des ganzen Polders darſtellen, müßten mit unverhältnismäßig hohen 
Koſten verlegt werden. 

3. Die fünf Ortſchaften ſelbſt würden durch ihre Abtrennung vom Deutſchen 
Reiche ſchwer geſchädigt werden. Die Zerreißung ihres Entwäſſerungsſyſtems würde 
zur Verſumpfung ihres Gebiets führen müſſen. Sie würden auch nicht in der Lage 
ſein, das Grabenſyſtem und ihren Deichſchutz auf eigene Koſten auszuführen und zu 
unterhalten, da dieſe Koſten bisher ſtets von der geſamten Niederung in ihrer vollen 
Breitenerſtreckung getragen worden ſind. і 

Im Winter würden die Ortſchaften von jedem Verkehr, auch von der ärztlichen 
und geſchäftlichen Verſorgung abgeſchnitten ſein, da ein Fährbetrieb nach dem polniſchen 
Ufer dann techniſch nicht möglich iſt. 

4. Die Bewohner der fünf Ortſchaften wollen auch deshalb gar nicht zu Polen. 
Auch diejenigen Einwohner, die am 11. Juli ihre Stimme für Polen abgegeben haben, 
haben damit nur zum Ausdruck bringen wollen, daß ſie den Wunſch hatten, das ganze 
Abſtimmungsgebiet möchte an Polen fallen. Sie ſind aber aufs höchſte beſtürzt, daß 
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fie nun für fic) allein aus dem im übrigen bei Deutſchland bleibenden Abſtimmungs⸗ 
gebiet herausgeſchnitten und Dh ſelbſt überlaſſen werden follen, Eine ſolche Zerreißung 
des Niederungsgebiets und des Uferlandes haben ſie weder gewollt noch auch für 
möglich gehalten. Wenn ſie aus naheliegenden Gründen mit öffentlichen Erkärungen dieſer 
Art teilweiſe zurückhalten, ſo iſt ihre Willensmeinung durch unparteiiſche Ausfrager doch 
mühelos zu erforſchen. Auch haben ſie den unterzeichneten Deichhauptmann ausdrücklich 
beauftragt, alles zu tun, um noch in letzter Stunde dafür zu ſorgen, daß ſie bei der 
Geſamtniederung verbleiben, und ſie haben mich ausdrücklich gebeten, mich beſonders in 
ihrem Intereſſe bei dem Oberſten Rat für ihre Belaſſung bei Oſtpreußen zu verwenden. 


IV. Der Hafen von Kurzebrack. 

Mit tiefem Schmerze und mit Bitterkeit hat der Deichverband ferner von dem 
Plan Kenntnis genommen, auch den Hafen von Kurzebrack an Polen auszuliefern. 
In dieſem Hafen lagen regelmäßig die Materialien der Strombauverwaltung in 
ſolchem Umfange, daß ein Teil davon zum Schutze des Deichverbandes zur Bew 
fügung ſtand und der Deichverband ſtets im Augenblicke der Gefahr darauf zurück 
greifen konnte. Der Hafen war alſo eine ſtändige Vorratskammer für den Deich 
verband. Fällt er an Polen, ſo verliert der Deichverband die Möglichkeit, ſich in dieſer 
Weiſe zu ſchützen, auch weiß er dafür keinen Erſatz. 

Aber auch abgeſehen von dieſem beſonderen Intereſſe vermag der Deichverband 
überhaupt nicht zu verſtehen, aus welchem erdenklichen Geſichtspunkte heraus hier ein 
Hafen nicht, wie es ſich ſonſt doch von ſelbſt verſteht, zum Hinterland, ſondern zu einem 
anderen Staate geſchlagen werden ſoll, zumal gerade der Hafen von Kurzebrack infolge 
ſeiner Verbindung mit der Kleinbahn die günſtigſte Stelle für den im Friedensvertrage 
vorgeſehenen Zugang Oſtpreußens zur Weichſel darſtellt. 


V. Entwäſſerung der Niederung. 

Die Entwäſſerung der Niederung geſchieht mittels Gräben, deren Waſſer bei 
Weißenberg durch ein Siel in die ſchiffbare Nogat überführt wird. An dieſer Stelle 
befinden ſich drei Waſſerbauwerke, nämlich die Schiffahrtsſchleuſe der Nogat, das 
Einlaßbauwerk zwiſchen Weichſel und Nogat und das Siel, durch welches die Ent: 
wäſſerung der Marienwerderer Niederung in die Nogat abläuft. Nicht nur am Siel, 
deſſen unſachgemäße Verſchließung zur ſofortigen Verſumpfung der Niederung führen 
müßte, ſondern auch am Einlaßbauwerk hat die Niederung ein Lebensintereſſe. Wird 
durch das Einlaßbauwerk eine übermäßige Waſſermenge in die ſchiffbare Nogat über. 
geleitet, fo kann nicht nur das Waſſer aus der Niederung nicht mehr in die Nogat 
überſtrömen, ſondern es tritt umgekehrt das Nogatwaſſer im Wege des Rückſtaues in 
die Niederungsgräben über und kann dort die größten Verheerungen anrichten. Die 
Niederung iſt daher nur geſchützt, wenn, wie bisher, Siel und Einlaßbauwerk in deutſcher 
Hand bleiben und der entſcheidende Einfluß auf ihre Offnung und Schließung in Dier, 
einſtimmung mit den geſchloſſenen Verträgen dem Deichverbande verbleibt. 


VI. Gerechtigkeit. 

Die Bevölkerung der Niederung erhebt endlich mit Ernſt und Nachdruck die 
Forderung nach gerechter Behandlung. Der Friede von Verſailles verheißt uns Ge 
rechtigkeit und ſtellt für das Abſtimmungsgebiet in die erſte Reihe den Gedanken des 
Selbſtbeſtimmungsrechts, in die zweite denjenigen der Berückſichtigung der geographiſchen 
und wirtſchaftlichen Lage. Nach dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker ſteht das Ab- 
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ſtimmungsgebiet, ſoweit die Bewohner deutſch geſtimmt haben, uns zu, und die kleine 
polniſche Minderheit im Johannisdorfer Bezirk muß ſich aus Gründen der geographiſchen 
und wirtſchaftlichen Lage der fie umgebenden deutſchen Mehrheit ebenſo fügen, wie nach 
den Worten der Antwortnote vom 16. Juni 1920 die unbeſtreitbar deutſche Bevölkerung 
von Bromberg der fie angeblich umgebenden polniſchen Mehrheit »geopfert« worden iſt. 
Die nach Artikel 97 Wf. 4 an Polen zu überlaſſende Kontrolle über die Stromregu⸗ 
lierung hat mit der Staatshoheit über das Abſtimmungsgebiet nichts zu tun. Ihre 
Erweiterung zur Staatshoheit würde — das müſſen wir angeſichts des Ernſtes der 
Lage unumwunden ausſprechen — einen glatten Rechtsbruch bedeuten, gegen den wir 
im voraus aufs ſchärfſte Verwahrung einlegen und dem wir uns niemals fügen werden. 
Die alliierten Hauptmächte haben die Gewalt des Schwertes auf ihrer Seite. Wir 
warnen aber davor, dieſe Gewalt anſtatt der reineren und auf die Dauer ſtärkeren 
der Gerechtigkeit in die Wagſchale der Entſcheidung zu werfen. Die Folge würde nur 
die ſein, daß Gründe des Zwiſtes und des Gegenſatzes geſchaffen werden würden, welche 
unſer Gebiet niemals zur Ruhe kommen laſſen würden. Denn niemals werden wir 
aufhören können, mit Ausdauer und Beharrlichkeit zu fordern, daß unſer Lebensintereſſe 
gewahrt werde und daß das einheitliche Überſchwemmungsgebiet der Niederung ein- 
schließlich des notwendig zu ihm gehörenden Vorlandes derſelben Staatshoheit unterftellt 
bleibe wie die Niederung ſelbſt. Bei einer anders lautenden Entſcheidung wird — fo 
fürchten wir — nur zu bald der Tag kommen, an dem der nicht mehr genügend 
geſchützte Damm zerreißt und ein zerſtörendes Hochwaſſer das Werk mühſeliger, Sabre 
hunderte alter Arbeit vernichtet und uns alle verarmen läßt. Noch lauter als heute 
werden wir es dann in alle Welt hinausrufen, daß der Oberſte Rat in Paris und er 
allein die Verantwortung dafür trägt, und bis auf den letzten Mann wird — das 
wiſſen wir ſchon heute gewiß — die Bevölkerung der Johannisdorfer Gegend in dieſen 
unſern anklagenden Ruf einſtimmen. 

Noch iſt das drohende Unheil nicht geſchehen, noch haben es die alliierten Mächte 
in der Hand, Gerechtigkeit zu üben. Ob dem polniſchen Staate auf die ihm durch die 
Volksabſtimmung geſchlagene Wunde durch anderweitiges Entgegenkommen auf unſere 
Koſten ein Pflaſter gelegt werden ſoll, das iſt ein kleiner Geſichtspunkt, der bei einem 
gerechten Nichterſpruche nicht ins Gewicht fallen darf. Eine große und ſchöne Tat 
aber würde es fein, wenn der Oberfte Rat ſich entſchließen wollte, in einem Falle, 
wo alle Gründe der Gerechtigkeit ausſchließlich für Deutſchland ſprechen, dem waffen⸗ 
loſen Deutſchen Reiche die verheißene Gerechtigkeit ohne Abzug widerfahren zu laſſen. 
Auch für Polen würde eine ſolche Entſcheidung das beſte ſein; denn ein altes deutſches 
Sprichwort ſagt, und tauſendjährige Erfahrung hat es beſtätigt: »Unrecht Gut де 
deihet nicht.« 
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